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PETER KLEIST 


Europa endet nicht an der Elbe 


Versailles-Europa hat Rußland verloren 


Eine der erstaunlichsten Entwicklungen im Geistesleben des Abendlandes ist 
der Schrumpfungsprozeß des europäischen Selbstbewußtseins seit dem Ersten 
Weltkriege. 


Das Jahr 1914 sah Europa als die uneingeschränkte Beherrscherin der Erde. 
Die Vereinigten Staaten von Amerika waren eine erst aufwachsende Kolonialmacht, 
die an Großbritannien verschuldet war. Die farbigen Völker standen in unbeding- 
ter Botmäßigkeit, Afrika, Ost- und Südostasien wurden von England, Frankreich 
und Deutschland beherrscht, während das Zarenreich als europäische Kontinental- 
macht den Siedlungsboden des weißen Mannes bis nach Wladiwostok ausgedehnt 
hatte. Die Land- und Seegrenzen Europas waren in alle Richtungen hin weit über- 
schritten, die Macht der Welt wurde in den Kabinetten von London, Paris, Berlin, 
Wien und Petersburg gehandhabt. 

Das Jahr 1918 bringt die USA in eine beherrschende Gläubigerstellung, läßt die 
farbigen Völker erwachen und selbstbewußt werden, während Frankreich und 
Deutschland ihre schweren Wunden erst langsam wieder schließen. Das entschei- 
dende Ereignis aber ist die bolschewistische Revolution vom November 1917, die 
das Russische Reich aus dem Bestande Europas herausreißt. Der Kreml, den italieni- 
sche Baumeister errichtet haben, wird zum Sinnbild einer antieuropäischen Haltung. 


Europa aber gewöhnte sich in einem unbewußten Vorgang sehr schnell daran, 
den Verlust seiner Vormachtstellung in der Welt hinzunehmen und selbst seine 
geographischen Grenzen nicht mehr am Ural zu sehen, sondern sie an der Ost- 
grenze der Baltischen Staaten, Polens und Rumäniens zu suchen. Diese Grenzen, 
von der Taktik der Politiker und von den Launen des Kriegsgottes willkürlich 
gezogen, prägten sich dem Lebensgefühl Versailles-Europas als uranfänglich und 
endgültig ein. Die Hermann-Feste in Narwa und die barocken Dome in Wilna und 
Lemberg wurden als die äußersten Bollwerke europäischen Geistes empfunden. 
Man gewöhnte sich in den Rest des Bauwerkes ein und vergaß, daß man in einer 
Ruine hauste. 

Die geistige Untermauerung dieses Schwundprozesses wurde schnell gefunden. 
So wie man einst die Iberische Halbinsel während der maurischen Überfremdung 
abgebucht hatte, wurde jetzt festgestellt, daß Rußland nicht zu Europa gehöre, daß 
es niemals dazu gehört habe. Vergessen wurde die Tatsache, daß von den Zeiten 
der Völkerwanderung, von der ersten Staatsgründung der Kiewer Rus, die aus 
Skandinavien kam und dem neuen Staatswesen ihren germanischen Namen gab, 
bis zu dem letzten unglücklichen Romanow europäische Fürstenhäuser in Rußland 
herrschten. Vergessen wurden Tschaikowskij, Glinka und Mussorgskij, vergessen 
Tolstoi, Dostojewskij, Turgenjew, Puschkin und Gogol, vergessen auch, daß Drei- 
viertel der europäischen Volksdichtung den Slawen gehören. 
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Vielleicht war das eigene Schuldgefühl dafür verantwortlich, daß man in West- 
europa die bolschewistische Entwicklung mit Phrasen wie „Hunnensturm aus dem 
Osten“ von sich abzuschieben suchte. Vielleicht war der europäischen Intelligenz 
das Eingeständnis peinlich, daß die Ideen der Französischen Revolution das Ge j 
füge des alten Zarenreiches zermürbt hatten und daß das Rüstgut der marxisti- } 
schen Revolutionäre in Deutschland und England geschaffen worden war. Die 
Erklärung des Bolschewismus als asiatische Erscheinung ist nicht nur eine unge- 
heuerliche Kränkung der asiatischen Kulturen, sondern sie geht auch an der mate- 
riellen und psychologischen Wirklichkeit vorbei. Die Technisierung in der 
Sowjetunion, das Denken in Planung, Erfassung, Ausbeutung, die Technik der 
Massenpropaganda und der Massenproduktion und der geistige Habitus des anti- 


religiösen Aufklärers konnten nicht auf einem asiatischen oder typisch russischen 
Nährboden wachsen. Sie sind das späte Saatgut des europäischen Niedergangs, das 
sich in jenem Teil Europas ungehindert entfalten konnte, der die geringsten gei- 
stigen und kulturellen Abwehrkräfte entwickelt hatte. 


Rußland gehört nicht zu Asien 
+3 
Aber die Grausamkeit des Regimes sei doch „asiatisch“. Ist wirklich die ausge- 
klügelte, seelenlos kalte Maschine eines Polizeistaates in Asien zu Hause? Haben wir 
nicht im Dreißigjährigen Krieg, in der Französischen Revolution, in der Pariser 


Kommune und allem, was folgte, Grausamkeiten unvorstellbaren Ausmaßes erlebt? 


Woher stammt denn die große Begeisterung so vieler führender Geister und 
feinnerviger Künstler Europas für das Sowjetsystem, wenn es so uneuropäisch, so 
verrucht asiatisch ist? War es nicht Andre Gide, der sagte: „Am liebsten riefe 
ich meine Sympathie für die Sowjetunion laut hinaus in der Hoffnung, daß mein 
Ruf gehört werde und seine Wirkung tue.“? Und war es nicht Thomas Mann, der 
über seine Heimat den Stab brach und noch vor kurzem die edlen menschlichen 
Bemühungen des MWD-Regimes rühmte? 

Und wenn wir die Völker des Ostens abbuchen, von uns wegstoßen, wohin 
stoßen wir sie dann? Leisten wir damit nicht dem Kreml einen Dienst, indem wir 
eine sowjet-asiatische Gemeinsamkeit statuieren, die ihm nur recht sein kann, in- 
dem wir damit eine Einheit von Führung und Volk behaupten, die er uns so gern 
vorspiegelt? Landen wir damit nicht wieder bei einem Kollektiv-Urteil, das dem 
europäischen Geist widerstreben sollte? 

Griechenland, Rom und Galiläa sind die großen Ursprünge des abendländischen 
Geistes. Vergessen wir dabei das Zweite Rom, Byzanz, nicht und seinen Erben, 
das Dritte Rom in Moskau, dessen Universal-Ansprüche eingeschossen sind in den 
totalen Anspruch des weltrevolutionären Dogmas! Vergessen wir auch nicht den 
Körper des Abendlandes, der die geistige Nahrung sich einverleibt und anverwan- 
delt hat! Vergessen wir den Körper nicht über dem Bildungsgut, das nur in einer 
kleinen Schicht europäischer Menschen wirksam, also wirklich ist. Zu einer Kultur 
gehört nicht nur der Inhalt ihrer Bibliotheken. Zu ihr gehört ebenso die Art, das 


Brot zu backen, Werkzeuge zu fertigen, Wagen und Schlitten zu bauen, Steine zu 
fügen und Städte zu planen. 
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Mit all diesen Wirklichkeiten aber gehört Rußland, gehören die Russen, die 
Ukrainer, die Weißruthenen nicht nach Asien, sondern nach Europa. Und ob wir 
es mit Spengler oder mit Toynbee halten, diese Völker sind Teile einer Gemein- 
. schaft, die Untergang oder Krise ebenso leidend durchleben wie der Westen des 
 Erdteils. Die imperiale Machtentfaltung Moskaus, die mit den Opfern seiner Skla- Be 

_ verei erkauft wird, kann doch nur kurzsichtigen Augen als Gegenbeweis gelten, als 
3 Anfang einer Kultur-Blüte, statt eines letzten, Kultur zermahlenden Endes. 


Der Eiserne Vorhang an der Elbe 


Aber Versailles-Europa war nur eine Etappe der europäischen Selbstzerstörung. 2 
Das Jahr 1945 läßt den Eisernen Vorhang bis zur Elbe vorrücken. In den sieg- 

reichen Hauptstädten wird der sowjetische Einmarsch nach Berlin mit rauschenden 2 
Festen gefeiert. Prag und Wien, Belgrad, Sofia, Bukarest, Warschau, Kauen, Riga 
und Reval, die Hälfte Europas, wird über den Siegesfeiern vergessen. Man begriff 


nicht, was hier geschehen war. Man jubelte über den Sieg der demokratischen E 
Mächte im Kampf gegen die faschistische Diktatur und ihre Kollaboranten. Eine We 
gewaltige pausenlose Propaganda, zu der Stalin nur einige Requisiten beigesteuert a 
hatte, brachte es fertig, den Mann im Kreml zum Hüter der Freiheit und zum Be 


Verteidiger der Demokratie aufzuputzen. So war das Kriegsziel erreicht: Deutsch- 
land zu einem Vakuum zerschlagen und je eine Hälfte Europas durch die östliche Be 
und eine durch die westliche Demokratie befreit worden. Man sah nicht und wollte € 
nicht sehen, daß ein Vakuum im Herzen Europas zwangsläufig den Ruin des gan- 
- zen Erdteils nach sich ziehen müsse. Man sah nicht und wollte nicht sehen, daß 
man in Potsdam den Schlußstein in ein Gefängnisgebäude fügte, in dem nicht nur 
_ die bisher noch freien Völker Osteuropas eingekerkert, sondern auch die Völker 
der Sowjetunion mit einer neuen, noch festeren Zwingmauer umschlossen wurden. 
Was im Zuge dieser „Neuordnung Europas“ dann im einzelnen geschah, war nur 
_ geeignet, die Kluft zwischen Ost und West noch tiefer aufzureißen. Der millionen- ö 
fache Mord an Deutschen durch Polen und Tschechen — kein Mord hinter Mauern D 
geheimer Konzentrationslager, sondern offener Totschlag unter Akklamation : 


der Gesamtheit — gab die Voraussetzung, nun auch Polen und Tschechen 
aus dem Bestande Europas auszustreichen und sie zu den „asiatischen“ Ost- 
 slawen abzustoßen. Aber wo will man dann bei dieser Reinigung Europas mit 
Frankreich bleiben, wo zwar keine 800 000 wie im Sudetenland, aber immerhin, 
wie wir hören, 80000 Franzosen ohne Verfahren niedergemacht wurden? Sollte 
man nicht mit der heuchlerischen Verlagerung der Schuld einmal Schluß machen? Br 


Westdeutschland ist nicht einmal Grenzmark, — nur Glacis 


Wiederum geschieht das Erstaunliche, daß nicht nur in den Siegerländern, son- e 
dern auch in dem zerrissenen Deutschland selbst das Bewußtsein schnell darangeht, 
_ sich in den neuen Gegebenheiten einzurichten. Westdeutschland wird zur Ostmark 


Europas, — aber halt! —, nicht einmal zu einer Ostmark, sondern zu einem abge- 
holzten und eingeebneten Glacis. Man sitzt am Rande eines brennenden Konti- 
nents und spielt mit den Füßen im Atlantischen Ozean. 
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Westdeutschland konnte in seiner Ohnmacht an dieser Kräftelage in Europa 
nichts mehr ändern. Es sollte und wollte wieder zum Volk der Dichter und Denker 
werden. Aber es fiel ihm nichts mehr ein. Es dachte nicht mehr voraus mit neuen 
Ideen, es träumte sich zurück in ein Vorgestern, ohne zu bedenken, daß es damit 
wieder das Gestern heraufbeschwor, oder es bot sich den Atlantischen Mächten als | 
eine Nachhut an, die als notwendiges Übel halb gewollt und halb zurückgestoßen 
wird. Das Volk der Dichter und Denker hielt nicht die Fackel des europäischen 
Selbstbewußtseins hoch, sondern nannte Mitteldeutschland mit Berlin, Weimar 
und Dresden die „Ost-Zone“ und gab das, was dahinterliegt, den heidnischen 
Osten, mit Kant, Kopernikus, Herder, Hamann u. v. a.m. dem Vergessen preis. 

Aus dem europäischen Kraftfelde ist die eine seiner drei Komponenten, die 
slawische, ganz, die zweite, die germanische, zum großen Teil ausgestrichen. In dem 
romanisch-katholischen Rest-Europa fühlt man sich endlich unter sich, während 
England den Scherben seines Imperiums nachtrauert und Düsen-Motoren an die 


Luftwaffe der Sowjets verkauft. 


Die kleinen Baltischen Staaten haben sich einst leidenschaftlich dagegen ge- 
wehrt, als „Randstaaten“ bezeichnet zu werden. Gewiß mit Recht, denn im Ver- 
hältnis zu Versailles-Europa hatten sie zweifellos eine bedeutungsvollere Position 
inne, als heute Rest-Europa auf der Karte „Eurasiens“ zugesprochen werden kann. 


Rest-Europa zögert 


Langsam erst dämmert es den Bürgern von Hamburg oder Bremen, von Passau 
oder Salzburg, daß sie dem Eisernen Vorhang erheblich näher liegen, als einst 
Wilna und Lemberg. Allmählich wurde das Bewußtsein wach, daß dieses Rest- 
Europa keinen ewigen Bestand haben, sondern nur eine kurze Etappe der endgül- 
tigen Vernichtung des Abendlandes bilden könnte. Langsam nur begann Rest- 
Europa zu erkennen, daß es um seinen dürftigen Bestand kämpfen müsse. Man 
fing an, sich in kleinen Gruppen zusammenzuschließen, und bildete Staaten-Vereine, 
deren Namen bereits lächerliche Omina waren. Ohne das Gelächter der Welt zu 
befürchten, bereitete man sich vor, in äußerster Anstrengung mehrerer Jahre 43 
Divisionen aufzustellen, die den 600 kampferprobten Divisionen der Sowjetarmee 
Widerpart leisten sollten. 

Mehr als 250 Millionen Menschen zählt dieses Rest-Europa. Daraus kann man 
nach einer Faustregel 10 Prozent, also 25 Millionen waffentauglicher Männer 
ziehen. Unsere 43 Divisionen sind hochgerechnet ein Fünfundzwanzigstel davon. 
Wäre es nicht anmaßend, diesen Bruchteil als eine Halbheit zu bezeichnen? 

Liegt hier nicht die Wurzel des deutschen Unbehagens, des deutschen Unwillens, 
Ja zu sagen zu einer Anstrengung, die von vornherein ungenügend ist? Man hat 
eben erst sein Ja-Sagen schwer büßen müssen, soll man jetzt Ja sagen, wo ein noch 
viel böseres Verhängnis droht? Soll man Ja sagen zu einem Unternehmen, das mit 
unzulänglichen materiellen und ideellen Mitteln begonnen wird, soll man Ja sagen 
zu einem Oberbefehlshaber, der eben noch hunderttausende deutscher Soldaten 
und Zehntausende von Freiheitskämpfern der östlichen Völker an seinen Bundes- 
genossen, an den Roten Henker auslieferte? Soll man Ja sagen, wo man doch das 


Recht des Widerstandes, die Pflicht zum Widerstande in sich fühlt, nicht zum 
„Ohne Mich“ des Gedemütigten und Beleidigten, wohl aber zu einem Nein, das eine 
volle Besinnung, eine restlose Einsicht auf allen Fronten erzwingt? Man sollte auch 
fürchten, daß die Errichtung eines noch größeren Groß-Polen keine rechte Auf- 
_  munterung für den deutschen „Ohne-Michel“ wäre. Der Kreml könnte leicht auf 
die Idee kommen, ein besseres Kriegsziel aufzustellen, indem er eine Vierte oder 
Fünfte Teilung Polens mit der gleichen Brutalität an den östlichen Horizont 
schriebe, mit der im Jahre 1945 die Teilung Deutschlands vollzogen wurde, 

„Törichte ressentiments“, sagt man uns mit erhobenem Finger und vergißt, daß 
die Klugheit der Staatsmänner sich bisher nie in ihren Werken ausgewirkt hat. Man 
vergißt ebenso, daß ressentiments seit Beginn dieses Jahrhunderts die beherr- 
schende Kraft im Getriebe der Politik gewesen sind. Ressentiments schufen das 
beispiellose Werk von Versailles, ressentimenis waren die treibende Kraft des deut- 
schen Gegenstoßes, ressentiments lenkten die Kreuzfahrer auf allen Fronten des 
Zweiten Weltkrieges und ressentiments bauten das Über-Versailles von Potsdam. 

Wenn Klugheit die Staatsgeschäfte regierte, so würde man sich heute nicht über 
die ersten zwar geräuschvollen, aber herzlich unbedeutenden Gegenbewegüngen in 
Deutschland wundern, dıe man eher paläo-nazistisch als neo-nazistisch bezeichnen 
sollte, sondern man würde staunen, daß aus dem ressentiment gegen das Über-Ver- 
sailles nicht schon der gigantische Koloß einer neuen Gegenkraft erwachsen ist. 

Diese Gefühlskräfte, die die Strömungen unseres Massen-Zeitalters beherrschen, 
sind nicht durch gutes Zureden, sind ebensowenig mit Polizeimitteln niederzu- 
halten. Das Beispiel des Nationalsozialismus scheint bisher nicht verstanden wor- 
den zu sein. Diese Gefühlsströmungen sind nur einzudämmen, wenn man die 
Ursachen abträgt, die zu ihrer Aufstauung geführt haben. Auf diesem Felde aber 
ist bisher noch sehr wenig geschehen. 

Selbst auf einem so neutralen und nüchternen Gebiet wie der Wirtschaft gilt 
die Niederhaltung der deutschen Konkurrenz, gilt der kleine Gewinn von heute 
immer noch mehr als der große Gewinn, den ein vereintes europäisches Wirt- 
schaftsgebiet bilden würde. In einem neutralen Lande wie Schweden sitzt man heute 
noch beharrlich auf dem deutschen Auslands-Eigentum, das die schwedische Re- 
gierung unter Bruch sämtlicher Völkerrechtssätze an sich gerissen hat. 

Aber so schwer auch die Überwindung dieser separatistischen Spannkräfte sein 

mag, der Weg muß gegangen werden, wenn dieses Rest-Europa sich nicht endgültig 
zum Vorfeld der Auseinandersetzung zwischen den letzten Großmächten degra- 
dieren will. Was lebendig ist, will wachsen. Es schließt sich nicht aus, es stößt nicht 
ab, sondern zieht kraftvoll an sich, liebend oder hungrig. Es verzagt nicht, sondern 
sucht mit heißem Atem die Gefahr der Zukunft und des Werdens. Die Befreiung 
der Völker Ost-Europas vom bolschewistischen Joch ist die gefahrvolle Aufgabe, 
die vor uns steht, ohne deren Lösung Europa keine Zukunft vor sich hat. 

Sagen wir ein entscheidendes Nein überall dort, wo der Sinn verletzt wird, ein 
entscheidendes Nein zu allen Versuchen, mit der Phrase „Europa“ billige Gewinne 
an Blut oder Materie einzuheimsen. Aber sagen wir Ja zu allen echten Bemühun- 
gen, sie mögen klein und unbedeutend erscheinen, sie mögen voller Kanten und 
Ecken sein, wie alles Menschenwerk auf dieser runden Erde. 
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Europa — nicht Erdteil, sondern Aufgabe 


NE 


Was ist Europa? Ist es ein Erdteil, wie vielfach noch gelehrt wird? Nein, ein 
Erdteil ist eine Landmasse, möglichst isoliert von allem anderen Land und von 
konventioneller Größe, mindestens so groß wie Australien. 

Dieser Definition entsprechen am vollkommensten die Inselerdteile Australien. 
und Antarktika. Aber auch die Halbinselerdteile Nordamerika und Südamerika, 
Afrika und Eurasien ordnen sich ihr mit ihrer jeweils schmalen Isthmusverbindung 

unter. Europa dagegen fehlt eine Trennungsstelle gegenüber Asien. Es ist nur ein 
Teil von Eurasien. | 

Man hat von der „europäischen Halbinsel“ Eurasiens gesprochen. Oskar Peschel | 
wollte sie die „Alpenhalbinsel“ nennen. Gelegentlich wurde scherzhaft geäußert, 
nur diejenigen hielten an dem Erdteil Europas fest, die keine „Halbasiaten“, bes- 
ser keine Eurasiaten, sein wollten. 

Nicht einmal als Halbinsel einer größeren eurasiatischen Einheit ist Europa ein- 
deutig zu begrenzen. Darin liegt ein gut Teil seines Lageschicksals. Es hat, genau 
wie Deutschland in kleinerem Maße, schwer an ihm zu tragen. Auch käme einer 
Halbinsel Europa keineswegs ein spezifischerer oder reicherer Inhalt zu als einem 
Erdteil Europa. Erdteile und Halbinseln sind einzig und allein Begriffe der Hori- 
zontalgestalt der Landmassen, ohne daß sie über eine bezeichnende Ausstattung 
auch nur das Geringste aussagen. 


Was ist ein Erdteil? 


So oft man es auch versucht hat, dem Wesen der Erdteile nahezukommen, so 

- ist es doch nur gelungen, die Vielheit der Teile eines Erdteils auf analytischem Wege 

geographisch zu bestimmen, zu beschreiben und zu erklären und die Charakteristik h 

des Ganzen sich in der Aufzeigung des Anteils erschöpfen zu lassen, den seine 

verschiedenen Teile als Individualformen oder auch als Ländertypen an ihm 

nehmen. Darüber hinaus das Wesen der Erdteile zu fassen, ist noch nie wirk- | 
lich geglückt. 

Natürlich bleibt eine solche Zusammenschau, wie sie oft in der Länderkunde 
geübt worden ist, nicht ohne Erkenntniswert. Sie begreift die mosaikartige länder- 
kundliche Struktur der einzelnen Erdteile, und sie lehrt das Ausmaß des Anteils 
kennen, den die Erdteile an den Ländertypenzonen nehmen; sie stellt damit die 
Erdteile als Räume von einem jeweils individuellen Inhalt dar, der mit der oben 
gegebenen Definition keine organische Synthese eingehen kann. 

Ihre Teile sind so verschieden, daß sie auf keinen Generalnenner zu bringen 
sind. Die Unterschiede zwischen ihnen sind viel größer als die wenigen gemein- 
samen Züge eines Erdteils. Was hat Sibirien mit Indien, was Amazonien mit West- 
patagonien, was Waldkanada mit Kalifornien gemein? Die Zusammenhänge oder 
Übereinstimmungen erdteilüber sind dagegen viel größer, so die Amazoniens mit 
dem Kongogebiet oder gar mit Australien, die Waldkanadas mit dem Waldland. 


‚Sibiriens, die Kaliforniens mit dem europäisch-asiatisch-afrikanischen Mittelmeer- 
gebiet. Stehen doch Griechenland oder auch Italien den Atlasländern oder auch 
Syrien in ihrem Wesen weit näher als Norwegen oder Nordrußland! Diese Tatsache 
hat zu der frühen Erkenntnis von der Einheit der Mittelmeerländer geführt. 


Die Lösung, daß man Erdteile Einheiten in der Mannigfaltigkeit nennt, läßt sie 
höchstens als Gestaltseinheiten, niemals als Wirkungseinheiten fassen, und als 
erstere sind sie nur bezogen auf die Horizontalform. Für das letztere aber ist die 
_ tatsächliche Zerspaltung in eine Anzahl einander weitgehend fremder Blöcke zu 
groß, die wirkliche Wirkungseinheiten, dynamische Einheiten, sind und sich auch 
als länderkundliche Einheiten höherer Ordnung fassen lassen. Diese Einheiten 


- haben auch ihre Geschichte, so China oder auch Ostasien als Ganzes. 


Es gibt aber bis zu dem Zeitpunkt, an dem durch Entdeckung, Eroberung, Euro- 
päisierung erst der Erdzusammenhang schlechthin gewonnen wurde, — so gesehen 
vollkommen erst in allerjüngster Vergangenheit —, keine asiatische Geschichte, keine 
afrikanische Geschichte. Das ahnte schon Hegel, als er in seiner Geschichtsphilosophie 
 Nordasien als geschichtslos bezeichnete. So ausgedrückt ist das freilich nicht ganz zu- 
treffend, weil die vorgeschrittene Forschung in jedem Gebiet der Ökumene geschicht- 
liche Bewegung erkannt hat. Aber es trifft doch zu, daß Sibirien nie Indien irgendwie 
beeinflußt hat, und umgekehrt ist dasselbe festzustellen. Asien als Ganzes hat auch nie 
auf Europa unmittelbar gewirkt, und bis in die jüngere Zeit galt dasselbe für China. 
Kurzgeraffte Gesamturteile über Asien, Afrika, Südamerika, — mögen sie auf Stati- 
sches oder Dynamisches hinweisen, — Aussagen, die irgendwelche Verhältnisse als 
„asiatisch“ oder „afrikanisch“ bezeichnen wollen, sind irreleitend, werden ohne 
die nötige Einsicht gegeben. Man darf dabei schwerlich Teile für das Ganze setzen, 
etwa von der Steppe „Asiens“ reden, wenn man Asien überhaupt meint, wie das 
in der jüngeren Vergangenheit häufig geschehen ist. Dafür hat Asien einen viel zu 


schillernden Inhalt. 


Europas Ostgrenze 


Im Gegensatz zu diesen Erdteilen, die infolge des grundverschiedenen Ausdrucks 
ihrer Teile so unendlich schwer faßbar sind, verhält sich Europa ganz anders. Ihm 
fehlt die klare, eindeutige Scheide gegenüber den anderen großen Landmassen. 
Viel vergebliche Mühe ist auf der Suche nach ihr verwandt worden von Herodot 


bis heute. 

Indem Herodot den Phasis (Rion) als Grenze zwischen Europa und Asien nennt, greift 
er schon auf die Vulgärgeographie zurück, und selbst zu seinen Zeiten war diese Grenz- 
setzung umstritten. An die Stelle des Phasis trat vorwiegend der Tanais (Don), und diese 
durch die Autorität der Alten empfohlene, als Don-Dwina- oder als Don-Ob-Linie gedeu- 
dete Tanaisgrenze blieb bis zum Ende des 18. Jahrhunderts in Geltung, obgleich seit 
der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts immer mehr die politische Grenze daneben in den 
Vordergrund trat, bis schließlich die neue wissenschaftliche Geographie sich zu der, — 
allerdings im einzelnen vielfach abgeänderten — Strahlenberg-Pallasschen Naturgrenze be- 
kannte!) Doch schon Peschel meinte wieder: „Die Ostgrenze Europas beruht nicht auf 


1 Über die verwickelte Geschichte der Ostgrenze liest man heute noch mit Vorteil nach: 

F. G. Hahn: Zur Geschichte der Grenze zwischen Europa und Asien. Mitt. Ver. f. Erdkunde Leipzig 1882. 

E. Wisotzki: Zeitströmungen in der Geographie. Leipzig 189”. Kap. VIII. Die Ostgrenze Europas. 
S. 399—440. 
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natürlicher oder wissenschaftlicher Grundlage; sie wird durch einen Ukas des Kaisers von 
Rußland bestimmt und kann durch einen anderen Ukas jederzeit wieder abgeändert werden“. 

Auch ist der Zweifel, ob Europa ein Erdteil sei, uralt. Er taucht ebenfalls schon bei 
Herodot auf, der sich über die übliche, durch besondere Namen: Europa, Asia und Libya, 
unterstrichene Einteilung der Ökumene in drei Erdteile wundert, da sie doch ein Land 
sei, und er fehlt auch sonst der Antike nicht. Er kann sich aber gegen die aus der Popular- 
geographie überkommene Gliederung nicht durchsetzen. Polybios, Strabo, Pomponius Mela 
und Ptolemaeus bleiben bei der Dreiteilung, und ihre Autorität ist für das Mittelalter und 
für viele Gelehrte der neueren Zeit maßgebend. 

Doch schon Ortelius hebt die Halbinselzüge Europas hervor (1570), und Bernhard Varen 
streicht Europa aus der Reihe der Erdteile. Seitdem mehren sich die Stimmen, die gegen- 
über der weiterhin gebrauchten althergebrachten Ansicht die Erdteilnatur Europas ver- 
neinen. Es ist von entscheidender Bedeutung, daß Alexander von Humboldt unter ihnen ist?. 

Daß die moderne Geographie, als sie sich ihm wieder zuneigt, immer mehr seine Auf- 
fassung vertritt, ist ebenso verständlich wie, daß sie nach der eigentlichen Natur Europas 
fragt. In der letzten Richtung äußert sich Alexander Supan ganz eindeutig: „Die Frage, ob 
Europa als ein Festland anzusehen sei, muß aus morphologischen Gründen entschieden 
verneint werden... Europa ist kein geographischer, sondern ein kulturgeschichtlicher Be- 
griff, es ist ein Länderkomplex, der nur durch eine gemeinsame geschichtliche Entwicklung 
und die hohe Kultur seiner Bewohner zu einer Einheit verknüpft ist“ 3. In noch jüngerer 
Zeit hat R. N. Coudenhove-Kalergi eine Rundfrage nach der Ostgrenze Europas unter den 
europäischen Geographen veranstaltet. Nur 12 von den 42 Antworten entschieden sich noch 
für die Strahlenberg-Pallassche Uralgrenze, 14 für die sowjetisch-polnische Grenze, 13 kriti- 
sierten die Fragestellung oder kamen zu einer ganz anderen Grenzziehung. Das europäische 
Grenzproblem ist darum ungeklärter denn je. 


Die Einheit der europäischen Kultur 


Europa ist in seiner länderkundlichen Struktur zwar gewiß nicht einheitlich, 
aber einheitlicher als die anderen Erdteile mit Ausnahme Antarktikas. Ihm 
fehlen Gegensätze wie die zwischen Indien und Sibirien, Amazonien und West- 
patagonien. Seine länderkundliche Spannung ist geringer als die der meisten Erd- 
teile. Es entbehrt der tropischen und der Wüstengebiete. Darum und nicht nur 
infolge seiner Lage und Meeresaufgeschlossenheit, die freilich diesen Zustand weit- 
gehend bedingen, ist es einer einheitlichen Kultur zugänglich gewesen, die ihm 
den Stempel der Besonderheit aufgeprägt hat. 


Dank dieser Kultur hat es eine außerordentliche Dynamik, nicht zuletzt nach 
außen, entfaltet, ist es zu einem Kultur-Altland geworden, um das immer neue 
Länder zu ähnlicher Kulturstufe aufgestiegen sind, wie sich bisher noch kein zwei- 
tes von so fundamentaler Wirkung entwickelt hat. 


Man darf zwar die durch die Gliederung Europas weitgehend begründeten 
Unterschiede dieser Kultur, ihrer Anpassung an die Fremde, ihrer maritimen und 
kontinentalen Wirkungsrichtungen nicht übersehen, aber sie auch nicht überschät- 
zen. Denn in dem europäischen Erdraum selbst ist doch der Ausgleich so groß, 
daß es keine Hochzivilisierten und Primitiven wie in Australien, Afrika und Asien, 
ja kaum noch Naturvölker nebeneinander gibt wie in den beiden Amerika. Und 


2 Auch über die Anhänger und Gegner der Erdteilnatur Euro ienti i i 
pas orientiert Wis tMki: 2.2.0. 5 5 
Der Begriff Kontinent. $. 353—398. ine a ey 


® Grundzüge der physischen Erdkunde. Leipzig 1916. S. 36. 
4 Paneuropa 11. Jg. 1935. S. 318—322. 
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wo überall auf der Erde die europäische Kultur Fuß gefaßt hat, zeigt sie, gleich- 
gültig ob sie sich über Land oder über See verbreitet hat, erstaunlich verwandte 
Züge, die gewiß in jüngster Zeit von Nordamerika aus verstärkt und in eigentüm- 
licher Weise geformt worden sind, aber fast doch nur auf dem von den Europäern 
gelegten Grund. 

Bei der Entwicklung dieser Kultur ist ein merkwürdig einheitliches Kultur- 
bewußtsein entstanden. Es nimmt sich von jeder durch die natürliche Gliederung des 
Erdraums vorgezeichneten, von einem bestimmten Volkstum, von bestimmten Sprach- 
oder überhaupt Kulturgemeinschaften erfüllten, aber auch vom Staat her gestal- 
teten Kulturprovinz mehr oder minder verschieden aus. 

Die Kultur aller Einzelgebiete wurzelt in dem gleichen Urgrund, in der grie- 
chisch-römischen Antike, nur daß die Lebenssäfte, die von da den jüngeren Kul- 
turen zugeflossen sind, verschieden kräftig waren, das volle Erbe sich verjüngte in 
den romanischen Bereichen, aber auch wesentliche Nährströme das Germanen- und 
Slawentum, jenes mehr von Westrom, dieses vor allem von Ostrom, Byzanz, aus 
erreichten. So sehr auch dank den bodenständigen Einflüssen und der Kammerung 
Europas in einzelne Länderindividuen die Ein- und Fortwirkungen der antiken 
Kultur den lokalen Gegebenheiten angepaßt und, wenn sich damit der Wille zu 
bewußter Eigenart verband, national geformt worden sind, sind sich doch diese 
nationalen Kulturgemeinschaften durchaus der Kraftströme bewußt, die ihnen 
unmittelbar oder mittelbar aus dem Altertum zukamen. 

Wenn so die gemeinsame Kultur-Abstammung mit breiten oder dünneren Strän- 
gen in die Zeitentiefe weist, so haben die mittleren Zeiten Querverbindungen 
zwischen den einzelnen Kulturgemeinschaften Europas geschaffen, indem sie diese 
als Glieder der einen christlichen Gemeinschaft betrachteten, — und auch das ist 
trotz aller konfessionellen Zersplitterung nicht ohne starke Nachwirkung bis 
heute geblieben. 

Die jüngste Phase dieser kultur-einenden Entwicklung ist der im späteren acht- 
zehnten Jahrhundert einsetzende, die nationalen Kulturen als Zweige einer Welt- 
kultur verstehenwollende Ausgleich im geistigen Leben. Er ist von dem wenig 
später beginnenden Ausgleich der materiellen Kultur überrannt worden, die sich 
damit einer überlegenen geistigen Führung beraubt hat. 


Es hat dazwischen nie an aus der natürlichen Raumkammerung verständlichen 
nationalen Sonderbestrebungen gefehlt; sonst wäre Europa schon längst das, was 
es sein sollte. Vielleicht sind sie nie heftiger gewesen als in der Zeit der Konsoli- 
dierung der modernen europäischen Staaten zunächst absolutistischer Prägung. 


Von da aus haben sich diese Regungen den Weltmachtbildungen und ihren 
machtpolitischen Gegensätzen mitgeteilt. Sie stehen mehr als alles andere einer 
praktischen Einigung Europas im Wege. Man muß ihnen aber gegenüberstellen die 
Existenz der aus jener kulturgeschichtlichen Entwicklung erwachsenen gefühls- 
mäßigen Einheit Europas, die längst eine gemeinsame Bezeichnung, — Abendland, 
Okzident —, erhalten hat. Mit keiner Regung des Gefühls für „Europa“ schafft 
man aber seine Einheit; man deutet nur in die Richtung, in der es, wenn auch 
noch unendlich weit entfernt, liegt, ohne daß man sich stets der außerordentlichen 
Länge der Wegstrecke bis dorthin bewußt ist. 
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Gefühl und Wille als Grundlage Europas 


Dieses gefühlsmäßig existierende Europa ist vage in seiner Zielsetzung, sich 
seiner selbst weniger bewußt, als es eine so große Aufgabe verlangt, und vielleicht auch 
gar nicht über das Wesen und die Stärke der Gegner orientiert. N 

Weit kräftiger als alle Bindungen an dieses Europa sind die Schöpfungen des 
politischen Willens, die Nationen, die bald aus der Gemeinschaft eines Volkes 
heraus der Staatenbildung vorausgehen und den Staat zum Ziel haben (Volksnation), 
bald dem Staat die Entstehung verdanken (Staatsnation)?, in beiden Fällen, — 
im Gegensatz zum Volk schlechthin —, Gemeinschaften mit dem Willen zu einem 
bestimmten Staat, Träger der Staatsidee, deren Weiterleben in einem Volkskörper | 
ohne Staat auch einen untergegangenen Staat wieder erstehen lassen kann (Polen). 


| 


Nationen sind darum sehr reale Tatsachen von erstaunlicher Wirkung. Sie sind 
auch alles andere als Gebilde der Vergangenheit, die man als reif für allmähliches 
Aussterben betrachten dürfte. Selbst in Europa kann man bisher keine Rückent- 
wicklung des nationalen Lebens feststellen, eher das Gegenteil. Allerdings, ein von 
Europa ausgehendes Urteil bleibt leicht befangen, weil Europas nationale Entwick- 
lung aus bedeutender Zeittiefe heraus gewachsen ist, auch die deutsche, die ita- 
lienische, was immer wieder bestritten wird, wenn der Begriff Nation, — neben 
Volk und Staat —, nicht klar gefaßt ist. 

So will es scheinen, als ob kein Platz für „Europa“ da wäre. Die Europaidee 
wird tatsächlich nur wenig Aussicht auf Verwirklichung haben, so lange nicht an 
die Stelle des Gefühls für die Gemeinsamkeit der Wille zu ihr tritt. Denn nicht 
internationale Bande irgendwelcher Art, sondern nur der übernationale Wille wird 
den einzelnen nationalen Willen mit Erfolg begegnen können. Jede Willensregung 
gegen dieses bewußte Streben nach Einheit, mag sie staatlicher, nationaler, kultu- 
reller, religiöser, wirtschaftlicher oder verwaltungsmäßiger Natur sein, verzögert 
„Europa“, ja, trägt unter Umständen zur Schwächung des Willens zu „Europa“ bei. 

„Europa“ ist eben kein geographischer Begriff, der sich in die Reihe der Erdteil- 
begriffe einfügen ließe. Die Ausscheidung Europas aus den übrigen Landmassen ist 
so schwierig, daß die Wissenschaft zweiundeinhalb Jahrtausende lang die Frage 
nicht einhellig zu beantworten vermochte. Gerade seine geographische Struktur 
stellt sich seiner Einheit mehr entgegen, als daß es sie förderte. Trotzdem ist es 
zum weitgehend homogenen Kulturraum geworden. Damit sind zwischen seinen 
Kammern eigenwillige Lebensverbindungsgänge entstanden, die, wenn sie durch 
Niederlegung sperrender Wände verbreitert würden, Europa zur Einheit verklam- 
mern könnten. Dieses „Europa“ ist eine Sache des guten, ja des sehr guten, des 
reinen und starken Willens. Solange ein Wille dieser Art fehlt, wird „Europa“ auf 


sich warten lassen; ist er einmal da, so wird „Europa“ entstehen trotz der heute 
unüberwindlich anmutenden Schwierigkeiten. 


| 
| 
| 
| 


5 Über die Begriffe Volks- und Staatsnation vgl. Maull, O.: Jugoslawiens Volks- und Staatsraum. In: 
Lebensraumfragen europäischer Völker. Bd. II. Leipzig 1941. S. 568. 
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Südtirol: Brücke oder Zankapfel? 


Erbe des Nationalismus 


Eine der Erbschaften aus dem Zeitalter des Nationalismus ist die Südtiroler 
_ Frage, die in der jüngsten Zeit wieder auf die rekonstruierten Geleise der Vor- 
kriegs-Ideologie verschoben wird. Hier wäre genug Gelegenheit gewesen, Erfahrun- 
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gen für eine der abendländischen Kulturgemeinschaft entsprechende Lösung zu 

gewinnen. Aber auch im Falle Südtirol scheint das Beharrungsvermögen einer 

anderthalbtausendjährigen Entwicklung zum integralen Sprach-, Territorial- und 

Bürokraten-Nationalismus stärker zu sein als die Erkenntnis von der Notwendig- 

keit neuer Ordnungsprinzipien im alten Europa. BL 
Das Abkommen vom 21. Oktober 1939 sah die Umsiedlung der etwa 240 000 

deutschen Südtiroler bis zum 31. Dezember 1942 nach dem damaligen Großdeutsch- 


land vor. Bis zum vorgesehenen Termin waren etwa rund 130 000 nicht abgewan- 2 
dert, sie hatten auch die deutsche Staatsbürgerschaft nicht erworben (sogenannte 2. 
„Bleiber“); 15000 hatten die deutsche Staatsbürgerschaft erworben, waren aber £ 
nicht abgewandert; 40000 hatten für die italienische Staatsbürgerschaft optiert r 
und nur etwa 77000 hatten für die deutsche Staatsbürgerschaft optiert und waren f 


umgesiedelt, wovon 38000 nach Nordtirol und Vorarlberg, 22 000 in andere öster- 
reichische Gaue und 17000 in deutsche Gaue außerhalb Österreichs gegangen 
waren. 1943 schlief die Umsiedlung wegen der Kriegsverhältnisse allmählich ein, mit 
dem Waffenstillstand Italiens am 8. September 1943 wurde sie gänzlich eingestellt. 
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Der Zusammenbruch der Achsenmächte 1945 machte die Südtirol-Frage sofort 
zum zentralen Problem des Alpenraumes. Etwa 10000 Umsiedler kehrten bis 1946 
„schwarz“ in ihre alte Heimat zurück. In Nordtirol sprach man von der Bildung 
einer selbständigen Tiroler Republik, die Nord-, Süd- und das nach 1938 zum da- 
maligen Reichsgau Kärnten geschlagene Osttirol wieder vereinigen sollte, oder auch 
von einer Vereinigung aller drei Teile unter italienischer Oberhoheit: „Es ist gleich- 
gültig, zu wem wir gehören, nur zusammen wollen wir gehören“, war das Stich- 
wort. Die reale Entwicklung verlief anders, woran selbst die zahlreichen, von der 
französischen Besatzungsmacht in Nordtirol geduldeten Kundgebungen, ein Protest- 
Generalstreik (!) und die Wiederzulassung der deutschen Sprache in Südtirol durch 
die Alliierten nichts änderten. 

Auf der Londoner Außenministerkonferenz (11. September bis 2. Oktober 1945) 
erhob Österreich zum erstenmal den offiziellen Anspruch auf eine Rückgabe Süd- 


tirols. Die Forderung wurde ebenso abgelehnt wie der auf der Pariser Außen- | 


ministerkonferenz unterbreitete Vor- 


schlag einer Volksabstimmung in Südtirol 
(April-Mai 1946). Am 1. Juni 1946 trug 


der österreichische Außenminister Dr. 


Gruber — selbst ein Tiroler — den 
stellvertretenden Außenministern inLon- 


don erneut die Ansprüche Österreichs 
vor, am 24 Juni wurden sie von den | 
Außenministern in Paris wiederum ab- | 
gelehnt. Im August 1946 versuchte 
Österreich noch einmal auf der Pariser 
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Friedenskonferenz, seine Forderung zu 


N 


vertreten, ohne den Standpunkt der 
Großmächte ändern zu können. 


Das Autonomie-Abkommen 


Der österreichische Außenminister leitete daraufhin in Paris direkte Verhand- 
lungen mit dem italienischen Ministerpräsidenten De Gasperi ein, die am 5. Sep- 
tember 1946 in dem Abschluß eines Abkommens zwischen Österreich und Italien 
über die Gewährung einer Autonomie an Südtirol gipfelten. Dieses Abkommen 
wurde am 21. September 1946 von der Friedenskonferenz mit 13 gegen 6 Stimmen 
angenommen und in den italienischen Friedensvertrag als Anhang IV eingefügt. 

Italien hatte sich mit dem Abkommen eine günstige Atmosphäre auf der Frie- 
denskonferenz geschaffen, in Nordtirol erkannte man jedoch sofort, daß es sich 
um die Verewigung der Teilung des Landes handelte. Die merkwürdigen Zwischen- 
zustände jener Zeit verwischten allerdings noch die volle Wirkung. Damals trieb 
praktisch noch jedes Bundesland Österreichs seine eigene Außen- und vor allem 
Außenhandelspolitik, begünstigt durch die Interessen der Besatzungsmächte. In 
diesem staatlichen Zwielicht kam im April 1947 die Paraphierung eines Abkom- 
mens über einen Eisenbahn-Korridor-Verkehr Nordtirol— Osttirol über Südtiroler 
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Gebiet (Brenner—Innichen) zustande, und gleichzeitig wurde ein Entwurf zu 
_ einem Straßen-Korridor-Verkehr in gleicher Richtung vorgelegt. Diese Abmachun- 
gen waren bis dahin der einzige, etwas magere Erfolg auf Grund des Pariser Ab- 
kommens, der allerdings von regionalen Tiroler Behörden erzielt wurde und 
deshalb nicht auf sonderliche Gegenliebe bei den Wiener Zentralstellen stieß, denen 
die selbständige Tiroler „Außenpolitik“ nicht restlos ins Konzept paßte. Am 
16. November 1948 wurde der Durchgangsverkehr praktisch aufgenommen. Aber erst 
am 1. April 1950 genehmigte der italienische Senat Maßnahmen zur Durchführung 
des Straßen- und Bahn-Transit-Verkehrs zwischen Nord- und Osttirol über Süd- 
tiroler Gebiet. Von den „besonderen Vereinbarungen zur Erleichterung eines er- 
weiterten Grenzverkehrs“ zwischen Nordtirol und Südtirol gemäß dem Pariser Ab- 
kommen war allerdings nicht mehr die Rede. Der Durchgangsverkehr findet im 
versperrten Wagen und ohne Halt statt. 

Inzwischen hatte sich manches geändert. Vor dem Abkommen Gruber-De Gasperi 
hatte das Echo der Tiroler Vereinigungswünsche in der Weltöffentlichkeit der ita- 
lienischen Presse schwere Sorgen bereitet und angesichts des Verhaltens der alliier- 
ten Besatzungsbehörden in Italien und Österreich rechnete man in Italien mit einem 
Verlust Südtirols. Das Abkommen wurde deshalb von der italienischen Presse leb- 
haft als die „Rettung des Oberetsch“ begrüßt, und man verließ zunächst nicht die 
Linie der Abmachungen in der Befürchtung, die internationale Meinung gegen sich 
bringen zu können. Sehr bald jedoch hatte man die Tür zu einem anderen Weg in 
aller Stille gefunden. Der Passus im Pariser Abkommen: 

„Den deutschsprachigen Einwohnern der Provinz Bozen und der benachbarten zweispra- 
chigen Ortschaften der Provinz Trient wird volle Gleichberechtigung mit den italienisch- 
sprachigen Einwohnern im Rahmen besonderer Maßnahmen zum Schutze des Volkscharakters 
und der kulturellen und wirtschaftlichen Entwicklung des deutschsprachigen Bevölkerungs- 
teiles zugesichert werden. Der Bevölkerung der oben erwähnten Gebiete wird die Ausübung 
einer autonomen regionalen Gesetzgebungs- und Vollzugsgewalt gewährt werden.“ 
wurde von den Südtirolern so verstanden, daß die Deutschtiroler volle Autonomie 
erhalten sollten. Der Begriff „regional“ wird aber im Italienischen als Fachausdruck 
für eine Zusammenfassung mehrerer Provinzen verwendet, und darauf stützten sich 
alsbald die italienischen Vorschläge und Planungen: Man sprach nicht mehr von einer 
Autonomie Südtirols, worunter man in der Nachkriegsterminologie nur den deutsch- 
sprachigen Landesteil versteht, sondern von einer „Autonomie der Region“, worunter 
man Südtirol (Provinz Bozen) und das Trentino (Provinz Trient), also Deutschsüd- 
tirol und Welschtirol, zusammenfaßt. In diesem Gesamigebiet sind aber die Menschen 
deutscher Sprache mit 2:5 in der Minderheit, so daß ihre nationale Autonomie von 
vornherein illusorisch werden mußte. Lediglich der Umstand, daß sich in den Zusam- 
menbruchsjahren auch bei den eingesessenen Welschtirolern Reminiszenzen an das 
alte Gesamttirol eingestellt hatten (vertreten von der Trentiner Volkspartei), gab 
der Autonomie im Trentino einen gewissen psychologischen Rückhalt, an dem aber 
weder die deutschsprachigen Südtiroler noch Österreich ein elementares Interesse 


zeigten. 
Das Autonomiestatut — Theorie und Praxis 


Der Plan, die Autonomie der zu zwei Dritteln deutschsprachigen Provinz Bozen 
(Südtirol) durch eine Autonomie der mehrheitlich italienischen Region zu ersetzen, 
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tauchte schon wenige Wochen nach dem Pariser Abkommen auf und bestimmte die 
Vorarbeiten für das Autonomiestatut. Zwar wurden noch im Sommer 1947 die 
Autonomievorschläge der Deutschtiroler in Rom als annehmbar bezeichnet, aber 
bereits Ende November 1947 legte die italienische Regierung ihrerseits einen ohne 

Mitwirkung der Südtiroler zustandegekommenen Entwurf zum Autonomiestatut 

vor. Nach diesem Entwurf sollte Südtirol vollständig in der Region aufgehen, und 
die Region als solche sollte geringere Rechte erhalten als sämtliche anderen italie- | 
nischen Regionen. 

Heftige Demonstrationen der Südtiroler und ein Aufhorchen der Weltpresse | 
veranlaßten jedoch die italienische Regierung, den Entwurf zurückzuziehen und | 
unter Mitarbeit der Südtiroler einen neuen Entwurf herzustellen, der sich wenig- 
stens an den Buchstaben des Pariser Abkommens hielt. Die Verkoppelung Südtirols 
mit dem Trentino blieb allerdings erhalten, aber den Südtirolern wurden eine Pro- 
vinzialautonomie innerhalb der Region und verschiedene Rechte in Verwaltung, Un- 
terricht und Kultur zugesichert. In dieser Form wurde das Statut, das 97 Artikel 
umfaßt, am 30. Januar 1948 von der italienischen Konstituante angenommen, und 
am 14. März 1948 trat es in Kraft. 

Das Statut gliedert die Region „Trentino-Tiroler Etschland“ in die zwei Provinzen Trient 
(Trentino) und Bozen, zwischen denen die alte Sprachgrenze wieder als Verwaltungsgrenze 
gelten sollte, so daß das ganze Unterland einschließlich Neumarkt und Salurn zur Provinz 
Bozen geschlagen wurde. Die amtliche italienische Bezeichnung für die Provinz Bozen ist 


Alto Adige (Ober-Etsch), die amtliche deutsche Bezeichnung „Tiroler Etschland“, der Name 
„Südtirol“ ist inoffiziell gestattet. 


Organe der Region sind der Regionale Rat, der Regionale Landtag und der Präsident 
des Landtages. Die italienische Regierung wird durch einen Kommissar bei der Region 
vertreten. Amtssprache ist Italienisch, die deutsche Sprache ist im Verkehr mit den Be- 
hörden sowie im internen Verkehr der Verwaltungsorgane in den Gemeinden, in der 
Provinz und in der Region der italienischen Sprache gleichgestellt. Der deutschsprachige 
Unterricht soll nur von Lehrern mit deutscher Muttersprache erteilt werden. In ladinischen 
Ortschaften hat die Region den Volksschulunterricht in ladinischer Sprache durchzuführen. 


. Die gesetzgeberischen Befugnisse für das Schulwesen, die Bauordnung und die bürgerlichen 


Nutzungsrechte wurden von der Region auf die Provinz übertragen. In diesen Materien 
erhielt die Provinz auch die Verwaltungsbefugnisse. Die Steuern wurden teils der Provinz, 
teils der Region zugewiesen. Der Haushaltsplan der Region bedarf der Zustimmung der 
Mehrheit der Abgeordneten jeder der beiden Provinzen. Der Regionale Landtag muß alle 
vier Jahre gewählt werden und tagt je zwei Jahre in Bozen und in Trient. Der Präsident 
ist für denselben Zeitraum abwechselnd ein Südtiroler und ein Trientiner, der Vizepräsi- 
dent muß jeweils der anderen Provinz entstammen. Jede der beiden Provinzen bildet einen 
eigenen Wahlkreis für das italienische Parlament, so daß die deutsche Wahlmehrheit in 
Südtirol gesichert scheint. 

Auf Grund dieses Statuts fanden am 28. November 1948 die Wahlen zum Re- 
gional-Landtag statt, die folgendes Wahlergebnis brachten: Democristiani 17, Süd- 
tiroler Volkspartei 13, Trentiner Volkspartei 4, Sozialisten Nenni 3, Sozialisten 
Saragat 3, Kommunisten 2, Unabhängige Autonomisten 1, Movimento Sociale Ita- 
liano 1, Unabhängige Union 1, Anti-Autonomistische Liga 1. Somit erhielt die so-- 
genannte Edelweißliste (Südtiroler Volkspartei, Trentiner Volkspartei, Unabhängige 
Autonomisten) mit 143517 Stimmen und 18 Mandaten die relative Mehrheit. Der 
Landtag trat zum erstenmal am 13. Dezember zusammen. Im Winter 1948 wurden 


die Regional- und Provinzialregierungen gebildet, und am 21. Januar 1949 wurde 
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as Südtiroler Unterland faktisch mit der Provinz Bozen vereinigt. Aber von einem 
ruchtbaren Funktionieren des Statuts und der Autonomie-Verwaltung konnte keine 
Rede sein, denn es blieben weiterhin 90 Prozent der Beamten Italiener, und über- 
dies fehlten noch die Durchführungsbestimmungen zum Autonomiestatut. Sie feh- 
‚len heute noch! Bis zum Frühjahr 1951 wurde bloß ein einziges Regionalgesetz 


von der italienischen Regierung nicht angefochten und nicht suspendiert. Das 
"Schicksal des Einspruchs erfuhr auch die von der Region beschlossene Gemeinde- 
wahlordnung, so daß die Region das einzige Gebiet Italiens ist, in dem noch immer 
keine gewählten Gemeindevertretungen bestehen. 


Die Schwierigkeiten bei der Verwirklichung des Autonomiestatuts traten in dem 
Ringen um die Durchführungsbestimmungen zum Statut offen zutage. Erst nach 
längeren Auseinandersetzungen einigte man sich auf die Bildung einer aus drei 
Vertretern der italienischen Regierung und drei Vertretern der Region (darunter 
‚bloß einem Deutschsüdtiroler) zusammengesetzten Kommission, die unter Leitung 
des Unterstaatssekretärs für Justiz einen Entwurf ausarbeiten sollte, wobei jeder 
einzelne Artikel von den zuständigen römischen Ministerien, dem Leiter des Grenz- 
'zonenamtes im Ministerpräsidium und der Region begutachtet wurde. 


Als der erste Teil der Durchführungsbestimmungen nach Billigung durch die 
zuständigen römischen Stellen im Sommer 1950 vom Regionalrat angenommen 
wurde und in Kraft treten sollte, schob sich aber ein Verband dazwischen, der be- 
reits das am 1. Dezember 1950 vom Regionalrat für die Provinz Bozen erlassene 
Gemeindewahlgesetz durch einen Einspruch bei De Gasperi zu Fall gebracht hatte: 
‚die Unione Alto Atesina. Dieser hauptsächlich aus nach 1922 eingewanderten 
Reichsitalienern gebildete Verband trieb eine heftige Agitation gegen die deutsche 
Sprache, gegen die Reoptanten und für eine reichsitalienische Zuwanderung, ge- 
stützt auf sein Blatt Bolzano Nuova. Sein Vertreter im römischen Parlament — 
der einzige italienische Abgeordnete der Provinz Bozen, ein Christlicher Demokrat, 
— bezeichnete den Entwurf zu den Durchführungsbestimmungen als „separatisti- 
sches Machwerk“ und erreichte, daß er in der Versenkung verschwand. De Gasperi 
bildete daraufhin ein interministerielles Komitee, das neue Durchführungsbestim- 
mungen ausarbeiten sollte. 

Das Ergebnis dieser Vorarbeiten wurde Anfang März 1951 bekannt. Der neue 
Entwurf sieht eine Beschränkung der Vollmachten des Regionalrates und der Re- 
gionalverwaltung und eine Erweiterung der Befugnisse des staatlichen Regierungs- 
kommissars sowie weitere Beschränkungen für die Provinzialpräsidenten zugun- 
sten staatlicher Vizeregierungskommissäre vor. Während bisher die Eltern die 
Freiheit hatten, zu bestimmen, ob sie ihr Kind in eine deutsche oder italienische 
Schule schicken wollen, kann nach dem Entwurf der elterliche Entschluß von jedem 
Italiener angefochten werden, und über die Anfechtung dieses Einspruchs hat eine 
mehrheitlich italienische Kommission zu entscheiden. Obwohl alle örtlichen öffent- 
lichen Körperschaften nach dem Statut entsprechend dem Volksgruppenstand zu- 
sammengesetzt sein sollen, sieht der Entwurf vor, daß der Schulrat für die Provinz 
Bozen trotz der Zweidrittelmehrheit der Deutschen in diesem Gebiet zu gleichen 
Teilen aus Italienern und Deutschen zu bestehen hat. Im zwischengemeindlichen 
Amtsverkehr soll die deutsche Sprache durch die italienische ersetzt werden, und 
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bei den Landtags- und Gemeindeberatungen sind künftighin deutsche Reden sofort 
ins Italienische zu übertragen, nicht aber italienische ins Deutsche. 

Bis zu diesem Entwurf ist nun die innere Entwicklung der Region gelangt. Daß 
sie nicht zum besten steht, ist ohne weiteres ersichtlich. Dem Statut entsprechen 
die Grundgedanken des Entwurfs jedenfalls nicht. 


Prüfsiein europäischer Gesinnung 


Die Wandlung kommt aber nicht von ungefähr. Die innere Konsolidierung Ita- 
liens hat die Geister des alten Nationalismus wieder auf den Plan gerufen, die 
wachsende Bedeutung Italiens im Atlantik-Pakt-System und die Ankurbelung der 
italienischen Rüstungsindustrie nach dem Ausbruch des Korea-Konflikts hat die 
alten Ideologien real untermauert durch das Interesse der italienischen Wirtschaft 
an der von Mussolini geschaffenen Industrieregion Bozen und an den Wasserkräf- 
ten Südtirols. Wie das im Konkreten aussieht, zeigte die Anlage eines Stausees im 
obersten Vintschgau durch die Kraftwerke Montecatini, denen die Stadt Zürich, die 
Aare-Tessin-AG., die Centralschweizerischen Kraftwerke Luzern, das Kraftwerk 
Laufenburg und andere Schweizer Werke mit 30 Millionen Franken beisprangen. 
Dem Stausee, der Ende 1949 gefüllt wurde, wurden sieben Quadratkilometer besten 
Acker- und Weidelandes mit zwei Dörfern, 133 Höfen und rund 1000 Einwohnern 
geopfert, ohne daß für die Abgestifteten wirtschaftliche Hilfe bereitgestellt wurde. 


Nicht minder unbefriedigend gestaltete sich die Entwicklung der Reoptanten- 
frage. Man müßte ganze Bücher schreiben, wollte man den dornenvollen Weg der 
diplomatischen Verhandlungen in dieser Frage im einzelnen schildern. Es bezeich- 
net die Lage am besten, daß vom Abschluß des Pariser Abkommens bis zum 
Januar 1951 nur 3300 Südtiroler wieder nach Italien zurückkehren konnten, wovon 
etwas über 100 aus Westdeutschland kamen. Der erste geschlossene Transport 
von Südtiroler Rücksiedlern fand am 10. Juni 1949 statt. Er kam aus Kärnten und 
umfaßte nur 31 Personen! Die Südtiroler Volkspartei rechnet offiziell für 1951 
mit einer weiteren Rückkehr von 5000—7000, ohne ihren Optimismus näher be- 
gründen zu können. Von den in Österreich lebenden Südtirolern wurden bis zum 
Ablauf der Optionsfrist am 4. Februar 1949 17 192 Rückoptionsgesuche eingebracht, 
die etwa 40 000 Personen erfassen, worin allerdings einige Tausend eingeschlossen 
sind, die nach dem Ersten Weltkrieg nach Österreich auswanderten, dort aber nicht 
eingebürgert wurden. 


Österreich hat mit Kabinettsratsbeschluß vom 29. August 1945 allen Südtirolern 
die faktische Gleichberechtigung mit den eigenen Staatsbürgern zugesichert. Auf 
Grund der durch das Pariser Abkommen und durch die am 22. November 1947 
beendeten österreichisch-italienischen Rückoptionsverhandlungen geschaffenen Lage 
wurde diese Regelung aber mit Ministerratsbeschluß vom 2. November 1948 (ver- 
lautbart am 27. November 1948) dahin abgeändert, daß den Reoptanten die 
Gleichstellung bis zur faktischen Rückkehr in die Heimat zugesichert wurde, wäh- 
rend man die staatsrechtliche Stellung der Nichtreoptanten, also der in Österreich 
verbleibenden Südtiroler, einer Prüfung unterziehen wollte, — was Italien als 
einen Zwang zur Reoption auslegte und mit einer Überprüfung aller nach dem 
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‚27. November 1948 erfolgten Reoptionen auf ihre Freiwilligkeit hin beantwortete. 
"Um den dadurch verursachten Stillstand in der Optantenfrage zu beheben, erklärte 
Österreich sich im Sommer 1950 bereit, den 12000 im Lande verbleibenden Süd- 


tirolern die österreichische Staatsbürgerschaft unter vereinfachten Bedingungen zu dr 
verleihen. Aber die Erledigung der Reoptantenfrage wurde dadurch bis jetzt nicht E 
in Fluß gebracht. Die Gewährung des Reoptionsrechtes durch die in Bozen amtie- ER 
rende italienische Behörde wird sehr scharf gehandhabt. Südtiroler, denen die & 


Reoption verweigert wird, weil sie z. B. als Koch bei einer Polizeieinheit der deut- & 
schen Wehrmacht dienten, werden als feindliche Ausländer behandelt, und ihr | 
Vermögen wird beschlagnahmt. Auch das am 5. Juli 1950 zur Paraphierung ge- 

langte Abkommen zwischen Österreich und Italien über den Vermögenstransfer der 
reoptierenden Südtiroler hat sich mangels italienischer Durchführungsmaßnahmen 
nicht als Faktor einer raschen Lösung erwiesen. Das österreichisch-italienische Ab- ; 
kommen vom 28. März 1950 über die reziproke Anerkennung akademischer Grade 
und Titel nimmt auf das Pariser Abkommen überhaupt nicht Bezug und gilt über- 
dies nur für die Vergangenheit, so daß die Südtiroler, die nach diesem Termin in 


Österreich einen akademischen Grad erwerben (es handelt sich um etwa 200 Per- & 
sonen), nach der Rücksiedlung nach Südtirol dort kein Anrecht auf die Führung 
ihres Titels haben. Allerdings haben es auch die vom Abkommen Begünstigten h 


nicht, denn das italienische Ausführungsgesetz ist bis heute nicht erlassen. Hin- 

gegen wurde das italienische Optantengesetz schon am 4. Februar 1948 publiziert. 

Es unterschied drei Kategorien von ÖOptanten: 1. nicht abgewanderte, von deut- E”. 
schen Behörden nicht eingebürgerte, 2. nicht abgewanderte, von deutschen Behörden 
eingebürgerte, und 3. abgewanderte, und bestimmt danach verschiedene Arten des 

Widerrufs der Option für Deutschland. 


Als einziger Lichtblick im Tiroler Sinn wird das regionale Nord-Südtiroler Wirt- 
schaftsabkommen vom 1. März 1949 betrachtet, dem sich italienischerseits die Pro- 
vinz Trentino, von österreichischer Seite auch das Land Vorarlberg anschlossen. Es 
sieht u.a. den Austausch von jährlich 20000 hl Südtiroler Rotwein gegen Nord- 
tiroler Zuchtvieh usw. vor. Von den Wiener Zentralstellen wird das „Loch im 
Süden“ jedoch mit scheelen Augen als eine Durchbrechung der einheitlichen staat- 
lichen Außenhandelspolitik angesehen und die niederösterreichischen Weinbau- 
gebiete wettern gegen die Südtiroler Konkurrenz, obwohl der Nordtiroler ein Rot- 
weinkonsument ist und die österreichischen Weißweine immer abgelehnt hat. Am 
Gegensatz Rotwein— Weißwein entzündet sich aber überhaupt der Tiroler Wider- 
stand gegen Wien sehr schnell, zumal man den Wiener Zentralstellen vorwirft, 
daß sie dem italienischen Bestreben, sich-.vom Pariser Abkommen zu entfernen, 
nur allzu willfährig entgegenkommen. 


Betrachtet man die Gesamtlage, so hat man den Eindruck, daß der Wille zu 
einer europäischen Verständigung sehr weit von der Verwirklichung in den 
kleinen Lebensfragen entfernt ist. Die Art, wie das Autonomiestatut im italieni- 
schen Parlament innerhalb von sechs Stunden in Anwesenheit von manchmal nur 
50 Abgeordneten (bei fast 600 Sitzen!) durchgepeitscht wurde — ein Schicksal, das 
auch die Regionalstatute für Sizilien, Aosta und Sardinien erfuhren —, läßt über 
den Willen, Konsequenzen aus der Vergangenheit zu ziehen, skeptisch urteilen. 
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ERNST KLINGMÜLLER 
Bericht über Agypten 


Ein zweites Abadan? 


Der ägyptische Ministerpräsident Nahas Pascha verkündete in einer großen Rede 
vor dem Parlament am 8. Oktober die Aufhebung des englisch-ägyptischen Vertrages 
und dieAusdehnung der Souveränität Ägyptens auf den Sudan. Es ist für die gesamte 
Situation bezeichnend, daß dieser Schritt in der ägyptischen Öffentlichkeit mit dem 
Schlagwort vom ägyptischen Abadan charakterisiert wurde. Das persische 
Beispiel hat Schule gemacht, aber nicht erst, wie es einem oberflächlichen Betrachter 
erscheinen mag, in diesem Augenblick. | 

Der seinerzeitigen Forderung Persiens, die Ölindustrie zu verstaatlichen, war 
u.a. die ägyptische Forderung, den Suez-Kanal zu nationalisieren, und eine | 
irakische Forderung, die dortige Ölindustrie ebenfalls zu verstaatlichen, gefolgt, 
aber es wäre falsch, den Vergleich nur in der Ankündigung von langfristigen Ver- 
trägen mit Großbritannien zu sehen. Es geht vielmehr um die Anerkennung einer 
neuen Stellung, die nicht nur Persien und Ägypten, sondern die der gesamte 
islamische Orient im Begriff ist zu beziehen oder die er schon bezogen hat. Es ist 
ein Auflehnen gegen Großbritannien als den Exponenten des „europäischen Im- 
perialismus“, der seine historische Berechtigung weniger aus der materiellen als 
aus der geistigen Überlegenheit des Abendlandes herleitete. Die materielle Über- 
legenheit Europas gegenüber der übrigen Welt ist in zwei Weltkriegen verbraucht 
worden und verloren gegangen. Seine geistige Überlegenheit wird heute von 
Ägypten und den übrigen islamischen Staaten nicht mehr anerkannt. Die letzte. 
Phase der politischen Emanzipation des Orients ist nunmehr erreicht. 


Historische Erinnerungen 


In Ägypten ist eigentlich nie die Erinnerung an die Okkupation vom Jahre 1881 
ganz verloren gegangen. Die Geschichte der letzten 25 Jahre bietet genügend Bei- 
spiele dafür, daß der ägyptische Nationalismus sehr schnell und leicht auch auf 
kleine Anwürfe reagiert. 


Wenn der englisch-ägyptische Vertrag im Jahre 1936 verhältnismäßig schnell 
zustande kam, so lag die Ursache nur in der Furcht vor Italien. Man sah die Eng- 
länder weniger ungern im Lande als die Italiener, aber niemals gern. | 


Während des Zweiten Weltkrieges hat dieser Vertrag seine Bewährungsprobe 
bestanden; aber mit dem Sieg der Westmächte später seine innere Berechtigung | 
weitgehend verloren. Nicht zu Unrecht ist der Vorwurf erhoben worden, daß die 
britische Außenpolitik es in den ersten Nachkriegsjahren nicht verstanden habe, 
die Beziehungen zu Ägypten der neuen Lage entsprechend umzugestalten. Rück- 
blickend scheint es, als ob die Umwandlung des Vertrages für London doch zu sehr 
eine juristische und zu wenig eine politische Frage war, die den irrationalen Kräf- 


_ ten im Vorderen Orient entsprechend Rechnung getragen hätte. Die Propaganda 
' der Alliierten, deren Zentrum während des Krieges Kairo war und die sich für 
die Freiheit aller Völker aussprach, blieb in Ägypten selbst auch nicht ohne Wir- 

kung. Es wiederholt sich die Geschichte, die nach dem Ersten Weltkrieg zur Grün- 
‘ dung des Wafd und der Entwicklung des ägyptischen Nationalismus Anlaß gegeben 
hatte, der damals seine Forderungen mit den Wilsonschen Vierzehn Punkten stützte 
und sie heute mit der Atlantik-Charta und den Grundsätzen der UNO begründete. 


Verhandlungen 1945/46 


In einer Note vom Juni 1945 an den briti- 
schen Botschafter gab Nahas Pascha als Chef 
der Wafd-Partei, der nationalistischen Opposi- 
tion, den nationalen Wünschen Ägyptens Aus- 
druck, daß die Beschränkungen der ägyptischen 
Souveränität aufgehoben würden und die 
Truppen abziehen sollten. Die ägyptische Re- 
gierung griff das Thema in einer offiziellen 
Note im Dezember 1945 auf und richtete an 
Di St: die britische Regierung das Ersuchen, in Ver- 

Alsmailia | handlungen über eine Neugestaltung des bri- 

> tisch-ägyptischen Vertrages einzutreten, weil 
die entscheidenden Voraussetzungen, die einst 
| Anlaß zu seinem Abschluß gegeben hätten, 
nunmehr weggefallen seien. Das Labour-Kabi- 
nett, das auch aus ideologischen Gründen sehr 
viel schwieriger eine imperialistische Gewalt- 
politik treiben konnte als ein konservatives 
Kabinett, gab im Januar 1946 eine zustimmende 
Antwort. Im übrigen zeigte es sich bemüht, 
durch einige freundliche Gesten wie die Räu- 
un mung der Militärquartiere in Alexandrien und 
die Verlängerung des englisch-ägyptischen Zahlungsabkommens eine günstige Atmosphäre 
zu schaffen. Demgegenüber müssen Unruhen und Demonstrationen einzelner Gruppen in 
Kairo als Unterstreichung des nationalen Willens Ägyptens gewertet werden. 
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In den Verhandlungen, die offiziell Anfang Mai 1946 begannen, konnte man sich ver- 
hältnismäßig rasch grundsätzlich über den Abzug der britischen Truppen einigen. Die 
konservative Opposition griff im englischen Unterhaus die Labour-Regierung deswegen 
heftig an, konnte aber mit einem Mißtrauensvotum nicht durchdringen. In seiner Erwide- 
rung sagte Außenminister Bevin, daß er die Initiative für den Abzug der britischen Trup- 
pen lieber jetzt ergreife, als daß er eines Tages dazu angesichts des Aufruhrs auf der 
Straße gezwungen würde. 

Für die Durchführung des Planes forderte Großbritannien eine Frist von fünf Jahren, 
während Ägypten nur ein bis eineinhalb Jahre zugestehen wollte. Auch die nähere Präzi- 
sierung der künftigen Bündnisverpflichtung machte bei den Verhandlungen Schwierigkeiten, 
(ob z.B. Großbritannien schon bei drohender Kriegsgefahr oder erst im Kriege wieder 
Stützpunkte in Ägypten in Anspruch nehmen könnte usw.). So zogen sich die Besprechun- 
gen mit Unterbrechungen über Monate hin. 

In der Zwischenzeit hatte Großbritannien gleichsam als ein weiteres Zeichen guten Wil- 
lens Anfang Juli 1946 die Zitadelle von Kairo geräumt, auf der seit 64 Jahren die britische 
Flagge geweht hatte. Um die Verhandlungen schließlich aus der Stagnation herauszuführen, 
fuhr Ministerpräsident Sidki Pascha im Oktober nach London, und es gelang ihm durch 
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persönliche Besprechungen mit Außenminister Bevin, auf einer mittleren Linie eine Eini- 
gung zu erzielen. Die britischen Truppen sollten Kairo und das Delta bis zum 1. April 
1947, das übrige Territorium, praktisch die Kanalzone, bis zum 1. September 1949, ver- 
lassen. Über die künftige militärische Zusammenarbeit im Falle eines Krieges konnte er. 
ebenfalls ein grundsätzliches Übereinkommen erzielen. 

Da man sich über den zweiten Hauptfaktor, den künftigen Status des Sudan, nicht eini- 
gen konnte, sollte der bisherige Zustand zunächst beibehalten werden. In nationalen 
ägyptischen Kreisen rügte man an dem Abkommen, daß die Einheit des Niltales, d.h. der 
Herrschaftsanspruch auf den Sudan, nicht deutlicher zum Ausdruck gebracht worden sei. 


Vertragloser Zustand und Einschaltung des Sicherheitsrates 


Zwar gelang es Ministerpräsident Sidki Pascha, bei der entscheidenden Debatte 
im Parlament über das geplante Abkommen mit Bevin einen Abstimmungssieg zu 
erringen, aber einige Mitglieder der Verhandlungskommission machten schwere 
Bedenken geltend. Anfang Dezember 1946 trat Sidki Pascha formell aus Gesund; 
heitsgründen zurück, ohne daß der Vertrag ratifiziert worden war. Sein Nachfolger 
Nukraschi Pascha machte, einem Wunsch der mehr nationalistisch orientierten Re- 
gierungskoalition folgend, neue Bedenken gegen diese Behandlung der Sudan- 
Frage geltend. Erschwerend kam hinzu, daß der Führer der sudanischen Unab- | 
hängigkeitspartei, Sir Ali el-Mirghani, erklärt hatte, Attlee habe zugesagt, daß 
Großbritannien das Recht des Sudan auf Selbstbestimmung anerkenne. Nukraschi 
lehnte daher den weiteren englischen Vermittlungsvorschlag, die Sudanfrage später 
zu erörtern, im übrigen aber den Vertrag zu unterzeichnen, ab, da England nicht 
bereit war, die ägyptischen Souveränitätsansprüche über den Sudan wenigstens 
grundsätzlich anzuerkennen. 

Trotzdem zogen die Engländer gemäß dem vorgeschlagenen Termin ihre Truppen aus 
Kairo und dem Delta auf die Kanalzone zurück. Den völligen Abzug der britischen Trup- 
pen aber hoffte Ägypten mit anderen diplomatischen Mitteln zü erreichen, ohne sich 
deswegen in der Sudan-Frage zu binden: über den Sicherheitsrat. 

Die Debatten im Sicherheitsrat über den ägyptischen Antrag, die am 8. August 1947 
begannen, zeitigten kein positives Ergebnis. Die Frage wurde schließlich auf unbestimmte 
Zeit vertagt in der Hoffnung, daß die beteiligten Mächte in der Zwischenzeit zu einer 
Einigung kommen würden. Dabei entbehrt es nicht einer historischen Ironie, daß Bevin 
im Unterhaus das Scheitern der Verhandlungen darauf zurückführte, daß die damalige 
ägyptische Regierung nicht repräsentativ genug für solche Verhandlungen sei (die Wafd- 
Partei stand seinerzeit in Opposition zur Regierung!). 

Im Frühjahr 1949 kam es zu weiteren Auseinandersetzungen, die durch die Einführung 
von konstitutionellen Einrichtungen im Sudan, wie sie von den Engländern eingeleitet 
wurden, veranlaßt waren. Zu einer akuten Krise kam es damals nicht, weil der Palästina- 
Krieg zunächst alle anderen arabischen und ägyptischen Probleme überschattete. 


Nahas Pascha verhandelt 18 Monate lang 


Auf Grund erfolgreicher Neuwahlen übernahm Nahas Pascha am 12. Januar 
1950 die Regierung; in der Thronrede zur Eröffnung der neuen Parlamentssession 
wurde bereits von der Absicht gesprochen, „unser Ägypten und den Sudan von 
allen Fesseln der Freiheit und Unabhängigkeit zu befreien und sie unter der 
ägyptischen Krone zu vereinigen“. Diesem Wunsch gab die Regierung nochmals in 
einer Note an Großbritannien im März 1950 deutlichen Ausdruck. 
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Aus diesem ersten Schritt entwickelte sich ein Notenwechsel, der zunächst zu einer Er- 
örterung detaillierter — allerdings mehr technischer — Fragen überleitete. Mit Feld- 
marschall Slim wurde das Thema des endgültigen Truppenabzuges aus Ägypten und der 
künftigen Stützpunkte für Großbritannien erneut besprochen. Andererseits wurde in der 
Thronrede zur neuen Parlamentssession nochmals der bisherige Standpunkt Ägyptens 
unterstrichen. Aber Anfang Dezember reiste der ägyptische Außenminister zu persönlichen 
Besprechungen nach London. Auf Grund der Unterhaltungen wurden neue Vorschläge 
über das Verteidigungs- und Sicherheitsproblem Ägypten im Rahmen der Empire-Vertei- 
digung ausgearbeitet und dem Kabinett von Bevin vorgelegt. Die englische Regierung 
konnte sich jedoch zu einer sofortigen Stellungnahme nicht entschließen, sondern ließ 
diese Vorschläge durch Sachverständige prüfen. Während Bevin die Antwort an Ägypten 
für Mitte bis Ende Januar in Aussicht gestellt hatte, erfolgte die Übermittlung dieser 
britischen Vorschläge erst am 11. April 1951. Die ägyptische Regierung lehnte am 24. April 
ab, überreichte aber ihrerseits eingehende Gegenvorschläge, in denen es auf der Frist von 
einem Jahr für die Räumung des gesamten Landes bestand. Außerdem sollten britische 
Truppen bei drohender Kriegsgefahr nur dann in der Kanalzone stationiert werden, wenn 
die ägyptische Regierung der Ansicht wäre, daß ihre Sicherheit bedroht sei. Ägypten for- 
derte ferner zur Erhöhung seiner Sicherheit ausreichende Waffenlieferungen. 

Bei den weiteren Verhandlungen versuchte Großbritannien erneut, aber erfolglos, die 
Frage der Truppenzurückziehung von der Sudanfrage zu trennen, zumal die Projekte eines 
Mittelostpaktes anfingen, Gestalt anzunehmen. Als Bevin am 30. Juli erklärte, daß Groß- 
britannien mit Rücksicht auf die gespannte internationale Lage eine völlige Entblößung 
Ägyptens von Truppen nicht dulden könne und sich der Herstellung der Einheit des Nil- 
tales widersetzen werde, war die Reaktion in Ägypten besonders scharf. Der Außenminister 
Salah ed-Din erklärte im Parlament kategorisch, die Tür der Verhandlungen sei zuge- 
schlagen. Trotzdem machte die britische Regierung am 17. August einen neuen Vorstoß 
mit dem offensichtlichen Ziel, wenigstens für die Fragen der gemeinsamen Verteidigung 
eine zufriedenstellende Lösung zu erreichen; aber die ägyptische Regierung beharrte auf 
ihrem ablehnenden Standpunkt, stellte jedoch anheim, neue Vorschläge auszuarbeiten, die 
sie bereit war zu prüfen. Die Absendung dieser ägyptischen Note erfolgte am 26. August; 
am 21. September erklärte der Außenminister in einer persönlichen Botschaft, ein Termin 
für neue Vorschläge könne noch nicht genannt werden, was offensichtlich mit dem Be- 
streben der Labour-Regierung zusammenhing, im Hinblick auf die Parlamentswahlen keine 
endgültige Entscheidung zu fällen. Nahas Pascha hingegen ließ London wissen, daß er im 
Parlament vor Ende der Session, d.h. vor Ende Oktober, die künftige politische Linie in 
den englisch-ägyptischen Beziehungen klar aufzeigen müsse. Nachdem eine weitere Ant- 
wort Großbritannien ausblieb, erklärte Nahas Pascha am 8. Oktober vor dem Parlament 
die Aufkündigung des englisch-ägyptischen Vertrages von 1936 und der Verträge von 1899 
über den Sudan sowie die Vereinigung beider Länder unter einer Krone. 


Ägypten kündigt 


Der Termin für seine Rede war geschickt gewählt, denn er kam damit den neuen 
Vorschlägen zuvor, wie sie auf der Konferenz der drei Westmächte in Washington 
beschlossen und in den anschließenden Generalstabsbesprechungen mit der Türkei 
in Istanbul Mitte Oktober näher ausgearbeitet worden waren. Es war vorgesehen, 
daß Großbritannien einer Aufhebung des Vertrages von 1936 zustimmen solle, 
falls Ägypten dem alliierten Mittelostkommando beitrete. Ägypten wurde einge- 
laden, Gründungsmitglied auf einer Basis der Gleichberechtigung und Partner- 
schaft mit den anderen Gründungsmitgliedern zu werden. Das Hauptquartier sollte 
auf ägyptischem Boden stationiert werden. Außerdem sollte Ägypten im gleichen 
Maße wie die anderen Staaten Streitkräfte zur Verfügung stellen und innerhalb 
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des alliierten Mittelostkommandos eine mit großen Vollmachten und voller Verant- 
wortung ausgestattete Position einnehmen. i 

Als die diesbezügliche Note schließlich am 14. Oktober der ägyptischen Regie 
rung übermittelt wurde, hatte Nahas Pascha bereits sein politisches fait accompli 
geschaffen. Ägypten lehnte diesen Vorschlag ab, solange noch englische Truppen im 
Lande seien, obwohl die USA und auch Frankreich klar zum Ausdruck gebracht 
hatten, daß sie Englands Standpunkt teilten. 

Dabei konnte Nahas Pascha mit der Unterstützung der anderen Mitglieder der Ara- 
bischen Liga rechnen, und auch aus der übrigen islamischen Welt gingen ihm Beweise der 
Solidarität zu. Die Westmächte versuchten ihrerseits, durch Einzelverhandlungen mit den 
übrigen arabischen Staaten über Beteiligung an dem Mittelostpakt Ägypten zu isolieren, 
— mit welchem Erfolg ist vorläufig nicht abzusehen. Immerhin muß verzeichnet werden, | 
daß zwischen dem syrischen Außenminister, der den ägyptischen Standpunkt unbedenklich 
teilt, und dem syrischen Ministerpräsidenten ernste Meinungsverschiedenheiten zu ver- 
zeichnen sind, die Anfang November zum Rücktritt des Kabinetts geführt haben. 


Wer steht dahinter? 


Wie weit Nahas Pascha darüber hinaus auf ernsthafte Unterstützung rechnen 
kann, wird nicht nur von dem Willen einzelner Politiker, sondern auch von der 
allgemeinen Lage abhängen. 

Erwähnung verdient in diesem Zusammenhang, daß die /swestija Mitte Oktober einen 
sehr wohlwollenden Artikel über Ägypten und die nationale Befreiungsbewegung im Mittleren 
Osten veröffentlicht hat. Demonstranten in Kairo zogen vor die sowjetische Gesandtschaft 
und forderten eine tatkräftige Unterstützung Ägyptens. Die Handelsbeziehungen, die bis- 
her im wesentlichen auf einen Austausch von Baumwolle gegen Weizen beschränkt waren, 
sollten beschleunigt durch einen Handelsvertrag intensiviert werden. 


Zweifellos bedeutet die ablehnende Haltung Ägyptens gegenüber dem geplanten 
Mittelost-Pakt einen entscheidenden Ausfall, zumindest eine ernsthafte Verzöge- 
rung, die besonders von der geographisch exponierten Türkei nicht ohne Sorge 
betrachtet wird. Denn die 25 türkischen Divisionen mit etwa 350 000 Mann, die 
zudem auch noch auf entscheidende Materiallieferungen aus Amerika angewiesen 
sind, haben bis zur Errichtung der Mittelostfront keinen strategischen Rückhalt. 
Die internationale Meinung ist sich wohl weitgehend darüber einig, daß Nahas 
Pascha keine festen politischen Rückversicherungen hat, aber man befürchtet doch, 
daß eine gewaltsame Auseinandersetzung zwischen England und Ägypten Kräfte 
aktivieren könnte, deren weiteres Fortwirken nicht mehr kontrollierbar ist, und 
die vielleicht auch dereinst die jetzige Regierung, die regierende Schicht, bedrohen, 
ja vielleicht sogar stürzen könnten. Bewegungen wie etwa die muslimische Bruder- 
schaft, die sich im Augenblick stark nationalistisch gebärdet, oder die sich bilden- 
den Freiheitsbataillone kämpfen zunächst gegen den englischen Imperialismus und 
Kapitalismus, aber werden sie dabei ideologisch und praktisch stehen bleiben? 

In der internationalen Presse überwiegt die Meinung, daß beide Seiten ein 
Interesse daran haben, die Wogen der Volkserregung nicht zu hochgehen zu lassen, 
denn es geht nicht mehr allein um ein rein politisches oder strategisches Problem, 
sondern um eine Auseinandersetzung, die über die Frage entscheiden wird, zu 
welcher Lebensform sich Ägypten als Exponent der arabisch-islamischen Welt be- 
kennt. Wer ist in dieser Auseinandersetzung der Treibende und wer der Getriebene? 
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Bolivien am Scheideweg 


ZUR GEOPOLITIK DES SÜDAMERIKANISCHEN KERNRAUMES 


Das Tibet Südamerikas 


Wie Nordafrika mehr zum europäischen Mittelmeerraum gehört als zum Äqua- 
torialgebiet jenseits der Sahara, so müssen Venezuela und Kolumbien geopolitisch 
, zum amerikanischen Mittelmeerraum gerechnet werden. Die beiden Länder sind 
vom eigentlichen Südamerika durch den undurchdringlichen Waldgürtel Amazo- 
niens und durch Gebirgszüge getrennt, die durch keinen in Nord-Südrichtung flie- : 
ßenden Fluß unterbrochen werden. Ohne den Pan American Highway zu unter- 
schätzen, der die Frage nicht von Grund auf löst, muß festgestellt werden, daß der 
südliche Teil des südamerikanischen Erdteils eine „Insel“ bildet, die nur auf dem 
See- oder Luftwege erreicht werden kann. Der geographische Mittel- und Verkehrs- 
knotenpunkt dieses südlichen Raumes ist die bolivianische Hochebene, in der Tat - 
das Tibet Südamerikas. Der volkswirtschaftliche Wert dieses Gebiets sowie seine 
Verkehrslage veranlassen die angrenzenden Länder, es politisch zu umwerben. 


Für Argentinien stellt das bolivianische Hochland die einzige Landverbindung 
mit Peru dar. Boliviens Staatsgebiet bildet eine Lücke in der Umklammerung 
Argentiniens durch Chile und Brasilien. Umgekehrt ist es die Brücke, auf der sich 

Chile und Brasilien zusammenschließen und eine Trennwand zwischen Lima und 2 
‘Buenos Aires errichten könnten. Der Umstand, daß es die Rückendeckung für alle 2 
Nachbarländer darstellt, gibt Bolivien, dem eigentlichen Kernraum Südamerikas, 
das Schwergewicht seiner strategischen Bedeutung. Dazu kommt der ungeheure 
Reichtum dieses „armen“ Landes, dessen Bergbau (vor allen Dingen die Zinn- S 
gruben) ebenso wie seine sagenhaften Erdöl- und Eisenerzvorkommen es zum 
Gegenstand fremder Habgier machen. 


Verkehrskorridore durch Nachbarländer 


Nachdem sich Bolivien infolge des Pazifischen Krieges, der auch den zutreffenden 
‘Namen „Salpeterkrieg“ trägt, in ein Binnenland verwandelt hat, hängt sein 
Außenhandel (es führt 75 Prozent der wichtigsten Verbrauchsgüter ein) von den 
Nachbarn ab, die seine Zugangswege ihrerseits in Staatsbesitz überführt haben. Es 
ist bekannt, daß alle Nachbarländer mit Ausnahme von Paraguay mächtiger sind 
als Bolivien selbst. Der bolivianische Versuch zur Öffnung eines weiteren Fensters, 
der die Linie des geringsten Widerstandes suchte, ist gescheitert. Es ist Bolivien 
nicht gelungen, sich am unteren Paraguay festzusetzen. Dabei ist es bedeutsam, 
daß man in der geographischen Breite der Guarani-Republik Paraguay nur an den 
Fluß kommen kann, wenn man das ausgedehnte Gebiet des Chaco durchquert, 
— ein unüberwindliches Hindernis. 
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Dagegen ist die bolivianische Grenze nördlich Corumbä nur durch einen brasilianischen. 
Streifen von 6km Breite vom Fluß getrennt. Dort setzt die von Brasilien erbaute Bahn ein. 
Der Korridor zwischen Puerto Suärez und dem Fluß wird vom 13—14 km langen Tamengo- 
Kanal durchquert, der bei dem geringen Güterverkehr den Ausbau zur Großwasserstraße 
(kostspielige Baggerarbeiten!) bisher nicht lohnt. 

Südlich des 20. Breitengrades besitzt Bolivien zwar in einem schmalen Korridor von etwa | 
12km Breite (Manuel Cspedes) seinen einzigen Zugang zu dem hier gut schiffbaren Fluß. 


Kilometer 


500 
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Aber der Ausbau dieser Durchfahrt in einer entlegenen und sumpfigen Landschaft würde die 
kostspieligen Bauarbeiten ebenfalls nicht lohnen. 


Chile hat eine Bahn von der bolivianischen Grenze nach Arica gebaut und dort gemäß dem 
Friedensvertrag von 1904 Bolivien einen Freihafen überlassen. Sie ist der kürzeste Zufuhr- 
weg von See her und befördert 75 Prozent der Bruttoeinfuhr nach Bolivien. 


Die übrigen Eisenbahnverbindungen Boliviens sind: 1. die Bahn von Uyuni, Station der 
„Panamerikanischen Strecke“ Buenos Aires—Lima, nach dem früheren bolivianischen, jetzt 
chilenischen Hafen Antofagasta; auf ihr werden 70 Prozent der bolivianischen Bergbauerzeug- 
nisse verfrachtet. 2. Der Teil der „Panamerikanischen Strecke“, der von La Paz mit einer 
Unterbrechung durch den Titicacasee zu den peruanischen Häfen Mollendo und Matarani 
führt. Einstweilen erfordert sie zweimaliges Umladen am Titicacasee. Die Verbindung zwi- 
schen der bolivianischen und der peruanischen Strecke ist geplant. 
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Rivalität der brasilianischen und argentinischen Bahnen 


Die beiden großen östlichen Nachbarn des bolivianischen Hochlandes, Argentinien 
und Brasilien, haben einen regelrechten Eisenbahnkrieg ausgefochten, um den 
Transport der bolivianischen Erzeugnisse zum Atlantischen Ozean an sich zu 
ziehen. Der brüderlichen Geste des Präsidenten Vargas, der im Jahre 1943 Bolivien 
einen Freihafen in Santos anbot, ist 1949 Präsident Perön gefolgt, indem er sich 
bereit erklärte, dem bolivianischen Hochland eine Freizone am Paraguay-Fluß zur 
Verfügung zu stellen. 

In diesem Wettkampf hat Argentinien zwar einen Vorteil errungen, doch ist es 
im Begriff, von Brasilien überflügelt zu werden. Noch ist die einzige Bahnver- 
bindung vom bolivianischen Hochland zum Atlantischen Ozean die argentinische 
Strecke, die in La Quiaca an die bolivianische Nord-Südbahn anschließt. (Die 
Teilstrecke Villazön—Atocha ist von Argentinien gebaut worden.) 

In dem Wettrennen, das die Argentiner von Yacuiba und die Brasilianer vom Paraguay-Fluß 
(Corumbä) aus begonnen haben, um Santa Cruz de la Sierra am Osthang der Ostkordillere 
und etwas nördlich von der Wasserscheide des Amazonas (Beni) und dem Einzugsgebiet 
des La Plata (Chaco) zu erreichen, haben die Brasilianer einen beachtlichen Vorsprung 
gewonnen. Das argentinische Gleis endet in einer Entfernung von 300 km Luftlinie von 
Santa Cruz, die Weiterarbeit ist eingestellt. Der Endpunkt des brasilianischen Gleises da- 
gegen befindet sich nur etwa 210 km in gerader Linie von der Stadt. Die Strecke zwischen 
Cochabamba, das mit dem Bahnnetz des bolivianischen Hochlandes verbunden ist, und 
Santa Cruz wird eine Gesamtausdehnung von 635 km haben, gegenwärtig sind davon 
120 km fertig. 

Das riesenhafte Nordostgebiet Boliviens (Beni), das etwa die Hälfte der gesam- 
ten Staatsfläche umfaßt, ist ein Kernstück Amazoniens. Die Flüsse Guapore, 
Mamor£, Beni und Madre de Dios, deren Gewässer in den Madeira fließen, bringen 
die tropischen Erzeugnisse der Ebenen des Mamore und die subtropischen der nach 
Osten geöffneten Täler (yungas) zum Amazonas. Der große Strom trägt sie weiter 
zum Atlantischen Ozean etwa auf der Breite des Äquators. Auf Grund des Frie- 
densvertrages von Petropolis von 1903 haben die Brasilianer mitten in der 
„Grünen Hölle“ von Guayarä-Mirim am Guapore nach Puerto Velho am Madeira 
eine Betonstraße gebaut. Der Preis für diese Straße an Menschenleben und Geld 
ist nur mit den Opfern des berüchtigten Eisenbahnbaues von Leningrad nach 
Archangelsk oder der ersten Ausschachtungsarbeiten des Panamäkanals durch 
Lesseps vergleichbar. Der Zweck dieses Straßenbaues war die Umgehung der Fälle 


des Madeira-Flusses. 

Die von Travassos genannte Straße von Santa Cruz nach Cuatro Ojos, dem vorläufigen 
Hafen am Piray (einem schiffbaren Nebenfluß des Mamore), ist durch den Urwald zerstört 
worden, der sich schnell sein Recht wieder nahm. Geplant wird der Bau einer Bahn von 
der Strecke Cochabamba-—-Santa Cruz in dieses Gebiet (zum Flußhafen Grether am Ichilo, 
einem anderen schiffbaren Nebenfluß des Mamore). 

Falls es den Brasilianern gelingt, die Eisenbahn von Santa Cruz nach Guayarä-Mirim zu 
bauen, wie es der Vertrag von 1928 festlegt, so könnten die Waren, in erster Linie Gummi, 
auf dem Bahnwege bis Puerto Velho und von dort weiter auf den Flußweg gebracht werden. 

Schließlich besteht ein Plan für den Bau einer Bahn durch die östliche Kordillere, die 
La Paz mit Yungas am Beni verbinden soll. Sie soll den Erzeugnissen des bolivianischen 
Hochlandes einen Ausgang zum Stromgebiet des Amazonas öffnen. Bis jetzt ist der ent- 
sprechende Bahnbau von La Paz aus etwa 54km durch die Andenkette nach Osten vor- 
gedrungen. Die Verbindung über das Stromgebiet des Amazonas, die in der Lage ist, drei 
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Fünftel der Fläche Boliviens zu bedienen, ist billiger als der Eisenbahnweg nach Santos 


und kürzer sowie wirtschaftlicher als der Ausgang über Buenos Aires. Diese Verbindung 
ist dazu bestimmt, für die Wirtschaft Boliviens eine wichtige Rolle zu spielen, besonders, 


wenn es gelungen ist, die zahllosen kostspieligen Umladungen zu beseitigen oder zu ver- 
ringern. Das Paradox an diesem Weg, der nach Norden den Ausgang zum Atlantik sucht, 
ist der Umstand, daß der südamerikanische Markt für alle tropischen Erzeugnisse aus dem 


Einzugsgebiet des Beni, insbesondere für Gummi, Argentinien ist, also in der entgegen- 


gesetzten Richtung liegt. 

Wenn einmal dieses Geflecht von Straßen, Eisenbahnen und Schiffahrtswegen, mit denen 
die beiden „Atlantischen Großstaaten“ Zugang zum bolivianischen Hochland gewinnen, 
fertiggestellt ist, dann wird Bolivien in der ernsten Gefahr stehen, durch seine Aufteilung 
in wirtschaftliche Interessensphären ein zweites Persien zu werden. Wir wollen daran 
denken, daß der Iran vor dem Ersten Weltkrieg in drei Teile zerfiel: Den Norden als rus- 
sisches Einflußgebiet, den Süden, der von den Engländern durchdrungen wurde, und schließ- 
lich die Mitte, wo den unglücklichen Persern erlaubt blieb, wirklich nur Perser zu sein. 

Das Fehlen inländischer Verkehrsverbindungen verschärft die Gefahr und wirkt nicht 
nur der nationalen Einheit Boliviens entgegen, sondern verhindert auch eine zweckmäßige 
Verteilung seiner landwirtschaftlichen Erzeugnisse. Dieser Mangel zwingt Bolivien in Ein- 
fuhrabhängigkeit. 

Der ganze äußerste Norden Boliviens ist verkehrsmäßig von Brasilien abhängig. Aber 
die Argentinienbahn stellt nach Travassos „für die Hauptorte der Täler des Mamore, des 
Beni und des Madre de Dios (Amazonengebiet) ein entscheidendes wirtschaftliches Gegen- 
gewicht, einen wirklichen Magnet zugunsten des La Plata dar“. Die brasilianische Bahn von 
Puerto Suärez nach Santa Cruz wird, sobald die Strecke Santa Cruz—Cochabamba fertig- 
gestellt ist, zu einer transkontinentalen Bahn werden, die Arica mit Santos verbindet. 
Nicht nur die Güter des bolivianischen Ostens, sondern auch die des Hochlandes werden 
durch diese Bahn von Brasilien angezogen werden. 

Argentinien, das Bemühungen unternommen hat, um sich eisenbahnmäßig mit Bolivien, 
dem alten „Hochperu“, zu verbinden, wird im allgemeinen durch die orographischen 
Formen der Anden begünstigt, deren wichtigste Ketten in Nord-Süd-Richtung verlaufen. 
Obwohl die Hochebene innerhalb der bolivianischen Staatsgrenzen alles hervorbringt, muß 
sie infolge des Fehlens innerstaatlicher Verbindungswege rund 80 Prozent ihres Bedarfes 
an Weizen und etwa 70 oder 80 Prozent ihres Fleischverbrauches einführen. Während 
Bolivien Weizen nur in Kriegszeiten von Argentinien kauft und normalerweise Weizen 
aus den USA oder Kanada vorzieht, kommt sein Fleisch ausschließlich von Argentinien. 
Deshalb genießt Argentinien noch eine gewisse Vorzugsstellung in derjenigen Gegend, die 
von seinen Bahnen berührt wird. 2 

Der Ausgang des Wettkampfes mit Brasilien im Hochland sowie im Osten und 
Südosten Boliviens ist noch ungewiß. Die brasilianische Transkontinentalbahn und 
die argentinischen Eisenbahnen werden sich um den Frachtanfall der bolivianischen 
Hochebene streiten, soweit die Landesprodukte nicht zum Stillen Ozean verschifft 
werden. Ebenso werden sie im Wettstreit um die Frachten des südöstlichen Lan- 
desteiles stehen, dessen Scheitelpunkt Santa Cruz bildet. 

Die Transkontinentalbahn ist jedoch für die Brasilianer eine gefährliche und 
zweischneidige Waffe, da ein großer Teil der von ihr beförderten Güter auf Kähne 
verladen und auf dem Paraguay verschifft werden kann. Das ist unendlich billiger 


als der Bahntransport, solange die Bahn nicht zusätzlich Unterstützungen durch 
die Regierung erhält. 

Auf diese Weise kann Argentinien die Kosten der weiten Entfernung ausglei- 
chen, die durch die verhältnismäßig ungünstige Lage der La Plata-Mündung ent- 
stehen. (Santa Cruz — Yacuiba — Buenos Aires 2700 km; Buenos Aires — Santos 
1600 km, insgesamt 4300 km. Santa Cruz — Santos 2600 km.) 


1 


i 


| 


| 


Kölliker Frers: Bolivien am Scheideweg 


Falls Argentinien eines Tages tatsächlich die geplante Kanalisierung des Bermejo 
durchführen und Bolivien einen Freihafen am Paraguay überlassen sollte, könnte 
es in vorteilhafter Weise diesen Verkehrsweg mit dem Eisenbahnweg von Yacuiba 
' nach Santa Cruz koppeln. Doch liegt zweifellos die Durchführung dieses Planes 
' noch fern. Das beachtenswerte Projekt des argentinischen Ingenieurs Jose Palacio 
sieht den Bau eines schiffbaren Kanals durch die Provinzen Salta, Jujuy, Tucumän, 
Santiago del Estero, Cördoba und Santa FE und durch die Territorien Chaco und 
Formosa vor. Dieser Plan hat keine Aussicht, die Zustimmung Boliviens zu finden, 
da der Kanal von den Flüssen Pilcomayo und Bermejo abgeleitet werden soll. 
Bolivien benötigt das Wasser des Pilcomayo, um eine ausgedehnte Fläche des 
_ Chaco-Wüstengebietes zu bewässern. 


Wettlauf um Boliviens Erdöl 


Jede verkehrsmäßige Durchdringung hat nach der Ansicht des großen deutschen 
Volkswirtes Friedrich List imperialistische Folgeerscheinungen: „Derjenige, der 
die Verkehrsmittel eines Landes beherrscht, beherrscht damit das Land selbst“. 
Aus diesem Grunde ist es verständlich, wenn es die verschiedenen Regierungen in 


La Paz für klug gehalten haben, sich mit keinem Nachbarland besonders einzu- 
: lassen, sondern den Wetteifer aller anzustacheln. Als Idealwunsch wird ein eigener 
_ Ausgang zum Stillen Ozean erstrebt oder, wenn das nicht geht, ein guter Zugang 
zum Paraguay-Fluß. Trotzdem haben die Nachbarländer mit mehr oder weniger 


Erfolg das vorübergehende Bestehen einer ihnen besonders freundlich gesinnten Re- 
 gierung im Palacio Quemado (Regierungsgebäude in La Paz), auszunutzen ver- 

sucht, um Sonderrechte zu erlangen. 
So erhielt Brasilien durch den Vertrag vom 25. Februar 1938 gegen eine Anleihe von 

750 000 Dollar das Recht, sich an der Ausbeutung aller Erdöllager zu beteiligen, die nörd- 

lich des Parapitiflusses oder nördlich des 20. Breitengrades gelegen sind. Man muß im 

Auge behalten, daß nach Aussage von Geologen ein erdölhöffiger Streifen vorhanden ist, 

der sich als Fortsetzung der Antiklinalen von Salta und Jujuy und der Erdölschichten von 

Camiri und Sanandita längs der Ostkordillere nach Peru hinzieht. Diese Schichten sollen 

die reichsten der Erde sein, Das Gebiet, das Brasilien zur Verfügung gestellt worden ist, 
umfaßt etwa drei Viertel des erdölhöffigen Streifens. 

Argentinien wird eine Ölleitung von Oran nach Sanandita in der Nähe der Grenze 
bauen. Bolivien wird seine Schuld an Buenos Aires für den Bau der Bahnen von Yacuiba 
nach Santa Cruz und von Sucre nach Boyuibi mit Erdöl bezahlen. (Der Bahnbau von Sucre 
nach Boyuibi ist begonnen worden, um das bolivianische Hochland mit Treibstoff zu ver- 
sorgen. Nachdem die Ölleitung von Camiri nach Sucre und Cochabamba verlängert worden 

ist, entfällt diese Notwendigkeit.) Argentinien verpflichtete sich zu geldlicher Unterstützung 
bei der stärkeren Ausbeutung der Erdölvorkommen von Sanandita. 


EN 


Plan der Zollunion mit Argentinien 


Im argentinischen Außenministerium, dem Palacio San Martin, wollte man mit 

- Hilfe eines Zollunionsvertrages entscheidende Vorteile erringen und dabei zu- 
gleich die Interessen des bolivianischen Hochlandes berücksichtigen. Obgleich 
der Vertrag von beiden Parlamenten ratifiziert worden war, verhinderten unbe- 
kannte Kräfte sein Inkrafttreten. Wir wollen der Wahrheit gemäß zugeben, daß 
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in Buenos Aires eine vorzeitige Erschöpfung des Devisenvorrats und andere Um- 
stände, die sich aus der wirtschaftlichen Lage Argentiniens ergaben, zum Scheitern 
des Zollunionsplans beitrugen. Aber Bolivien ist genötigt, seine Handelsbilanz mit 
Argentinien, die durch die Lebensmitteleinfuhr ohne Gegenwert stets negativ ist, 


auszugleichen. Die bekannte Behauptung der Bolivianer, daß die Volkswirtschaften | 


der beiden Länder sich ergänzen, ist unbestreitbar. Schon in der Kolonialzeit war es 
der nicht zu unterbindende Schmuggel mit Buenos Aires, der Karl III. zwang, Hoch- 
peru dem Vizekönigtum des Rio de La Plata anzugliedern. 

Die Ausbeutung der Mineralien von Mutün südlich von Puerto Suärez an der brasilia- 
nischen Grenze interessiert Argentinien außerordentlich. Diese sagenhaften Eisen- und 
Manganerzvorkommen finden nur in Brasilien gleichwertige Parallelen. Das an Eisen und 
Kohle sehr arme Argentinien könnte hier schätzungsweise mit 150 Milliarden Tonnen 
Eisen und 50 Milliarden Tonnen Mangan rechnen, während die Eisenerzvorkommen aller 
übrigen Länder außer Brasilien nur 42 Milliarden Tonnen betragen. Das in den Hochöfen 
von Mutün mit Hilfe örtlich gewonnener Holzkohle erzeugte Roheisen könnte auf dem 
Flußwege zu den großen Stahlwerken des argentinischen Heeres in San Nicoläs beför- 
dert werden. 

Die 6000 Tonnen Gummi, die im Benigebiet gewonnen werden, könnten 60 Prozent des 
argentinischen Verbrauches decken. (Es ist wahrscheinlich, daß die Vereinigten Staaten in 
der gegenwärtig gespannten internationalen Lage sich die bolivianische Gummigewinnung 
ausschließlich sichern werden, wie sie es schon im letzten Krieg getan haben.) 


Chiles plötzliche Aktivität 


Chile, das in der Vergangenheit das Salpetergebiet, für das es sich interessierte, 
erworben hat, besitzt gegenwärtig wichtige Grubenbeteiligungen im Grenzgebiet 
des bolivianischen Hochlandes, insbesondere im Südwestteil, der an Argentinien 
stößt. Das Gebiet heißt Lipez und ist berühmt für seinen Mineralreichtum (Zinn, 
Wolfram, Blei, Zink und Silber). 

So standen die Dinge, als die aufsehenerregende Nachricht über chilenisch- 
bolivianische Verhandlungen bekannt wurde, die geeignet wären, das Kräftever- 
hältnis nicht nur im bolivianischen Hochland von Grund auf zu verschieben, 
sondern auch in dem gesamten Gebiet, das wir als das eigentliche Südamerika 
bezeichnet haben. 

Es handelt sich um einen chilenischen Vorschlag, dem bolivianischen Hochland 
einen Ausgang zum Stillen Ozean in Gestalt eines 7km breiten Korridors zu 
geben. Dieser Korridor soll entlang der gegenwärtigen peruanisch-chilenischen 
Grenze verlaufen und auf den Stillen Ozean zwischen der chilenischen Stadt Arica 
und der peruanischen Stadt Tacna stoßen. Im Austausch für den Korridor sollen 
Chile gewisse Rechte im Gebiet von Lipez gewährt werden; ferner das Recht, das 
Wasser des Titicacasees, des Poopösees und des Coipasasees sowie einiger Flüsse 
(z.B. des Desaguadero, des Lauca, des Maure) zu nutzen und auf sein Gebiet 
abzuleiten. 


Man muß in Betracht ziehen, daß dieser Vorschlag von einem Land gemacht worden ist, 
das sich 75 Jahre lang strikt geweigert hat, das bolivianische Recht auf einen Ausgang 
zum Meer anzuerkennen. Ein Aufsatz der chilenischen Zeitschrift Vea über das in Frage kom- 
mende Gebiet zeigt, daß ein Bahnbau in dem 7 km breiten Streifen infolge der gebirgigen 
Oberfläche völlig ausgeschlossen ist. Nicht weniger theoretisch ist der Gedanke eines Hafen- 
baus in dem Küstenstreifen, der Bolivien abgetreten werden soll, da der Hafen völlig 
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ungeschützt wäre (während der benachbarten Hafenstadt Arica der berühmte Morro 
Schutz gewährt). Überdies liegen an der angebotenen Stelle einige 500m vor dem Strand 
Klippen, die alle Landungsmöglichkeiten ‘ausschließen. 
5 Der fragliche Vorschlag, der mit dem Wohlwollen und Geld der USA rechnen kann, 
_ würde außergewöhnlich kostspielig sein und steht in keinem Verhältnis zu den Staatsein- 
nahmen Boliviens. (Der Staatshaushalt Boliviens schwankt um 12 Millionen Dollar, seine 
nichtverzinste Schuld an die Vereinigten Staaten beträgt bereits etwa 150 Millionen Dollar.) 
So kann vorweg gesagt werden, daß der Vorschlag im Falle einer Annahme durch Bolivien 
zur Folge haben müßte, daß die bestehende Bahn nach Arica auf viele Jahre hinaus, wenn 
_ nicht für immer, der Hauptausgang Boliviens zum Stillen Ozean bleiben würde. 
Der positive Teil des Vorschlages, der wohl Santiago veranlaßt hat, sich von seiner über- 
kommenen Politik gegenüber Bolivien zu trennen, ist die Ausnutzung der Gewässer. Der 
- Titicacasee hat eine Oberfläche von 8500 qkm und, wenn er 100 cbm in der Sekunde ab- 
gäbe, fiele sein Wasserstand nur um etwa 3 cm. Er könnte in der Küstenwüste Chiles (den 
Provinzen Tarapacä, Antofagasta und Atacama) etwa 200000 ha bewässern, die gegen- 
wärtig Ödland sind. 
Da der See sich in einer Höhe von 3800 m befindet, kann ein Wassergefälle in Stufen 
von insgesamt 2500 m ausgenutzt werden. Damit könnte man 3 Millionen PS elektrischer 
Energie gewinnen. Diese Zahlen berücksichtigen noch nicht die nutzbare Wassermenge der 
Flüsse und anderen Seen. Vergleichsweise ist festzustellen, daß Argentinien aus thermi- 
schen und Wasserkraftwerken insgesamt 1780000 PS elektrische Kraft gewinnt. Die 
Wüstenprovinzen Chiles würden sich in ein sehr wohlhabendes Erzeugungsgebiet mit sub- 
tropischem Charakter verwandeln. Baumwolle und die Nebenerzeugnisse der Baumwoll- 
pflanze allein würden Produkte im Werte von etwa 120 Millionen Dollar liefern. Die 
3 Millionen PS würden, falls sie in thermischen Werken gewonnen werden müßten, allein 
einen Kohlebedarf im Wert von 50 Millionen Dollar haben. Die Kosten der Salpeter- 
gewinnung, die ernstlich durch den künstlichen Stickstoff bedroht ist, würden beachtlich 
fallen. Dasselbe kann vom Kupferbergbau gesagt werden. Mit den örtlich gewonnenen 
Rohstoffen könnte eine chemische Industrie ins Leben gerufen werden, die Schwefelsäure, 
Ätznatron und dergleichen herstellen müßte. In der Gegend arbeiten bereits wichtige 
Unternehmungen, die zu großen nordamerikanischen Finanzgruppen wie Guggenheim 


(Electric Bond), Dupont, Standard Oil, United Steel gehören. 

Es liegt auf der Hand, daß eine mit Strom versorgte Landwirtschaft und Indu- 
strie eine Millionenbevölkerung gut ernähren könnte. Wie nach dem Pazifischen 
Krieg, diesesmal jedoch endgültig, würde die abnehmende völkische und wirt- 
schaftliche Kraft Chiles einen Auftrieb erhalten. Wenn es eine Zusammenarbeit 
mit ausländischem Kapital erreichen könnte, würde es im bolivianischen Hochland 
einen unwiderstehlichen wirtschaftlichen Einfluß gewinnen. Chile würde den boli- 
vianischen Nordosten und Osten der Schwerkraft Brasiliens überlassen. Den argen- 
tinischen Einfluß, der sich gegenwärtig von der Ostkordillere und vom Gran Chaco 
bis zum 20. Breitengrad erstreckt, würde es auf den äußersten Südosten des 
Landes beschränken. 


Konstruktive Neuordnung Südamerikas 


Die Lage erregt gewisse Besorgnisse, wenn wir die Vergangenheit Argentiniens 
mit der Situation der anderen wichtigen Nachbarn Boliviens vergleichen. Argen- 
tinien hat sich dem Selbständigkeitsstreben des früheren Hochperu seinerzeit 
widerwillig, doch ohne Widerspruch gebeugt. Es hat dabei durch nachfolgende 
Akte auf die Provinz Tarija und auf die Senke des Bermejo verzichtet und so eine 
Haltung gezeigt, die auf dem Grundsatz der Uneigennützigkeit in Grenzstreitig- 
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keiten mit anderen Mächten beruht. Andererseits haben die anderen Länder 
Bolivien diesseits und jenseits der Anden ganze Provinzen, teilweise die wichtig- | 


sten, entrissen. 
Es liegt auf der Hand, daß der Vorschlag der Moneda in Santiago, also der chilenischen 


Regierung, einseitig ist. Die bolivianische öffentliche Meinung hat auch nicht vergessen, | 


daß sich einmal das vom bolivianischen Präsidenten Melgarejo zugestandene ähnliche Kon- 
dominium über die Mineralreichtümer des Küstengebietes als Trojanisches Pferd erwies, 
das zu einem völligen Verlust jener Gegend führte. 

Es gibt für die Durchführung des Vorschlages nur einen politischen Weg, der 
nicht nur für Bolivien, sondern auch für alle Nachbarländer gangbar ist, die an 
der Aufrechterhaltung des politischen Gleichgewichtes in diesem Raum interessiert 
sind. Dieser Weg ist die wirtschaftliche,wennnichtpolitische, Ver- 
einigung der Andenländer südlich des Äquators. 

Bolivien, eine willkürliche Schöpfung des Marschalls Sucre, verstümmelt in der einzigen 
Region, die geographisch eine vernünftige Ganzheit darstellte — dem Zusammenklang des 
bolivianischen Hochlandes mit seiner Küste am Stillen Ozean — ist ein ausgezeichnetes 
Beispiel für die Gefahren, die entstehen, wenn bei der Staatsbildung nicht auf die geogra- 
phischen Notwendigkeiten geachtet wird. Obgleich die Ausdehnung Boliviens beinahe auf 
die Hälfte der Fläche zurückgegangen ist, die der Marschall Sucre, der Sieger von 
Ayacucho, in seinem Testament festlegte, so ziehen doch die Grenzen der wichtigsten Län- 
der Südamerikas nach einem Wort von Federico Avila durch bolivianisches Gebiet hindurch. 
Das Land wird von den großen Nachbarländern auf allen Seiten begehrt, denn zwei seiner 
geographischen Regionen (das Flußgebiet des Amazonas und das des La Plata) unterliegen 
der zentrifugalen Anziehungskraft der angrenzenden Gebiete, und die dritte Einheit, das 
bolivianische Hochland, ist künstlich vom Meer getrennt. 


Die völlige wirtschaftliche Abhängigkeit Boliviens vom Auslande trägt nicht da- 
zu bei, seine internationale Stellung zu stärken. Das Land lebt wie viele südameri- 
kanische Länder vom Verkauf eines einzigen Erzeugnisses, des Zinns, dessen Preis 
einseitig von den beiden großen Aufkäuferländern aus anderen Kontinenten fest- 
gesetzt wird. Seine Stadtbevölkerung ist von der Nahrungsmitteleinfuhr abhängig, 
die ihr jederzeit gesperrt werden kann. Das alte Collasuyo des vorkolumbischen 
Zeitalters, ein bemerkenswerter Brennpunkt der Unruhe in der politischen Geo- 
graphie des südlichen Amerika, wird seinen Mangel an Zusammenarbeit nur ver- 
mittels einer geschickten Außenpolitik ausgleichen können. 

Es gibt nur drei Möglichkeiten für Bolivien: Das Vertrauen auf kollektive Sicher- 
heit, die von dem interamerikanischen Regionalsystem und von den Vereinten 
Nationen zu gewährleisten wäre, — Einvernehmen mit einem Nachbarstaat, — 
oder den Versuch, das Gleichgewicht und den gegenseitigen Ausgleich mit den 
anderen Nachbarn zu erhalten. Ein System der kollektiven Sicherheit ist immer 
wieder gescheitert, wie die Geschichte der jüngsten Vergangenheit lehrt. Das 
Gleichgewicht unter den Nachbarn kann leicht in eine Verständigung zu Lasten 
des bolivianischen Hochlandes verwandelt werden. Daher bleibt am Ende nichts 
übrig, als daß Bolivien seinen eigenen Nutzen mit dem eines starken Nachbarlan- 
des verbindet. Wenn dieses Einvernehmen von Dauer sein soll, so muß es auf den 
natürlichen, geographisch-wirtschaftlichen Voraussetzungen fußen. Es ist die Geo- 
graphie, die sich durchsetzen wird. 


BERICHTE 


Unsere Berichte ersetzen nicht die Nachrichten, die von einer Zeitung gebracht werden. Wohl aber ergänzen sie 


die laufenden Nachrichten durch Mitteilungen, für die in der Presse kaum Platz ist. Sie bemühen sich um 


Berichterstattung ohne eigene Stellungnahme. 


IN DIESEM HEFT 

Britische Besagungszone 
Deutschlands Schweiz 
Pommern Kanada 


Werl 


Im September 1951 erfolgte folgende Ver- 
öffentlichung in Hamburg: 


„Die unterzeichneten Hamburger Anwälte 
sehen sich genötigt, für ihre von britischen 
Gerichten wegen Kriegsverbrechen verurteil- 
ten, in der Strafanstalt Werl befindlichen 


Klienten an die Öffentlichkeit zu treten, um 
diese über die Lage der Dinge zu unterrich- 
ten. Unser Schritt gilt nicht denen, die wirk- 
lich schwerer Kriegsverbrechen schuldig sind. 
Sie sollen die Härte der Strafe voll fühlen. 
Aber wir wissen, daß in Werl viele Männer 
und Frauen sitzen, bei denen die schon ver- 
büßte jahrelange Haft eine mehr als aus- 
reichende Sühne für die ihnen zur Last ge- 
legten Dinge ist. Und wir wissen von Men- 
schen dort, die, wenn ihr Fall in einer neuen 
Gerichtsverhandlung gründlich geprüft wür- 
de, sicher als unschuldig freigesprochen 
werden würden, und deren Verurteilung da- 
mals nur durch die geistige Atmosphäre der 
ersten Nachkriegsjahre und durch die unleug- 
baren schwerwiegenden Mängel des Gerichts- 
verfahrens erklärlich ist. Die britischen Be- 
hörden lehnen jedoch jede Nachprüfung der 
Schuldfrage nach wie vor ab. Dagegen wurde 
— nach jahrelangen Bemühungen der Ver- 


Aalandsinseln 


Ukraine USA 

Kaschmir Mittelamerika 

Nepal Philippinen 
teidiger — Ende vorigen Jahres ein offiziel- 


les Verfahren angekündigt, das unter Mit- 
wirkung der Bundesbehörden und der 
Verteidigung einer Nachprüfung des Straf- 
maßes gelten sollte. Neue Hoffnungen wur- 
den geweckt, Hunderte von Nachprüfungs- 
anträgen eingereicht. Sie wurden mit 
formularmäßigen Empfangsbestätigungen 
quittiert, sonst geschah nichts. Nicht ein ein- 
ziger Fall ist bekannt geworden, wo auch nur 
der Ansatz einer Bearbeitung eines Antrages 
sichtbar geworden wäre mit Ausnahme einer 
in den allerletzten Tagen bekanntgewordenen 
Ablehnung. Geht dies so weiter, so müssen 
Jahre vergehen, ehe es zu Ergebnissen 
kommt. 

Bei diesen „Kriegsverbrechern“ in Werl 
herrscht wieder tiefste Niedergeschlagenheit. 
Noch immer ist die große Mehrzahl während 
der Arbeitszeit tagaus tagein mit Kriminel- 
len, teils schweren Berufsverbrechern, zu- 
sammengespannt und mit diesen in einem 
Gebäude gemeinsam untergebracht. Zu alle- 
dem ist vor einigen Wochen eine Umlegung 
gekommen. „Kriegsverbrecher“, die früher 
durchweg zu mehreren in geräumigen, mit 
normalen Fenstern versehenen Räumen un- 
tergebracht waren, sind jetzt in Einzelzellen 
mit typischen Gefängnisfenstern gesetzt, eine 
Verschlechterung, die — nach fünf Jahren 
angeordnet — einen unheilvollen Einfluß 
auf Seelen- und Nervenkraft dieser Menschen 
ausüben muß. Grund für diese Maßnahme 
sei — so sagt man in Werl — das Mißvergnü- 
gen der Besatzungsmacht gegenüber verschie- 
denen Berichten, die deutsche Zeitungen und 
Zeitschriften in letzter Zeit über Werl brach- 
ten. Ob dies der wirkliche Grund ist, können 
wir nicht nachprüfen. Wir wünschen aufrich- 
tig, daß es nicht so ist, aber schon die Mög- 
lichkeit eines solchen Zusammenhangs gebie- 
tet uns, hervorzutreten. Das Problem Werl 
ist ein Problem der Gerechtigkeit. Je mehr 
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seine Lösung verschleppt wird, mit um so 
stärkerer Naturgewalt wird sich die Anteil- 
nahme der Öffentlichkeit an unseren Schutz- 
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Ostpommern 


Ostpommern, das von der polnischen Ver- 
waltung auf die „Wojewodschaften“ Stettin, 
Köslin und Danzig aufgeteilt wurde, hatte 
1949 1103 000 Einwohner, 40 Prozent weni- 
ger als 1939. Die Volksdichte je qkm betrug 
36 gegenüber damals 61, der rechnerische Be- 
völkerungsverlust 621 000. 


Die Bevölkerung ÖOstpommerns ist zu 


57% ländlich und zu 43 % städtisch (vor 
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Pommern 


dem Kriege 53 bzw. 47%). Von den 70 
Städten Ostpommerns sind drei, nämlich 
Stettin, Stolp und Köslin, kreisfrei. 18 % der 
Gesamteinwohnerzahl Ostpommerns leben 
in Stettin. 45 % aller nichtlandwirtschaft- 
lichen Arbeitskräfte sind hier konzentriert. 


Die landwirtschaftlichen Produktionsge- 
nossenschaften (Kolchosen) nehmen in Ost- 
pommern einen beträchtlichen Umfang ein: 
700 000 ha werden von Staatsgütern und 
Produktionsgenossenschaften bewirtschaftet, 
1,1 Millionen ha entfallen auf Individual- 
wirtschaften. Außerdem sind noch 800 000 ha 
Wälder in staatlichem Besitz und 334 000 ha 
Ödland und nichtlandwirtschaftliche Fläche. 


x 
Heft 11 


befohlenen Luft machen. Der Ruf nach Ge- 
rechtigkeit aber wird nicht mehr zum Schwei- 
gen gebracht werden. 
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Wulf-Dietrich v. Saldern 


Die Zahl der Bauern in Ostpommern wird 
mit 440 000 angegeben, die Zahl der haupt- 
beruflich in der Landwirtschaft tätigen Per- 
sonen mit 260 000. Davon entfallen 87 000 
(einschließlich der Familienangehörigen 
150 000) auf vergesellschaftete Betriebe. Der 
Mangel an Arbeitskräften in der ostpommer- 
schen Landwirtschaft wird in der polnischen 
Presse wiederholt unterstrichen. Um ihn zu 
mildern, wird eine verstärkte Mechanisie- 
rung vorgeschlagen. Bisher ist eine Vergrö- 
ßerung des Landmaschinenparks und der 
Traktorenzahl jedoch nur auf den Staats- 
domänen (PGR-Gütern) möglich gewesen. 
Das Verhältnis zwischen Berufstätigen und 
Familienangehörigen muß, wie immer wie- 
der von sowjetpolnischer Seite unterstrichen 
wird, zugunsten der Berufstätigen verscho- 
ben werden. Anders ausgedrückt: die Frauen 
müssen in ungleich höherem Maße in der 
Landwirtschaft mitarbeiten. Darüber hinaus 
wird eine Verstärkung der Zuwanderung aus 
anderen Gebieten Polens angestrebt. Das 
stößt aber praktisch auf große Schwierigkei- 
ten, da das zur Verfügung stehende Men- 
schenpotential weitgehend von der Industrie 
absorbiert wird. 


Rund 40 % der bäuerlichen Bevölkerung 
Ostpommerns sind Abwanderer aus den an 
die Sowjetunion abgetretenen Gebieten öst- 
lich des Bug. Die Bugpolen haben sich „in 
der neuen Umwelt nicht restlos eingelebt“. 


Die Durchschnittsgröße der Individualbe- 
triebe wird mit 12 ha angegeben. Ihre wirt- 
schaftliche Lage ist bedeutend schlechter als 
in den anderen Teilen der ostdeutschen Ver- 
waltungsgebiete Polens, da diesen klein- 
bäuerlichen Wirtschaften größtenteils aus- 
reichendes landwirtschaftliches Inventar 
fehlt. Seine Beschaffung soll auf kollektivem 
Wege erreicht werden durch Bildung von 
Genossenschaften, die eine Vorstufe zu den 
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owjetischen Kolchosen angeglichenen „Pro- 
_ duktionsgenossenschaften“ sind. 


Die durchschnittlichen Erträge erreichen 
knapp zwei Drittel der Leistung von 1939. 
Es gibt höchstens den vierten Teil der land- 
wirtschaftlichen Schulen, die nötig wären, um 
den Nachwuchs ausreichend auszubilden. 
Auch die Investitionen für Meliorations- 
zwecke und für Hebung der Viehzucht blei- 
ben hinter den Erfordernissen zurück. Die 
Zuwanderer aus Ostpolen waren mit den 
_ deutschen Meliorationseinrichtungen nicht 
_ vertraut und ließen sie in vielen Fällen ver- 
fallen. 


Diese Angaben aus polnischer Quelle wur- 
den im Sommer 1951 durch Nachrichten er- 
 gänzt, die von einer sehr schlechten Stim- 
mung der Bevölkerung gerade in Östpommern 
berichten. In auffallender Aufmachung 
-brachte die parteioffizielle Warschauer Zei- 
tung Trybuna Ludu eine Stellungnahme des 
_Politbüros zu den Vorwürfen parteischädi- 
genden Verhaltens lokaler Funktionäre in 
Ostpommern. Die gerügten Fälle brutaler 
_ Repressalien gegenüber der bäuerlichen Be- 
 völkerung im Zuge der Getreidekontraktie- 
rung seien aber nicht nur auf einen Fall in 
" Greifenhagen beschränkt, sondern in vielen 
Orten Ostpommerns vorgekommen. Soweit 
erkennbar handelt es sich dabei darum, daß 
die Parteileitung Sündenböcke braucht. um 
‚Fehler ihrer Wirtschaftspolitik, für die sie 
selbst verantwortlich ist, den unteren Partei- 
instanzen aufzubürden. 


Dieindustrielle Entwicklung in Ost- 
pommern stagniert. Der polnische Sechs- 
jahresplan sieht zwar die Schaffung einer 
landwirtschaftlichen Veredelungsindustrie 
und einer auf der landwirtschaftlichen Er- 
zeugung sich aufbauenden Textilindustrie 
vor. Die ausgedehnte und differenzierte 
pommersche Molkerei, Brennerei, Kartoffel- 
flockenindustrie ist jedoch weitgehend ver- 
nichtet. Sie arbeitet, sofern das Inventar 
teilweise erhalten ist, ausschließlich für den 
begrenzten lokalen Markt. Größeres Augen: 
‚merk wurde der Stettiner Industrie zuge- 
wandt, doch handelt es sich von wenigen 
‚Betrieben abgesehen auch hier um Mittel- 
und Kleinbetriebe. Erhebliche Investitionen 
‚sind für die Werftindustrie vorgesehen. Die 
Vulkan- und die Oderwerft sollen voll aus- 
gebaut, ihre Produktionsleistung über das 
Vorkriegsniveau gesteigert werden. 
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Es ist ein außerordentlicher Rückgang der 
Binnenschiffahrt festzustellen. Der Vor- 
kriegsverkehr von rund 6 Millionen Tonnen 
aus dem Unterlauf der Oder und dem Ver- 
kehr zwischen Berlin und Stettin ist nahezu 
vollständig fortgefallen. Im Stettiner Hafen 
sind die Schiffahrtshindernisse versenkter 
Dampfer und Kähne im wesentlichen besei- 
tigt. Der 65km lange Seekanal durch das 
Oderhaff, der stark versandet war, wird aus- 
gebaggert, um eine Zufahrtstiefe von 8,4 m 
(vor dem Kriege 8,7 m) zu ermöglichen. Auch 
der versenkte Hafeneisbrecher wurde geho- 
ben. Insgesamt sind im Stettiner Hafen nur 
21 Kräne, darunter 9 größere, sowie eine 
Kohlenkippanlage in Betrieb. Vor dem 
Kriege gab es in Stettin 140 Kräne. Der 16- 
stöckige Turmelevator mit einer Stunden- 
kapazität von 300 Tonnen blieb erhalten. 
Die beiden Exportkühlhäuser befinden sich, 
obwohl nicht wesentlich beschädigt, in 
schlechtem Zustand. Der Verlust an Speicher- 
raum im Stettiner Hafen beträgt 65 Prozent 
der Vorkriegskapazität. 

Die Stimmung der Industrie- und Hafen- 
arbeiterschaft Stettins ist ebenso wie die der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung offenbar 
besonders schlecht. Es ist sogar in Stettin zu 
schweren Unruhen gekommen, über die die 
polnische Emigrantenpresse in London, of- 
fenbar gut unterrichtet, zu berichten wußte. 
Als ein betrunkener Sowjetoffizier einen Po- 
len auf einer Straße der Innenstadt erschoß, 
versammelten sich 2000 Menschen vor der 
Sowjetkommandantur und bewarfen dieses 
Gebäude mit Steinen. Sowjetische und pol- 
nische Truppen gingen gegen die Demon- 
stranten vor, erschossen 5 und verwundeten 
30 Personen. Über 1000 Verhaftungen sollen 
vorgenommen worden sein. 

Quelle: Wies, Warschau 
Peter Heinz Seraphim 


Die Aalandsinseln 


Zwischen Finnland und Schweden liegt das 
Schärengebiet der Aalandsinseln und sperrt 
als ein „Gibraltar der Ostsee“ den Zugang 
zum Bottnischen Meerbusen. Während des 
finnischen Freiheitskrieges in den Jahren 
1918 bis 1920 wollten sich die 28000 Ein- 
wohner der Inseln Schweden anschließen, zu 
dem sie der Sprache, Kultur und Abstam- 
mung nach gehören. Durch einen Schieds- 
spruch des Völkerbundes wurde jedoch im 
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Jahre 1921 das Gebiet Finnland zugespro- 
chen, wobei der Völkerbund die Neutralität 
der Aalandsinseln garantierte und Finnland 
dem Lande völlige Autonomie gewähren 
mußte. Nach dem Autonomiegesetz von 1922, 
das der finnische Reichstag verabschiedete, ha- 
ben die örtlichen Körperschaften der Aalands- 
inseln weitgehende politische, kulturelle und 
ökonomische Freiheiten. Danach haben die 
Inseln ihren eigenen Landtag, der den Lan- 
desrat wählt, eine Art Regierung mit gesetz- 
geberischen Funktionen. Die finnische Regie- 
rung ist durch einen Gouverneur vertreten, 
dem ein Vetorecht bei Erlassen oder Geset- 
zen des Landesrates zusteht. Das Schwedische 
ist alleinige Landessprache, und die Regie- 
rung der Aalandsinseln ist nicht verpflichtet, 
entgegen den entsprechenden finnischen Ge- 
setzen, Schulen mit einer anderen als der 
schwedischen Sprache einzurichten. Die Ge- 
meinden brauchen keine öffentliche Schule 
mit finnischer Sprache zu unterhalten, selbst 
wenn die obligatorische Zahl von 25 Finnisch 
sprechenden Kindern erreicht wird. Auch der 
finnische Staat kann ohne Einwilligung der 
Aalandsgemeinden selbst keine finnischen 
Volksschulen errichten. Finnisch sprechende 
Kinder können nur in Privatschulen unter- 
richtet werden. 


Die Finnen des Festlandes erhalten erst 
nach fünfjährigem Aufenthalt Stimmrecht 
bei den Gemeinde- und Landesratswahlen, 
während umgekehrt die Aaländer im übri- 
gen Finnland sofort alle bürgerlichen Rechte 
besitzen. Ein weiteres wichtiges Privileg der 
Inselbewohner ist ihre Befreiung vom finni- 
schen Militärdienst sowie das Verbot der An- 
lage von militärischen Befestigungen auf den 
Inseln. Da die Regierungsausgaben des Lan- 
des die Einnahmen übersteigen, wurde der 
finnische Staat verpflichtet, den jeweiligen 
Fehlbetrag zu decken. Solange der Völker- 
bund bestand, konnten ihn die Aaländer, 
falls die finnische Regierung ihren Verpflich- 
tungen nicht nachkam oder gegen das Auto- 
nomiegesetz verstieß, anrufen. Gegenwärtig 
besteht völkerrechtlich kein Garantieträger 
mehr, da der Friedensvertrag von Paris 
(1947) zwischen Finnland und den Alliierten 
in Artikel5 nur ganz allgemein die Frage 
mit folgenden Worten behandelt: Die 
Aalandsinseln sollen entsprechend dem bis- 
herigen Status entmilitarisiert bleiben. Trotz- 
dem wollte der finnische Reichstag im Früh- 
sommer 1951 bei der Verabschiedung einer 
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Neufassung der Autonomiegesetze für das 


Gebiet im Paragraph 6 einen Hinweis auf 
die Neutralitätsklausel einfügen. Die Sowjet- 
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union reagierte daraufhin mit einem sehr 


energischen Hinweis auf die Bündnisver- 
pflichtungen Finnlands, da nach sowjetischer 


Auffassung die Neutralitätsgarantie nur be- 


zwecken soll, dem Westen die Möglichkeit 
einer Einmischung zu geben. Der finnische 
Reichstag beugte sich den Wünschen seines 
großen östlichen Verbündeten und strich den 
Hinweis auf die internationale Neutralitäts- 
garantie. Mit der Behauptung, daß die 
Aalandsinseln „ein beliebtes Ausflugsziel für 
westalliierte Spione in der Maske von Jour- 
nalisten und Ornithologen“ seien, hatten die 
kommunistischen Blätter in Helsinki bereits 
propagandistisch gut vorgearbeitet. Am 
12. Oktober genehmigte das Parlament das 
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neue Autonomiegesetz ohne den Paragra- 
phen 6. 

Da die Inseln in der nördlichen Ostsee eine 
beherrschende Schlüsselstellung zwischen der 
schwedischen Hauptstadt Stockholm, der fin- 
nischen Hauptstadt Helsinki und dem sowje- 
tischen Kriegshafen Leningrad besitzen, er- 
griffen die Russen sofort die Gelegenheit, 
um die Möglichkeit eines Eingreifens des 
Westens in diesem Gebiet auszuschalten. 


Sollten nämlich einmal völkerrechtlich die 
Vereinten Nationen in irgendeiner Form die 


Rechtsnachfolge des Völkerbundes antreten,- 


dann hätten die Aaländer sich jederzeit bei 
einer Neutralitätsvetletzung auf Grund der 
ihnen gewährten Rechte an die Vereinten 
Nationen wenden können. Das ist jedoch nach 
dem nunmehr gültigen Neutralitätsgesetz 
nicht mehr möglich. Zusammen mit dem be- 
reits von den Sowjets gepachteten Porkkala- 
gebiet, 30 km westlich von Helsinki, würden 
die Aalandsinseln eine sehr beachtliche Rie- 
gelstellung abgeben, hinter der sich noch der 
weite finnische Raum als Vorfeld befände. 


K.H.Bolay 
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Die Auslandsschweizer 


Die Schweiz kennt neben ihren vier Be- 
völkerungsteilen: den Schweizern deutscher, 
französischer, italienischer und rätoromani- 
scher Muttersprache, noch eine „Fünfte 
Schweiz“: das Auslandsschweizertum. Vom 
30. August bis zum 2. September fand in 
Basel der „Auslandsschweizertag‘“ des Jahres 
1951 statt. Die „Neue Helvetische Gesell- 
schaft“ unterhält eine besondere „Auslands- 
schweizerkommission“, die sich der schwei- 
zerischen Kolonien in anderen Ländern 
annimmt. In Frankreich leben heute 70 000 
Schweizer, in Deutschland 21 000, in Öster- 
reich 2800, in Osteuropa 700, in Großbritan- 
nien 14 000. Erstrebt werden soll bei ihnen 
und den Schweizern anderer Länder „die Er- 
“ haltung der Heimatliebe und Heimattreue“. 
Die Jugend der insgesamt 300 000 Schweizer 
Staatsbürger im Ausland soll aus Gründen 
einer „patriotischen Für- und Vorsorge“ zu 
einem Aufenthalt in der Schweiz eingeladen 
werden. Im Entwurf eines neuen Gesetzes 
zum Staatsbürgerrecht soll die Beibehaltung 
oder Wiedergewinnung der Schweizer Staats- 
bürgerschaft auch für Frauen erleichtert wer- 
den. Die Eidgenossenschaft ist rechtlich nicht 
zum Ersatz für Kriegsschäden der Auslands- 
schweizer verpflichtet, aber sie gibt nach 
einem Beschluß der eidgenössischen Räte 
vom 17. Oktober 1946 Kredite zum Wieder- 
aufbau einer Existenz. Durch besondere Ab- 
kommen hat die schweizerische Regierung in 
den osteuropäischen Ländern wenigstens 
Teilentschädigungen für Schweizer Staatsbür- 
ger bei Verlusten durch Verstaatlichung ihrer 
Firmen herausholen können. Im Washing- 
toner Abkommen von 1946 war bestimmt 
worden, daß die Schweiz das deutsche Ver- 
mögen innerhalb ihrer Grenzen enteignen, 
die Hälfte des Ertrags aber selbst erhalten 
solle. Die Auslandsschweizer hofften, aus die- 
sem Anteil für ihre Verluste entschädigt zu 
werden. Das Abkommen ist bis heute noch 
nicht durchgeführt. Ein in England ansässi- 
ger Schweizer mahnte, man solle nicht soviel 
„Lärm“ um die von Schweizern erlittenen 
Schäden machen und die eigene Lage einmal 
mit der britischen vergleichen. „Was den 
Schweizern der Heimat fehlt, ist das Ver- 
ständnis dafür, was die Mitmenschen im Aus- 
land gelitten haben.“ 
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Erdölkrise und ölarmer Kontinent 


Die Erschließungspläne für Afrika be- 
ruhen auf einer gesteigerten Mechanisierung 
der Landwirtschaft, deren Finanzierung auf 
einer Hebung des Exportes, dessen Entwick- 
lung von Straßenbau und Motorkraftverkehr 
zu den Häfen abhängt. Eine ausreichende 
Ölversorgung ist also die erste Voraussetzung. 

Niemand weiß, welche Ölvorräte unter der 
Sahara ruhen: im Gegensatz zu den arabi- 
schen und asiatischen Wüsten ist ihr Unter- 
grund bisher nur an den nordafrikanischen 
Rändern erkundet worden. Ägypten hat 
1950 2300 000 Tonnen Öl gefördert. Diese 
Menge deckte aber nicht einmal den Eigen- 
bedarf des Landes, für den noch weitere an- 
derthalb Millionen eingeführt werden muß- 
ten. Daneben hat nur noch Marokko 38 000 t 
produziert. Der gesamte übrige Bedarf des 
Erdteiles wird auf dem Seewege importiert, 
Hierfür unterhält allein die Südafrikanische 
Union eine Tankerflotte von 44 Schiffen, die 
jährlich 230000000 Gallonen Treibstoff be- 
fördern. 

Der Ölmangel führte bereits mehrmals in 
diesem Jahre zu krisenhaften Vorgängen: 
infolge Verstopfung des Hafens von Beira 
hatte Südrhodesien im Januar nur noch eine 
Zweitagereserve in seinen Treibstofflagern. 
Der Premierminister Sir Godfrey Huggins 
verhandelte deshalb in Lissabon mit Dr. Sala- 
zar über den Bau einer Ölleitung nach Süd- 
rhodesien. Im März demissionierte der 
südrhodesische Minister für Handel und 
Industrialisierung, Dr. Halsted, wegen Mei- 
nungsverschiedenheiten bei der Kraftstoff- 
rationierung. Die Südafrikanische Union 
mußte Ende April infolge der Streiks und 
Stillegungen in Abadan Vorsichtsmaßnahmen 
für ihre Kraftstoffversorgung treffen, so daß 
der faßweise Verkauf von Benzin verboten 
wurde. Jeder Autofahrer durfte höchstens 
zwei Gallonen besitzen und jeder Landwirt 
nur die Menge vorrätig haben, die er in 
einem Monat zur Bestellungsarbeit brauchte. 
1950 verbrauchte die Südafrikanische Union 
an flüssigem Kraftstoff (Benzin, Öl, Dieselöl) 
617 000 000 Gallonen, davon 304 000 000 für 
Kraftfahrzeuge. 25 000000 £ mußten hierfür 
in fremder Währung bezahlt werden. 

Die Stillegungen in Abadan bewirken eine 
afrikanische Ölkrise, die nicht nur die allge- 
meine Tendenz zur Planwirtschaft auf die- 
sem Erdteil verstärken, sondern vielleicht 
auch den europäischen Export an Krafifahr- 
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zeugen hemmen wird, in dessen Rahmen sich 
gerade einige neue Typen wie der Volkswa- 
gen oder der Mercedes Diesel durchzusetzen 
beginnen. 

An den vorhandenen Quellen Nordafrikas 
wird die Produktion gesteigert. So hat 
Marokko seine Förderung von 1949 (17480 t 
Rohöl) bis 1950 (38000 t) mehr als ver- 
doppelt. 

Vorwiegend amerikanische Unternehmen 


führen eine verstärkte Erdölprospektierung _ 


durch. Für diesen Zweck hat die Societe 
Cherifienne des Petroles in Marokko 580 000 
Dollar und Algerien 385 Millionen frs. für 
Probebohrungen und geologische Untersu- 
chungen aus ECA-Mitteln erhalten. Im äu- 
ßersten Nordosten Kenyas, im Grenzdreieck 
mit Äthiopien und Somaliland, sind Erdöl- 
forschungen vorgenommen worden, die be- 
reits 1950 „ermutigende“ Ergebnisse brach- 
ten. An ihnen war neben anderen britischen 
und amerikanischen Gesellschaften auch die 
Anglo-Irianian Oil Company beteiligt. In 
Nigerien hat die Shell mit Bohrungen begon- 
nen, während in Nyassaland auf ECA-Kosten 
ein Geologe die Bodenschätze erforschen 
soll. Ebenso prospektieren seit diesem Früh- 
jahr mehrere Privatgesellschaften in Nord- 
westnatal und der Eingeborenenreservation 
Zululand nach Öl. Zur Erleichterung ihrer 
Unternehmen wurde ein besonderes Abän- 
derungsgesetz zum Natural Oil Act im Parla- 
ment Südafrikas durchgebracht. Amerikani- 
sche Sachverständige haben auch in der Wüste 
Westägyptens dem Handelsministerium in 
Kairo sehr reiche Ölquellen angezeigt. In 
diesem Sommer ist die erste erfolgreiche 
Bohrung in Französisch-Äquatorialafrika 
überhaupt gelungen: nach zweijährigen Vor- 
arbeiten, die die Societ6 des Petroles d’Afri- 
que Equatoriale Frangaise durchgeführt hat, 
ist in Gabun, 50 km von Lambarene entfernt, 
Erdöl gefunden worden. 

Schließlich beginnt man mit der Verflüssi- 
gung der Kohle. Die Südafrikanische Union 
hat durch ein Gesetz ein Kohleverflüssigungs- 
werk bei Coalbrook im Oranjefreistaat unter 
der Kontrolle der Industrial Development 
Corporation mit einem Kapital von 
£ 18 000 000 gegründet. Die Anglo-Vaal hat 
die Lizenz erhalten, das deutsche Fischer- 
Tropsch-Verfahren mit einem amerikani- 
schen Verfahren zu kombinieren. Nach einer 
Anfangsproduktion von 60 Millionen Gallo- 
nen soll am Ende der gesamte Motorbrenn- 


stoff der Union von diesem Unternehmen 
aus gedeckt werden. 80 Prozent der Einrich- 
tung kommt aus Deutschland. 


Oskar Splett 
* 
Der Sankt Lorenz-Strom 


Am 28. September 1951 wurde in einer 


gemeinsamen Verlautbarung des Präsiden- 


ten Truman und des kanadischen Minister- 
präsidenten St. Laurent von Washington 
aus bekanntgegeben, daß die kanadische Re- 
gierung bereit sei, den Ausbau des Sankt- 
Lorenz-Stroms zum Groß-Schiffahrtsweg von 
sich aus durchzuführen, falls sich die USA 
nicht an dem Vorhaben beteiligen wollten. 
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1941 war von den beiden Regierungen der 
gemeinsame Ausbau des Stromes verabredet 
worden, aber der amerikanische Kongreß hat 
bis heute das damalige Abkommen nicht rati- 
fiziert, obwohl Präsident Truman noch wäh- 
rend seiner gegenwärtigen Amtsperiode mit 
strategischen Begründungen auf eine ent- 
sprechende Beschlußfassung drängte. Das 
amerikanische Zögern geht auf die Besorg- 
nis zurück, daß der Hafen New York und die 
Eisenbahnen durch die Rückverlegung von 
Verschiffungsmöglichkeiten über Kanada bis 
in den amerikanischen Mittelwesten beein- 
trächtigt würden. 

Es ist nicht mit Sicherheit festzustellen, 
wie stark diese Beeinträchtigung wirklich 
sein würde. Die Mündung des Sankt Lorenz- 
Stroms ist entweder im Winter vereist oder 
zeitweise durch Nebel und andere Naviga- 
tionsschwierigkeiten benachteiligt, im See- 
gebiet auf dem Weg zur Einfahrt besteht 
Eisberggefahr. Gerade wenn viele Schiffe die 
Möglichkeit des Güterumschlags in Chicago 
oder anderen Häfen der Großen Seen wahr- 
nehmen wollen, könnte sich selbst der aus- 
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gebaute Groß-Schiffahrtsweg verstopfen, und 


man müßte kalkulieren, ob Liegezeiten oder 


N Se 


Seeunfälle nicht teurer werden als der Bahn- 
weg von New York. 

Das gegenwärtige Bauvorhaben soll zu- 

nächst für die beiden unmittelbaren Anlie- 
ger, die kanadische Provinz Ontario und den 
amerikanischen Staat New York, die Erzeu- 
gung von Elektrizität an den Stromschnellen 
zwischen dem Öntariosee und dem Strom er- 
höhen. Die Anlieger haben sich schon bereit- 
erklärt, jeder auf seinem Ufer die notwen- 
digen Bauten ausführen zu lassen, jedoch 
steht noch die Genehmigung der Gemischten 
Kommission aus, die über alle Bauten zu 
entscheiden hat, wenn durch sie der Wasser- 
stand geändert wird. 
_ Wenn diese Seite der Angelegenheit erle- 
digt ist, will die kanadische Regierung von 
ihrem Ufer aus das Fahrwasser in der Strom- 
enge zwischen Prescott und Montreal ver- 
breitern und vertiefen, um dadurch größeren 
und vor allem den Erzschiffen zwischen 
Quebec und den Erzlagern von Mesabi Range 
die Einfahrt in die Seen zu ermöglichen. 


* 


Groß-Ukraine 
unter stalinistischen Vorzeichen 


Die Sowjetukraine, die zweitgrößte und 
am dichtesten bevölkerte der 16 Gliedrepu- 
bliken der UdSSR, ist durch den Krieg am 
stärksten in Mitleidenschaft gezogen wor- 
den. Andererseits hat sie von allen Glied- 


' republiken in gebiets- und bevölkerungs- 


mäßiger Hinsicht den größten Gewinn 
davongetragen. Sie hat sich um ein Gebiet 
vergrößert, das dem Umfang nach Belgien 
gleichkommt, und hat eine Bevölkerung von 
10,5 Millionen, überwiegend Ukrainer, neu 
hinzugewonnen. Die Westukraine (bis auf 
das Gebiet um Przemysl), die Nordbukowina, 
Teile Bessarabiens bis zur Donaumündung 
und die Karpathenukraine sind mit der 
Vorkriegsukraine vereinigt worden. Die 
Sowjetukraine grenzt heute im Westen ab- 
gesehen von den Grenzen zur Weißrussischen 
und Moldauischen SSR an vier Volksdemo- 
kratien: Polen, die Tschechoslowakei, Un- 
garn und Rumänien. Trotz der starken 
Kriegsverluste und der nicht unerheblichen 
neuen Emigration konnte auf Grund der 
Wahlen zum Obersten Sowjet der Ukraini- 


schen SSR im Jahre 1947 die Bevölkerung 


auf 40,5 Millionen berechnet werden (gegen- 
über 111 Millionen der Großrussischen So- 
wjetrepublik, der RSFSR). Auf Grund der im 
Februar 1951 stattgefundenen Wahlen kann 
diese Zahl auf 42,5 bis 43 Millionen ge- 
schätzt werden (gegenüber 115 bis 116 Mil- 
lionen der RSFSR). 


Die nationale Geschlossenheit der Ukrai- 
nischen Sowjetrepublik und ihre besondere 
geographische Lage als Brücke zwischen dem 
Moskauer Zentrum und dem System der 
sowjetischen Satellitenstaaten in Mittel- und 
Osteuropa hat die politische Bedeutung der 
Ukraine für das Sowjetimperium gegenüber 
früher noch wesentlich gesteigert. DieRückver- 


. lagerung des wirtschaftlichen Schwergewichts 


der Sowjetunion auf die Gebiete diesseits 
der Wolga, die 1950 begann, hat zusammen 
mit weitgespannten agrarpolitischen Maß- 
nahmen die Ukraine noch stärker in das 
Blickfeld der autokratischen Staatsführung 
in Moskau gerückt, die sich seit dem Zweiten 
Weltkriege bewußt nur auf die Großrussen 
als die staatstragende Nation stützte und 
sich nunmehr gezwungen sah, sich mit einem 
ukrainischen Volk auseinanderzusetzen, des- 
sen Gewicht sich stark nach Westen verlagert 
hatte und dessen nationales Selbstbewußtsein 
während des Krieges bedeutend gewachsen 
war. 

Dies macht die Schwere der Krise verständ- 
lich, die, ausgelöst durch die Dürre in den 
Jahren 1946/47, den Kreml veranlaßte, seine 
besondere Aufmerksamkeit der Ukraine zu- 
zuwenden. Da der damalige Generalsekretär 
der Kommunistischen Partei der Ukraine, 
Chruschtschew, nicht in der Lage war, der 
Krise Herr zu werden, wurden vom Polit- 
büro der KPdSU(B), L. M. Kaganowitsch, 
und der jetzige Generalsekretär der Kom- 
munistischen Partei Weißrußlands, Pato- 
litschew, entsandt, um die kritische Situation 
zu meistern, was ihnen bis Ende 1947 auch 
gelang. 

Neue Spannungen scheinen sich zwischen 
Moskau und Kiew entwickelt zu haben, seit- 
dem Chruschtschew, der Ende 1947 das Amt 
eines Generalsekretärs von Kaganowitsch 
wieder übernommen hatte, als Leiter der 
Moskauer Parteiorganisation und Sekretär 
des ZK der KPdSU(B) Ende 1949 in den 
Kreml berufen wurde. Einerseits fiel damit 
ein gewisser Schutz weg, den die ukraini- 
schen Belange bis dahin durch Chruschtschew 


genossen hatten, andererseits bemühte sich 
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dieser von der Moskauer Zentrale aus, seine 
gewagten agrarpolitischen Experimente ab- 
gesehen vom Moskauer Gebiet zuerst in der 
Ukraine zu verwirklichen, was auf starken 
Widerstand der in ihrem Individualismus 
und ihrer Lebensart den Italienern sehr 
ähnlichen Ukrainer stoßen mußte. Die Un- 
zufriedenheit des Kremls mit der Partei- 
und Staatsführung der Ukraine sollte sich 
bereits während der Wahlen zum Obersten 


Grenze der Westukraine 
«bis 1939 unter poln.Hoheit,- 


1945 von 
n \ 
Tschechoslowakei abgetrennt 


N 
1940 von Rumänien‘ 
abgetrennt \ı 
1 
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UKRAINE 


(0) 
1 Luzk 8 Shitomir 
2 Lemberg 9 Proskurow 
3 Drohobytsch 10 Tschernowitz 
4 Ushgorod 11 Winniza 
5 Stanislau 12 Kiew 
6 Tarnopol 13 Tschernigow 
7 Rowno 14 Ssumy 


Sowjet der Ukrainischen SSR im Februar 
1951 bemerkbar machen und im Som- 
mer 1951 auf ideologischem Gebiet zu 
einer heftigen Auseinandersetzung führen, 
die den erwünschten Anlaß zu einer Säube- 
rung des ukrainischen Partei- und Staats- 
apparats und zu einer stärkeren Gleichschal- 
tung der ukrainischen Intelligenz zu geben 
scheint. 


Beim Beginn der Wahlkampagne bestan- 
den nur wenige Anzeichen, die das heran- 
ziehende Gewitter ankündigten. Am 28. Ja- 
nuar 1951 wurde noch in der Prawda Nr. 28 
(11865) ein Artikel des zweiten Sekretärs 
des ZK der ukrainischen KP, Kiritschenko, 


veröffentlicht, in dem dieser unter der Über- 
schrift: „Die Sowjet-Ukraine vor den Wah- 
len zum Obersten Sowjet der USSR“ auf die 
großen Erfolge hinwies, die in der Nach- 
kriegszeit beim Wiederaufbau der Ukraine 
erzielt worden waren. 

Das rosige Bild, das Kiritschenko vom 
Aufbau der Ukraine entwarf, und die Worte 
des Dankes, die er an Stalin als den „Be- 
freier und Sammler der ukrainischen Lande“ 
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15 Poltawa 22 Charkow 

16 Kirowograd 23 Woroschilowgrad 
17 Odessa 24 Stalino 

18 Ismail 25 Saporoshje 

19 Nikolajew 

20 Cherson 


21 Dnjepropetrowsk 


richtete, hinderten das Organ der Abteilung 
für Propaganda und Agitation des ZK der 
KPdqaSU(B), Kultura i Shisnj, nicht, am 
11. Februar 1951 — Nr. 4 (168) — das Zen- 
tralorgan der Kommunistischen Partei der 
Ukraine, die Prawda Ukrainy, unter der 
Überschrift „Die Unzulänglichkeiten bei der 
Beleuchtung der Wahlkampagne sind zu be- 
seitigen!“ in besonders heftiger Weise anzu- 
greifen und ihr vor allem vorzuwerfen, sie 
informiere ihre Leser schlecht über die all- 
gemeinen Vorgänge in der Union. Nach der 
Durchführung der Wahlen zum Obersten 
Sowjet der Ukrainischen SSR am 25. Februar 
1951, die den erwarteten Verlauf nahmen, 


fand am 3. März eine Plenarversammlung 
des Zentralkomitees der Kommunistischen 
Partei der Ukraine statt, auf der der Gene- 
ralsekretär der Ukrainischen KP, L. G. 
Melnikow, über den Verlauf der Wahlen be- 
richtete. Es wurden anschließend Fragen der 
organisatorischen und propagandistischen 
Tätigkeit der Parteiorgane behandelt (vgl. 
Prawda vom 4. März 1951, Nr. 63, 11 900). 
Die Tätigkeit der Abteilungen für Propa- 
ganda und Agitation sowie für Partei-, Ge- 
werkschafts- und Komsomolorgane des ZK 
der KP(B)U wurden einer heftigen Kritik 
unterzogen. Beanstandet wurde der Versuch 
örtlicher Parteiorgane, so z.B. des Woro- 
schilowgrader Gebietskomitees, die unmittel- 
bare Leitung wirtschaftlicher Unternehmen 
zu übernehmen und dabei die eigentliche 
partei-politische Arbeit zu vernachlässigen. 
Zum neuen Sekretär des ZK wurde der bis- 
herige erste Sekretär des Chersoner Gebiets- 
komitees, Grischko, gewählt. 

Durch diesen Umstand mögen die Span- 
nungen verstärkt worden sein, die im Juni 
1951 bei der Veranstaltung der „Dekade der 
ukrainischen Kunst und Literatur“ in Mos- 
kau zum Durchbruch kommen sollten. Es gab 
ukrainische Opern- und Theateraufführun- 
gen, Konzerte, Dichterlesungen und sonsti- 
ges Allerlei, denen die sowjetische Presse 
eine auffallende Aufmerksamkeit widmete. 


In ihrem Abschiedsschreiben, das die 
ukrainischen Dichter und Künstler an Stalin, 
den „Sammler der ukrainischen Erde“, rich- 
teten, machten sie einen tiefen Bückling vor 
den Moskowitern, die sie als das „anspruchs- 
vollste“ und zugleich „aufrichtigste“ Publi- 
kum bezeichneten. Sie betonten, daß die 
Ukraine „ein integraler und unlöslicher Be- 
standteil der großen UdSSR“ sei und daß 
das ukrainische Volk die „Lenin-Stalinsche 
Freundschaft der sowjetischen Völker“ wie 
„seinen Augapfel“ hüten werde. Sie dürften 
guten Grund zu diesen Beteuerungen ge- 
habt haben, denn unterdessen hatte sich das 
dräuende Gewitter über ihren Häuptern 
entladen. 

Die ausgesprochen von Künstlerpech ver- 
folgte Leningrader Literaturzeitschrift 
Swjesda, die schon mehrfach getadelt wor- 
den ist, hatte zur „Ukrainischen Dekade“ das 
Gedicht eines in der Ukraine sehr beliebten 
und bekannten Dichters, Ssossjura, „Liebe die 
Ukraine“ veröffentlicht. Daraufhin bezich- 
tigte am 2, Juli das bolschewistische Zentral- 
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organ, die Prawda, die Schriftleitung der 
Swjesda gröbster Verantwortungslosigkeit 
und ritt eine heftige Attacke gegen die „natio- 
nalistischen“ Anschauungen der ukrainischen 
Dichter und Schriftsteller im allgemeinen 
und die Unfähigkeit der ukrainischen KP 
auf dem Gebiet der ideologischen Arbeit im 
besonderen. 

Die Prawda fand es unerhört, daß Ssossjura 
nicht die Ukraine der Stachanowarbeiter und 
Kolchosbauern, sondern eine ewige und zeit- 
lose Ukraine mit ihren Blumen, krausköpfi- 
gen Weidenkätzchen, Vögeln und leise rau- 
schenden Dnjeprwogen besungen hatte. Das 
Bekenntnis des Dichters, man könne ande- 
ren Völkern nur dann verbunden sein, wenn 
man das eigene ukrainische Volk aus ganzem 
Herzen liebe, wurde als offen nationalistisch 
und als Aufruhr gegen den Stalinschen 
Grundsatz: „National der Form und soziali- 
stisch dem Inhalt nach“, bezeichnet. Das 
Gedicht Ssossjuras hätte, so lautete das Ver- 
dammungsurteil, ebensogut von Petljura 
oder Bandera verfaßt werden können. Doch 
nicht nur Ssossjura hatte es der Prawda an- 
getan, sondern auch das Libretto der Oper 
Bogdan Chmelnitzkij, des ukrainischen Het- 
mans und Nationalhelden im 17. Jahrhun- 
dert. Es soll „ernste Fehler“ enthalten, die 
vom ukrainischen Schriftstellerverband be- 
wußt verdeckt worden seien. Durch gegen- 
seitige Lobpreisungen hätten, meinte die 
Prawda, die ukrainischen Schriftsteller einen 
gefährlichen Nationalismus hochgezüchtet. 


Nachdem Ssossjura in einer Zuschrift an 
die Prawda seine Fehler eingestanden und 
Reue gelobt hatte, mußte sich das Zentral- 
komitee der KP der Ukraine mit den Be- 
schuldigungen auseinandersetzen. Laut 
Prawda bekannte sich die ukrainische Par- 
teiführung auch in vollem Umfang für schul- 
dig und gab zu, auf dem Gebiet der politisch- 
ideologischen Erziehung völlig versagt zu 
haben. Neben Ssossjura wurden die Verfasser 
des Librettos der Oper Bogdan Chmelnitzkij 
besonders gerügt, als die sich interessanter- 
weise das Dichterehepaar Wassilewska- 
Korneitschuk entpuppte. 

Korneitschuk galt bisher als der politische 
Sprecher der ukrainischen Sowjetintelligenz. 
Er ist Vorsitzender des angeklagten Schrift- 
stellerverbandes und hatte in dieser Eigen- 
schaft die „Ukrainische Dekade“ mit einer 
Ansprache eröffnet. Von der Wassilewska 
und Korneitschuk war bekannt, daß sie für 
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eine Mittlerstellung der Sowjetukraine zwi- 
schen Moskau und den mittel- und osteuro- 
päischen Volksdemokratien eintraten. Durch 
die Ausweitung nach Westen sind in der 
Ukraine aber auch zentrifugale Kräfte ver- 
stärkt worden, denen die Gestalt Chmelnitz- 
kijs ein Symbol nationaler Eigenständigkeit 
bleibt. 

In diesen Tendenzen der ukrainischen 
 Sowjetintelligenz, die durch den Widerstand 
der ukrainischen Bauernmassen gegen die 
kollektivistische Agrarpolitik verstärkt wor- 
den sind, wittert der Kreml eine Gefahr für 
den Bestand und die innere Geschlossenheit 
der Sowjetunion. Daher dieser heftige An- 
griff, der eine weitgehende Säuberung des 
gesamten ukrainischen Partei- und Staats- 


apparates zu Folge haben dürfte. B 
0. 


Ladakh, 
die Nordmark des indischen Subkontinents 


Bevor die Sowjets den Eingang nach Tur- 
kestan schlossen, war Ladakhs Hauptstadt 
Leh mit ihren 4000 Einwohnern der Schnitt- 
punkt und Umschlagsplatz für den Kara- 
wanenverkehr zwischen West-Turkestan, Ost- 
Turkestan (Sinkiang), Tibet, Kaschmir und 
Indien. Etwa 220 km nördlich von Leh führt 
der Karawanenpfad über das Karakorum- 
Gebirge nach Jarkand in Sinkiang. Ebenso 
weit ist der Weg (man braucht 14 Tage) nach 
Rudok im westlichen Tibet. Nach Süden 
braucht man 16 Tage zur Bewältigung der 
Himalaja-Hauptkeitte bis in das Kulu-Tal auf 
dem Staatsgebiet der Indischen Union (es 
sind etwa 300 km bis Manali). Der natürliche 
Weg zur Außenwelt führt von Leh nach We- 
sten über Dras 360 km bis Srinagar. 


Die Bewohner Ladakhs sind den Tibeta- 
nern verwandt und bekennen sich zur lama- 
istischen Form des Buddhismus. Der nord- 
westliche Bezirk Skardu mit 106000 Menschen 
ist seit 1948 von Kriegern im Dienste 
Pakistans besetzt. Damals kam ein kleines 
Kommando der indischen Armee über die 
eingeschneiten Pässe aus dem Süden gerade 
noch recht zur Sicherung von Leh selbst, im 
November 1948 öffneten diese Soldaten mit 
Gewalt den Ausweg nach Kaschmir. Die in- 
dische Armee hat über einen Teil des Weges 
von Srinagar eine Straße gebaut und die 
Reisedauer damit von 16 auf 7 Tage abge- 


Berichte 


kürzt. Die sense Luftwaffe unter = 
eine Verbindung von Peschawar nach Gilgit 
und Skardu, die indische eine von Srinagar 
nach Leh. Die Dakotas müssen bis zu 6000 m 
steigen. Der überwiegend mohammedanische 
Bezirk Kargil und der buddhistische Bezirk 
Leh mit zusammen 90 000 Menschen unter- 
steht der indienfreundlichen Regierung 
Kaschmirs in Srinagar, die den Landbesitz 


der großen Grundherrn in kleinen Stücken | 


an die Bauern aufgeteilt hat. Nur vor dem 
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Grundbesitz der gompas, der buddhistischen 
Klöster, hat der leitende Beamte Khwadscha _ 
Sahib Ghulam Qadir noch Halt gemacht. Die 
lamaistischen Äbte (ihr Titel ist skuschok 
oder „lebender Buddha“) unterstützen die 
Partei Scheich Abdullahs in Srinagar trotz 
ihrer Reformbestrebungen. Die indische Art 
der Landreform ist immer noch das kleinere 
Übel für sie im Vergleich zu der Entwick- 
lung, die in ihrem geistlichen Mutterland 
Tibet droht, — sie können also auch die 
Gläubigen nicht mehr mit einer Abwande- 
rungsabsicht dorthin schrecken. 

Die Demarkationslinie zwischen der Miliz, 
die von Srinagar und Leh aufgestellt worden 
ist, und der Miliz des pakistanisch besetzten 
Azad Kaschmir verläuft sich in den Karako- 
rums, und die Anwesenheit indischer Trup- 
pen in Ladakh bedeutet für die Hirten und 
Bauern in erster Linie die Entstehung zusätz- 
licher Verdienstmöglichkeiten. Für Ladakh 
ist nicht mehr die Kaschmirfrage das wich- 
tigste Problem, sondern der Verlauf der Er- 
eignisse jenseits der Gebirgsketten. Während 
noch im Juli Kaufleute aus Rudok in Leh 
waren und berichteten, in Tibet sei alles, wie 
es immer gewesen sei, entstand bei den in- 
dischen Behörden im September Besorgnis 


Ladakh 


iber die Zustände an der nicht markierten 
Gebirgsgrenze. Chinesische Kommunisten 
trafen bald nach dem Abkommen zwischen 
Lhasa und Peking im Mai 1951 in den wich- 

tigeren Siedlungen auch des westlichen Tibet 

ein. Sie hielten sich zunächst zurück, ver- 

stärkten aber allmählich ihren Einfluß. Die 
_ Verwaltungsstellen wurden mit ihren Ver- 

trauensleuten besetzt, der Statthalter 
 (garpon) des westlichen Tibet sah sich zur 
Flucht veranlaßt. Gartok hat eine Garnison 
von 750 Chinesen, und 1000 gut bewaffnete 
Soldaten bilden Kommandos an der Grenze. 
Der Weg von Lhasa nach Gartok (über 
1200 km) wird zur Landstraße ausgebaut. Es 
_ entstehen Flugplätze. Sowjetische Fachleute 
_ suchen nach Uran und Erdöl. Ein Funknetz 
- wird errichtet. Etwa 300 kasachische Flücht- 
- linge aus Sinkiang, die Reste kasachischer 
2 Truppenteile im Heer Tschiang Kai-scheks, 
_ sind im Laufe des Herbstes nach und nach 
von der indischen Regierung aus dem west- 
_ lichen Tibet nach Ladakh hineingelassen 
- worden, von wo sie über Srinagar und Indien 
nach Saudisch-Arabien weiterreisen wollen, 
; obwohl die Chinesen diese Asylgewährung 
sehr ungern sahen. Ihre Ankunft an der 
Grenze Ladakhs hat Indien die Tatsache vor 
- Augen geführt, daß sein nördliches Vorland 
von Zentralasien her durchaus erreichbar ist. 


Politik am Mount Everest 


Der gemeinsame Himalaja-Ausschuß der 
Royal Geographical Society und des briti- 

| ‚schen Alpenklubs hat eine vierköpfige Expe- 
dition nach Nepal gesandt, die am Ende des 

_ indischen Monsuns eine neue Besteigung des 
Mount Everest versuchen soll. Sie besteht aus 
- dembisherigen britischen Generalkonsul in 
der chinesischen Stadt Kunming Eric Shipton, 
W. Murray, Michael Ward und T. Bourdillon. 
 Schneeverhältnisse und klimatische Bedin- 
_ gungen sollen auf der Südseite des Berges 
erforscht werden, wo die Zugangsmöglich- 
keiten zu der eigentlichen Aufstiegsstrecke 
noch nicht bekannt sind. Ende November will 

_ die Expedition den Rückmarsch antreten. 
- Shipton hat London am 17. August verlassen. 
Südlich liegt vor dem Mount Everest eine 
_ etwa 12 km lange, steile Wand, gipfelnd im 
„Westberg“ Nuptse mit 7827 m und im „Süd- 
berg“ Lhotse mit 8501 m. Da sie kaum über- 
schreitbar ist, wird an einen Zugang vom 


Südwesten her über den Khumbu-Gletscher 


K 
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und das noch unerforschte „Westbecken“ 
(West Cwm Glacier) gedacht, bis zu dem im 
Herbst 1950 der Engländer Tilman und der 
Amerikaner Charles Houston vorgedrungen 
sind. Das Ziel der Shipton-Expedition besteht 
darin, von Westen her zum „Südsattel“ 
(South Col) zu gelangen (7879 m), und von 
dort aus auf dem Firnkamm des „Südgrats“ 
zum Gipfel. Falls sie den Mount Everest 
selbst nicht besteigen kann, will sie bis zum 
30km westlich liegenden Tscho Ujo vorzu- 
dringen versuchen. 

Es handelt sich um die achte Everest-Expe- 
dition. Alle früheren Versuche wurden von 
Norden, von der tibetanischen Seite her, un- 
ternommen: 1921 (24. September) Ersteigung 


SS A 
des Nordsattels (7007 m) durch Mallory, 
Bullock und Wheeler, — 1922 Aufstieg von 
Mallory, Norton und Somerwell bis zur Höhe 
von 7745 m (über Camp V hinaus), von 
Finch und Bruce mit Sauerstoffgeräten bis 
8321 m, (sieben Träger fanden durch eine 
Lawine den Tod), — 1924 Norton bis 8560 m 
(Mallory und Irvine kehrten nicht zurück, 
als sie am 7. Juni auf dem Nordostkamm noch 
höher gestiegen waren), — 1933 Wyn Harris 
und Wager bis 8560 m (bei einem zweiten 
Versuch konnte Smythe nicht höher gelan- 
gen), — 1935 gründliche Erforschung des 
Massivs durch eine Gruppe unter Shipton, — 
1936 Anmarsch einer Gruppe unter Ruttledge 
von Sikkim aus, Erforschung des Rongbuk- 
Hauptgletschers, — am 5. Juni 1938 Er- 
steigung des Nordsattels von Westen her 
durch eine Gruppe unter Tilman (darunter 
auch Shipton). Nicht mitgerechnet ist die 
britische Überfliegung des Mount Everest 
1933. 

Der Versuch wird in diesem Jahre von 
Süden: her unternommen, weil damit ein al- 
pinistisch und wissenschaftlich seit langem 
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bestehender Wunsch endlich erfüllt werden 
kann, denn seit der politischen Umwälzung 
am Jahresanfang ist die Regierung Nepals 
hilfsbereit. Der Weg von Norden her ist 
ohnehin versperrt, weil Tibet seit seiner 
Verständigung mit der Chinesischen Volks- 
republik am 23.Mai1951 keine Ausländer auf 
den Weg zum Tschomo Lungma („Göttin- 
Mutter des Landes“) lassen würde. Im Mai 
1950 wurde in der russischen Presse von 
einem Plan sowjetischer Alpinisten berichtet, 
die schon im Kaukasus und im Pamir übten. 


Der Dalai Lama erklärte 1947, daß ein ge- 


Da re a ni ins a ae ne 


Heft1l 


planter australisch-britischer Versuch unter- 
bleiben müsse, weil das Horoskop nicht gün- 
stig sei. Im Sommer 1949 sagte er voraus, 
das Horoskop werde wohl mehrere Jahre 
lang ungünstig bleiben. 

Quellen: Eric Shipton,’ Upon that Mountain, Hodder 
&Stoughton, London 1945, H. W. Tilman, The Problem 
of Mount Everest, in Himalayan Journal XIII, 1946, 
S. 130 ff.; Robert Fazy, Le probleme de l’Everest: 
Etat actuel, in Asiatische Studien, Zeitschrift der 
Schweizerischen Gesellschaft für Asienkunde I, 1947, 
S. 129 f.; Eric Shipton, Return to Everest, in The 
Times, London, 13. nnd 14. VIII. 1951. 
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Erneuter Zusammenschlußversuch in Mittelamerika 


Am 11. Oktober gab die Konferenz der 
mittelamerikanischen Außenminister in San 
Salvador bekannt, daß sie sich zur Einset- 
zung von Kommissionen entschlossen habe, 
die Vorschläge. zur praktischen Durchfüh- 
rung der grundsätzlich gebilligten Zoll- und 
Währungsunion zwischen ihren Ländern aus- 
arbeiten sollten. In San Salvador soll ein 
„Ständiges Sekretariat für die Organisation 
der mittelamerikanischen Staaten“ geschaf- 
fen werden und für die Verwirklichung der 
„Charta von San Salvador“ sorgen. 

Nach und nach soll aus der Wirtschafts- 
union auch ein politischer Zusammenschluß 
entstehen, in dessen Rahmen die bisher 
selbständigen fünf Staaten Guatemala, 


gemeinsamen Außenpolitik und Landesver- 
teidigung. 1838 schied Nikaragua aus, dann 
folgten die Austritte von Honduras, Kosta- 
rika und Guatemala, 1841 gab auch El Sal- 
vador die These auf, daß es noch zu den 
Vereinigten Staaten von Mittelamerika ge- 
höre. Spätere Versuche eines erneuten Zu- 
sammenschlusses waren kurzlebig: zuerst die 
Bildung einer Bundesrepublik aus Hon- 
duras, Nikaragua und El Salvador durch den 
Honduraner Francisco Morazän, danach 
Bemühungen, die meist von Guatemala aus- 
gingen. 

Der Zusammenschluß der fünf Republiken 
könnte einen Staat von rund 500 000 qkm 
mit etwa 10 Millionen Einwohnern schaffen: 


Guatemala 113078 gkm 2787030 Ew. 
El Salvador 34120 „ 1860 000 
Honduras 154665 „ 1533 625 „ 
Nikaragua 127428 „ 1053189 „ 
Kostarika s9570 „ 794 000 


” 


” 


(1950) Guatemala City 300000 Ew, 
(Schäßg.) San Salvador 160000 „ 
(1950) Tegucigalpa 80000 „ 
(1950) Managua 110000 „ 
(1950) San Jose 95000 ,„ 


Kostarika, Honduras, Nikaragua und El Sal- 
vador nur noch Provinzen bilden sollen. 
Ausgeschlossen sind bis jetzt auf dem mittel- 
amerikanischen Festland die Republik Pa- 
nama, die Panama-Kanalzone und die 
Kolonie Britisch-Honduras (Belize), außer- 
dem die Inseln Westindiens (Kuba, Haiti und 
die Dominikanische Republik, die britischen, 
nien), ebenso der große Nachbar Mexiko. 
In der Zeit des spanischen Imperiums bil- 
deten die fünf Länder, die sich jetzt zusam- 
menschließen wollen, Provinzen im Vize- 
königtum Guatemala. Nach dem Ende der 
spanischen Herrschaft mußten sie 1823 ihre 
Unabhängigkeit gegen Mexiko betonen. 1824 
bildeten sie eine Föderativrepublik mit einer 


Die Hauptstädte liegen im Landesinneren, 
meist auf Hochebenen oder in Hochtälern 
der Isthmus - Kordillere, Guatemala in 
1500 m, Tegucigalpa in 1000 m Höhe. Der 
klimatische Unterschied zwischen ihnen (all- 
nächtliche Abkühlung und eine Durchschnitts- 
temperatur von 15—300C) und den Hafen- 
orten des Tieflandes mit 30—400C Dauer- 
temperatur bei hoher Luftfeuchtigkeit hat 
Einfluß auf die Art und Lebensweise der 
Bevölkerung. Die besten Häfen liegen an 
Buchten der atlantischen Seite: Puerto 
Barrios und Livingston am Golf von Ama- 
tique in Guatemala; La Ceiba, Puerto Cortes, 


Roatan (auf den Islas de la Bahia: Bay 


Islands, die von noch heute Englisch spre- 


chenden Nachkommen britischer Piraten be- 
wohnt werden), Tela und Trujillo in Hon- 
duras, Bluefields, Puerto Cabezas und Grey- 
town in Nikaragua, Limön in Kostarika, — 
El Salvador liegt ganz auf der pazifischen 
Seite. Am Pazifik besitzt Guatemala die 
Reeden von San Jose de Guatemala und 
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Staatsgebiet von Honduras und Nikaragua 
oder der Nordosten Guatemalas an der 
Grenze von Britisch-Honduras, die so- 
genannte Landschaft Peten. Es läßt sich nicht 
mit Sicherheit sagen, wieweit diese Gebiete 


"wirtschaftlich nutzbar sind. Die anbauwürdi- 


gen Böden jedenfalls werden intensiv genutzt, 
im Tiefland liegen Bananen- und Zuckerrohr- 
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Champerico, El Salvador die Reeden von 
Acajutla und La Libertäd sowie den offenen 
Hafen Cutuco (La Uniön), Honduras den 
Hafen Amapala und Kostarika den Hafen 
Puntarenas. 

Der Grundstock der Bevölkerung wird von 
den Indianerstämmen gebildet, die eine mehr 
oder weniger starke spanische Beimischung 
in sich aufgenommen haben.Durch das Plan- 
tagensystem sind Neger nach Mittelamerika 
gekommen. 

Einige Landschaften Mittelamerikas sind 
schwer zugänglich, deshalb dünn besiedelt 
und wirtschaftlich wenig erschlossen: das zer- 
klüftete Binnenland von Honduras, die fie- 
berschwangere Mosquitoküste auf dem 


& 


"Manag ®, 


plantagen, auf 1000 bis 1500 m Höhe Kaffee- 
pflanzungen. Dazu kommt der Anbau von 
Mais, Baumwolle, Sisal, der Obstbau (beson- 
ders Zitrusfrüchte), die Viehzucht und der 
Einschlag von Edelhölzern. Mittelamerika 
hat seine eigene Industrie verhältnismäßig 
weit entwickelt. Die meisten Länder besitzen 
einen starken Grundstock eigenen Kapitals, 
der auf die Kaffeehausse, die Zahlungen der 
nordamerikanischen United Fruit Company 
und die Wegnahme deutschen Eigentums im 
Wert von etwa 100 Millionen Dollar zurück- 
geht. 

Quelle: The South American Handbook 1951, ed. 
Howell Davies, London. 


H. F. Schmolck 


urn 


E,. 
x 


SCHRIFTTUM 
Ernst Jünger 1 945-1951 


Seismographisches Werk 


Um keinen deutschen Schriftsteller ist 
nach 1945 ein so erbitterter Kampf geführt 
worden wie um Ernst Jünger. In Deutschland 
waren die am Anfang des Zweiten Weltkrie- 
ges erschienenen Marmorklippen als 
ein gefährlicher Angriff auf die Herrschaft 
Hitlers verstanden, häufig sogar als eine Art 
Schlüsselroman mißverstanden worden, undin 
der Schweiz erschienene Ausdeutungen dieses 
Buches in der Richtung eines getarnten An- 
griffs hatten den Autor sogar in unmittelbare 
Gefahr gebracht. Ebenso war das erste 
Kriegstagebuch Gärten und Straßen 
als mißliebig empfunden worden, teils we- 
sen der Unbefangenheit, in der von freund- 
schaftlichem Umgang mit Franzosen berichtet 
wurde, aber auch schon dadurch, daß Jünger, 
der die Pflege seiner Gartenbeete für erwäh- 
nenswert hielt, einer Einladung Hitlers an 
alle Träger des Ordens Pour-le-Merite wie 
überhaupt der Ziele dieses Krieges mit kei- 
nem Worte gedachte. 


Von anderer Seite aber wurde Jünger als 
satanischer Vorbereiter und nihilistischer 
Eideshelfer des nationalsozialistischen Regi- 
mes angeprangert, und es wurde die Forde- 
rung erhoben, ihm ein für allemal das Hand- 
werk zu legen. 


Da nun Jünger, der damals in der Briti- 
schen Besatzungszone lebte, es konsequent 
ablehnte, sich einem Entnazifizierungsver- 
fahren auch nur formaler Natur zu unter- 
ziehen, war eine Publikationsmöglichkeit 
für ihn erst nach seiner Übersiedlung in die 
Französische Zone gegeben. Um die Groteske 
zu vollenden, wurde während dieses Druck- 
verbotes Jüngers „Atlantische Fahrt“ von 
den britischen Dienststellen in einer Massen- 
auflage für die deutschen Kriegsgefangenen 
verbreitet. 

Die kleine Schrift Der Friede, die 
während des Krieges in Paris geschrieben 
und während des Interregnums der Kapitu- 
lationstage in Hamburg gedruckt worden 
war, wurde dagegen verboten, erlangte aber 
durch Abschriften, Photokopien und geheime 
Nachdrucke einen Grad anonymer Populari- 


tät, den keineder in jenen Monaten gedruckten 
offiziellen Verlautbarungen je erreicht hat. 


Viele Zehntausende von Deutschen lasen da- 
mals diesen bewegenden Aufruf als erste und 
authentische Äußerung einer deutschen und 
europäischen Hoffnung, die aus dem Trüm- 
merchaos des beendeten Krieges erwuchs. 


Heute gehört Jünger zu den wenigen deut- 
schen Autoren, die auch im Ausland reprä- 
sentativen Rang besitzen. In seiner Gestalt 
wie in seinem Werk wird der symbolische 
Charakter erkannt, der wie ein Seismograph 
die Wellen des unsere Zeit erschütternden 
Erdbebens nicht nur mit außerordentlicher 
Empfindlichkeit nachzeichnet, sondern be- 
reits ankündigt. In der Rückschau erscheinen 
auch die frühen Werke wie Das aben- 
teuerlicheHerzundDer Arbeiter 
von geheimer Prophetie erfüllt. 


Kontinuität 


Als Jünger anläßlich des Erscheinens die- 
ses letztgenannten Buches im Jahre 1932 vor 
einem großen Kreis bündischer Jugend aus 
dem neuen Werk vorlas, leitete er die Lesung 
mit Stellen aus seinen Kriegstägebüchern ein, 
in denen die zum „Arbeiter“ führenden Li- 
nien bereits angelegt waren. Er legte Wert 
darauf, die Kontinuität sichtbar zu machen, 
fie von den Schilderungen des Ersten Welt- 
krieges zu seiner Interpretation der Arbeits- 
welt führte, wie er sich auch in den „Strah- 
lungen“, besonders nachdrücklich bei den 
episodischen Einblicken in den Krieg mit 
Rußland als in einen Krieg, der von Arbei- 


tern gegen Arbeiter geführt wird, auf diese 
Schau zurückbezieht. 


Unmittelbar nach der ersten Lesung aus 
dem „Arbeiter“ erhob er gegen den Angriff, 
daß er sich mit dem postulierten „heroischen 
Realismus“ in die nihilistische Sphäre bege- 
ben und sich außerhalb des christlichen Be- 
reichs gestellt habe, leidenschaftlichen Pro- 
test. Er setzte dagegen die Behauptung, daß 
er sich dem christlichen Bereich wesensmäßig 
zugeordnet wisse. Da in den „Marmorklip- 


pen“ der christliche Bezug schon durch die 


rücklich hergestellt ist, wird die Behaup- 
ung, Jünger habe nach 1945 eine opportuni- 
stische Kapitulation vor den christlichen 
Kräften vollzogen, ohnehin unhaltbar. 


Arbeitsskizzen 


Wir müssen hier die kleineren Schriften 
wie Myrdun, Atlantische Fahrt, 
- Ein Inselfrühling und Aus der 
goldenen Muschel wunberücksichtigt 
_ lassen. Sie sind ähnlich wie Dalmatini- 
scher Aufenthalt fast zeitlose Studien, 
die der Beschreibung von Landschaftserleb- 
nissen gewidmet sind und indirekt demsel- 

- ben Zweck dienen wie Lobder Vokale 
und Sprache und Körperbau, näm- 
lich die volle Beherrschung der Mittel, des 
Mediums der Sprache, zu gewinnen. Sie sind 
„ein Zeugnis von Sprachbesessenheit“, eine 

- Durchschau durch „den Doppel- und Mehr- 
sinn, der die Sprache vexierbildhaft durch- 
waltet“. In diesen Arbeitsskizzen dringt Jün- 
ger in das Strukturgeheimnis der Sprache 
tiefer ein, ringt um die Meisterschaft in der 
Handhabung des subtilen und mächtigen In- 
struments, um den angemessenen Ausdruck, 
der flüchtiger Empfindung und traumhafter 
‘Begegnung ebenso präzise entsprechen soll 
_ wie der exakt beobachteten Werkstättenwelt. 


Utopie des Friedens 


Die Friedensschrift kann als Utopie ange- 
sehen werden, wenn man ihre große Konzep- 
tion vergleicht mit jenem Zustand der anar- 
chischen Friedlosigkeit, den die Politiker an 
die Stelle des offenen Krieges gesetzt haben. 
Die Schrift unterscheidet sich durch ihr 
Pathos von Jüngers früheren Publikationen; 
es ist, als hätte in diesem „Wort an die Ju- 
gend Europas und der Welt“ den Autor die 
Erinnerung an den Tod des eigenen Sohnes 
in den Marmorklippen von Carrara überwäl- 
tigt, so daß die Wärme des Gefühls, der 
ekstatische Glanz der Hoffnung, ungebändigt 
in die Schrift einströmt. Die Hoffnung der 
Besten, daß aus der Saat des Krieges eine 
ihrer Furchtbarkeit entsprechende Ernte an 
spendendem Segen erwachsen könnte, ist bis- 
"her so wenig in Erfüllung gegangen wie die 
- Erwartung, daß größere Reiche über die 
Grenzen hinweg die Völker in einem neuen 
Bündnis einigen würden. Es wäre indessen 


ein Fehlschluß zu glauben, daß diese Uto- 


pie des großen Friedens einer Illusion 
gleichzusetzen wäre. 


Der iheologische Sinn, dessen Erwachen 
Jünger bereits im „Abenteuerlichen Herz“ 
in einem Angsttraum entdeckt, der unter 
Qualen den Durchbruch einer neuen Ord- 
nung fühlen läßt, bringt ihn hier zum Er- 
kennen, daß gegenüber der Macht des Nihilis- 
mus und der Feuerwelt des Krieges allein 
die christliche Kirche die Vollmacht besitzt, 
die Völker Europas im Geist zu einigen. Sie 
ist durch neue Märtyrer bezeugt und hat sich 
als Ort des Heils und des Schutzes bewährt. 
Dieser Glaube ist bereits in den „Marmor- 
klippen“ angedeutet in dem Choral, den die 
christliche Gemeinde inmitten der Vernich- 
tung der alten Kulturwelt anstimmt, wie 
auch darin, daß das Haupt des gemarterten 
Prinzen in den Grundstein des großen Domes 
eingemauert wird, als ihn die Christen aus 
seinen Trümmern wieder errichten. 


Soweit der politische Status, den die Frie- 
densmacher aufgerichtet haben, von der 
Friedensordnung entfernt ist, deren Funda- 
mente Jünger in seiner Friedensschrift zeich- 
net, ist allerdings auch die Ordnung der 
kirchlichen Korporationen heute von der 
visionär erschauten Einheit ‘der christlichen 
Kirche unterschieden. Trotzdem bleibt die 
besondere Leistung dieser Schrift, daß sie im 
Geistigen wie im Politischen jene Funda- 
mente aufgezeigt hat, auf denen allein eine 
Segen stiftende Ordnung hergestellt werden 
kann. Die wahre Utopie geht der Wirklich- 
keit nicht nur voraus, sondern bereitet sie 
vor. 


Tagebuch aus dem Zweiten Weltkrieg 


Die Strahlungen, die mit „Gärten 
und Straßen“ zusammen das Kriegstage- 
buch des Autors aus dem Zweiten Weltkrieg 
darstellen, sind formal den Büchern Jüngers 
über den Ersten Weltkrieg darin verwandt, 
daß auch diese Bücher von den Stahl- 
gewittern bis zu Feuer und Bluı 
aus täglichen Aufzeichnungen erwachsen 
sind. Während aber diese frühen Kriegstage- 
bücher das Erlebnis des Krieges in eine zu- 
sammenhängende Darstellung umformen, in- 
dem sie erst seinen Gesamtablauf, dann eine 
kurze Phase des Stellungskrieges, schließlich 
die wenigen Stunden der Märzoffensive von 
1918 nachzeichnen oder das spezifische Er- 
lebnis des Kampfes betrachten, ist in den 
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„Strahlungen“ die Form desintimen 
Tagebuches konsequent beibehalten 
worden. Sie entspricht auch der besonderen 
Zuneigung Jüngers zu dem französischen 
Geist, der häufiger als der deutsche diese Art 
der Aussage gewählt hat. 


Man hat gegen das Buch eingewandt, daß 
es eine eitle Selbstbespiegelung des Autors 
enthalte, der Muße genug gehabt habe, in 
Paris sich seinen Reflexionen, seinen anti- 
quarischen Liebhabereien und 
Abenteuern zu widmen, während seine Al- 
tersgenossen in der Feuerwelt und Arbeits- 
hölle der Fronten verzehrt wurden. 


Indessen darf nicht verkannt werden, daß 
Jünger zu sich selbst in einem eigentüm- 
lihen Objektverhältnis steht. 
Sein „Ich“ ist ihm ein Instrument, das nicht 
nur ununterbrochen seiner Beobachtung zur 
Verfügung steht, sondern zugleich ein In- 
strumentarium von höchster Empfindlichkeit 
darstellt, das alle Schwankungen und atmo- 
sphärischen Vorgänge subtil registriert. Die 
schon früh errungene Einsicht, daß „der 
Rausch, der Schlaf und der Tod“ die Schlüs- 
sel alles Erlebens sind, bewährt sich auch 
hier. Die Form des Tagebuches gibt ihm die 
Möglichkeit, in strenger Wahrhaftigkeit 
Stimmungen und Ahnungen, Einsichten und 
Gespräche, Begegnungen und Erfahrungen 
nachzuzeichnen, die erst in ihrer Gesamtheit 
ein authentisches Bild jener Jahre ergeben. 

Ungeheuerlich ist die Fülle des Stoffs, 
schon allein an dem Umfang der verarbeite- 
ten Lektüre gemessen, die sich oft in das 
Entlegene und Fragwürdige verliert, aber zu- 
sammengehalten wird durch die Persönlich- 
keit, in der sich diese Aneignung vollzieht. 
Durch sie ist der Schnittpunkt des Koordina- 
tensystems gelegt, in das die magischen 
Gleichungen und mythischen Gleichnisse, die 
dämonischen Capriccios eingezeichnet sind. 
Die geheime Struktur wird nicht beim 
Durchblättern, sondern erst beim wiederhol- 
ten Lesen des ganzen Buches sichtbar. Hier 
gewinnt auch das private Erlebnis, die Ara- 
beske der zufälligen Begegnung, die flüchtige 
Beobachtung ihren Ort in einer polyphonen 
Harmonie. Schließlich erscheint das Ganze 
wie ein dichtes Gewebe, das nach einem ver- 
borgenen Plan angelegt ist und sich mit in- 
nerer Notwendigkeit vollendet. Hier waltet 
ein magischer Realismus, der die Erscheinun- 
gen zu bedeutungsvollen Sinnfiguren zu- 
sammenfügt. 


Aus dem Schrifttum 


erotischen’ 


Die furchtbare Potenz 
In den Jahren nach dem Ersten Weltkrieg, 


in denen Jünger als der am schärfsten profi- | 


lierte Repräsentant des „Neuen Nationalis- 
mus“ galt, erschien ihm die Ordnung der 
bürgerlichen Welt als der gemeinsame Feind, 
demgegenüber alle revolutionären Kräfte 
trotz der größten Gegensätze als unsichtbare 


Verbündete anerkannt werden sollten, und | 


Zerstörung wurde als das allein angemessene 
Verhalten gegenüber dem damaligen Zu- 
stande proklamiert. 


Auch in den „Strahlungen“ zeigt sich die 


besondere Zuordnung an, in der Jünger zu | 


der Welt der Gewalt und des Grauens steht. 
Daserweistsichin der Auswahl seiner Lektüre, 
die sich zumeist auf Grenzfälle der mensch- 
lichen Existenz erstreckt, etwa den Kanniba- 
lismus unter Schiffbrüchigen und Gefangenen, 
in seiner Zuneigung zu Leon Bloy, dessen 
Tagebücher zuweilen Phantasien von wahr- 
haft tantalischer Scheußlichkeit enthalten. 
Den Abschuß eines Flugzeuges dicht über der 
Erde beschreibt Jünger als ein „stark berau- 
schendes Schauspiel, das an der Vernunft 
zerrt“. Er fühlt die furchtbare Erregung 
nach, „in die eine Millionenstadt gegenüber 
dem Tatbestande eines Lustmords gerät. Da 
spürt ein jeder das Klirren der Riegel der 
eigenen Unterwelt“. Der höllische Ruch der 
Schinderwelt, der bereits in den „Marmor- 
klippen“ die Aura der neuen Machthaber 
bildet, schlägt uns aus den Berichten ent- 
gegen, die Jünger über die Methoden des 
modernen Massenmords wiedergibt. 


Aber in diesen Aufzeichnungen, unter dem 
unmittelbaren Eindruck des Grausigen nie- 
dergeschrieben, schwingt nicht nur der Ab- 
scheu gegen die sadistische Lust, sondern als 
Continuo der dunkle und tiefe Ton mit: „Das 
bist Du“. Alles was geschieht, das Hohe wie 
das Entsetzliche, läßt eine Saite in uns mit- 
schwingen. Alles, auch das, was wir verab- 
scheuen, ist in uns beschlossen und als furcht- 
bare Potenz enthalten. 


Der göttliche Plan 


Demgegenüber kann das aus edlerem Stoff 
gebildete Herz sich nur behaupten, indem es 


„am hohen Bau der Schöpfung Maß nimmt“. 


Gegenüber dem von niederen Dämonen be- 
sessenen Demos behauptet sich der Einzelne 
in der Zone der Willensfreiheit nur in dem 
Maße, als er der Erbarmung fähig ist und dem 


sr 
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Unterdrückten Schutz verleiht. Denn „die 
Kinder wissen noch, daß alle Menschen Brü- 
der sind“. Indessen ist der Schmerz, dessen 
_ Untersuchung und Sinndeutung Jünger be- 
reits inBlätter und Steine eine Stu- 
die gewidmet hat, (die er selbst als den am 
meisten vorgetriebenen Stollen seines mili- 
tanten Werkes bezeichnet), nicht nur sinn- 
entleertes Leiden, sondern Hinweis auf den 
bedeutenden Prozeß der Geschichte, die in 


einen neuen Zustand übergeht. 


Die Anschauung Jüngers ist durchaus auf 
die Mehrscichtigkeit und Zei- 
chenhaftigkeit des Geschehens gerich- 
tet. Wie sich für ihn bereits im Bereich der 
Materie die hohen geistigen Vorgänge wider- 
spiegeln, wie er in den Gestalten des Alten 
Testaments die Hohlformen erkennt, in 
denen das Christus-Ereignis andeutend vor- 
gebildet ist, so ist ihm der ganze Kosmos er- 
füllt von Vorzeichen und Hinweisen, in denen 
sich der göttliche Plan enthüllt. Jedes Ge- 
schehen verbirgt in sich Bedeutung, die der 
Entschlüsselung durch den Eros zugäng- 
lich ist. 

So vollzieht sich in den „Strahlungen“ eine 
Auseinandersetzung mit dem Christentum, 
völlig konkret in einer fortgesetzten Lektüre 
der biblischen Schriften. Er will zu dem ver- 
lorenen Gott den gleichen Weg zurückgehen, 
auf dem er ihn verließ. „Ich muß mir Gott 
zunächst beweisen, ehe ich an ihn glauben 
kann. Schöner wäre gewiß die Gnade, doch 
entspricht sie nicht der Lage und nicht dem 
Stande, in dem ich bin.“ Dies ist freilich eine 
Verkennung des Wesens der Gnade, der keine 
menschliche Lage und kein menschlicher 
Stand näher ist als ein anderer, sondern die 
eben darin Gnade ist, daß sie erwählt, wen 
sie erwählen will; sie kann nicht verdient 
werden. Indessen führt ihn eben diese Red- 
lichkeit zur Anerkennung der Ver- 
nunftals einer uns verliehenen Kraft, das 
Göttliche in seinem Zeichen zu vernehmen. 
„Der Christ des 20. Jahrhunderts steht dem 
Physiker, dem Chemiker, dem Biologen er- 
sten Ranges näher als dem Christen des 19. 
Jahrhunderts“. Aus dieser Haltung gewinnt 
Jünger eine Einsicht in das Wesen der Bibel 
als Schöpfung und Offenbarung, während 
ihm die Textkritik der protestantischen 
Theologie kein tieferes Eindringen in die 
Bibel zu gewähren scheint als der Darwinis- 
mus in die Tierwelt. An solchen Stellen wird 
spürbar, daß der ungeheure Schmerz der Zeit 
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die begleitende Musik einer mächtigen Ver- 
wandlung darstellt, der wir unterzogen 
werden. 

Nirgends wird die Substanz des Werkes 
so transparent wie dort, wo der Bezug auf 
den Tod vorwaltet. „Die Todesstunde des 
Menschen ist die wichtigste: sein Weltsinn 
wird ihm offenbar.“ „Leben heißt sich in 
seiner Gestalt bestätigen. In diesem Sinne ist 
der Tod die letzte Aktion“, ein bedeutender 
Akt von verborgener Genialität, der das 
ganze Lebensbild auf das wunderbarste ver- 
ändert. Während unsere Zeit dazu neigt, die 
Tatsache des Todes soweit als möglich zu 
verheimlichen, indem der Todeskampf den 
Augen der Beteiligten entzogen und in ein 
Krankenhaus verlegt wird, wo er sich unter 
den Augen unbeteiligter Spezialisten voll- 
zieht, wird bei Jünger der Tod in die Mitte 
des Daseins projiziert. „Der Tod hat eine 
äußere und eine innere Form, welch letztere 
übrigens auch zuweilen, und zwar physio- 
gnomisch, am Toten sichtbar wird. Der Tod 
hat ein Mysterium, das das der Liebe noch 
überwiegt. Wir werden Eingeweihte, Mysten 
an seiner Hand. Das Lächeln der Über- 
raschung ist schon geistig, doch strahlt es im 
Abglanz noch auf die Körperwelt, noch auf 
die Züge des Sterbenden zurück.“ 

Das Hölderlinsche Wort, „was wir hier 
sind, kann dort ein Gott ergänzen“, weist auf 
jene Vollendung hin, die erst die irdische 
Hälfte unseres Lebens zur Ganzheit rundet. 

„Was ich am Menschen liebe, das ist sein 
Wesen jenseits des Todes und die Gemein- 
schaft mit ihm. Die Liebe hier ist ein matter 
Abglanz nur.“ 


Der Roman einer Stadt 


Jüngers Wesen ist des öfteren als „eisiges 
Feuer“ beschrieben worden. Diese Antinomie 
weist darauf hin, daß sein Geist in mehreren 
Dimensionen beheimatet und wirksam ist. 

Infolgedessen kann er sich auch in seiner 
Aussage nicht auf die Form des Berichts oder 
des Essays beschränken! Die Seinsfülle 
drängt ihn zur Dichtung. In den „Marmor- 
klippen“ hat er in knapper Linienführung 
die Form des magischen Romans gewählt. 
Diesem Werk entspricht auf einer anderen 
Stufe der großangelegte Roman einer Stadt 
Heliopolis. 

Der Plan dieses Werks ist teilweise in den 
„Strahlungen“ bereits skizziert; er transpo- 
niert konkrete Erfahrungen des Autors aus 


RN. 
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dieser Epoche in eine überhöhte Sphäre. So 
enthält er in der Form der Utopie, welche die 
geschichtlichen Linien der Gegenwart um 
einen genau begrenzten Zeitraum weiter- 
führt, eine Metaphysik des Politischen. 


Obwohl der Roman nicht die Geschlossen- 
heit und Dichtigkeit der „Marmorklippen“ 
erreicht und in seiner Komposition bedenk- 
liche Elemente enthält, ist er als Politikum 
bedeutsam. Die Epoche der nihilistischen 
Arbeitswelt ist hier bereits durchschritten. 
Doch befinden sich die Stadt und der Pla- 
net, den sie repräsentiert, noch im Stadium 
eines labilen Gleichgewichts zwischen der 
auf die elementare Volkskraft gestützten 
Tyrannis und dem Patriziat der alten Aristo- 
kratie, das sich auf die Ordnungskräfte der 
Institutionen stützt. Über diesen rivalisie- 
renden Mächten steht der ins Transzendente 
entrückte Regent, der über die Machtmittel 
verfügt, um den explosiven Schwebezu- 
stand zu beseitigen, ihren Einsatz aber 
scheut, weil er das Imperium nicht auf die 
Mittel der Gewalt, sondern auf die Idee der 
Freiheit und des Rechts gründen will. Ohne 
die Selbstreinigung der Geschichte wäre eine 
von außen herbeigeführte Entscheidung 
wertlos, Während die rechnenden Techniker 
der Macht nur eine babylonische Konstruk- 
tion hervorbringen können, muß das Heil 
aus dem durchlitienen Schmerz wie eine 
Frucht der Schöpfung erwachsen. 


Lucius de Geer, der Träger der Hand- 
lung, — und mit ihm der Autor — ist 
durch Herkunft und Sympathie mit jenen 
Mächten verbunden, deren Schlachtschiffe 
mit den symbolischen Namen „St. Louis“, 
„Carolus Magnus“ und „Chateaubriand“ in 
einer schon mythisch gewordenen See- 
schlacht den Sieg über die Dreadnoughts 
„Giordano Bruno“, „Brutus“, „Kopernikus“ 
und „Robespierre“ erkämpft haben. Aber er 
identifiziert sich nicht mit dieser Entschei- 
dung; er kennt die Begrenztheit des Rechtes, 
dem er dient, und auch noch die Elemente 
des Rechtes in der fragwürdigen Position 
des Gegners. Er sucht den Punkt außerhalb 
der Erdkräfte, die Synthese außer- 
halb des polaren Dilemmas, den 
Fixstern des Absoluten über den partiellen 
Wahrheiten. Seine Entscheidung liegt im 
Metaphysischen, nicht im Politischen; sie 
vollzieht sich in der Aktualität nur im Ver- 
zicht auf die Macht, um der höheren Gei- 
stesmacht teilhaftig zu werden. 


Man kann Bedenken gegen die Kor 
_ tion, sogar gegen die Syntax des sprachbeses- 


senen Autors geltend machen; man kann dar- 


auf hinweisen, daß der Pater Foelix eine 


schwächere Repräsentanz des Pater Lampros 
darstellt, der sich unter den Trümmern sei- 
nes Klosters begraben läßt. Aber man kann 
nicht verkennen, daß sich hier ein Durch- 


bruch zu der Welt einer neuen Freiheit | 


und Ordnung ankündigt. Diese ge- 
schichtlichen Bilder greifen der Wirklichkeit 
so weit vor, wie die Physik in ihren Gedan- 
kenexperimenten den Möglichkeiten voran- 
eilt, die ihr der Laboratoriumsversuch ge- 
währt. ; 


Wir haben den Nullpunkt passiert 


Dagegen enthält die kleine Schrift Über 
die Linie, die zuerst in der Festschrift 
zuMartin Heideggers 60. Geburts- 
tag erschien, eine Diagnose und geschichtliche 
Ortung, die aktuellen Charakter trägt. In 
den „Strahlungen“ findet sich unter dem 
18. November 1941 die Bemerkung, daß 
„wirin diesen Wochen den Null- 
punkt passiert haben“. Dieses Da- 
tum bezeugt einen Blick, der die Erschei- 
nungswelt aus astronomischer Distanz 
beobachtet. 

Die Betrachtung schließt sich, wie es nicht 
anders sein kann, sowohl an Nietzsche wie 
an Dostojewski an, die beide die Heraufkunft 
des Nihilismus wie seine Überwindbarkeit 
vorausgesagt haben. 

Wichtig ist hier vor allem die Erkenntnis, 


‚daß Nihilismus weder mit Anarchie, und 


Chaos noch auch mit Krankheit und dem 
Bösen gleichgesetzt werden kann. Vielmehr 
vollendet sich der Nihilismus gerade in der 
perfektionierten Ordnung, die mit einer 
Entmachtung der Werte und dem Schwund 
des Wunderbaren verknüpft ist. 


Die Feststellung, daß der Kulminations- 
punkt des Nihilismus überschritten ist, stützt 
sich auf Daten, die der Physik und Biologie 
entnommen sind, vor allem jedoch auf die 
Tatsache, daß der orthodoxe Kern der ech-. 
ten Theologie sich als unzerstörbar erwiesen 
hat. Die neuen Erkenntnisse auf allen Wis- 
sensgebieten drängen nicht mehr auf die 
weitere Abspaltung, sondern auf eine Kon- 
vergenz in die unverlierbare Mitte hin. Da- 
bei verlieren die Ideologien der letzten Jahr- 
hunderte ihre Überzeugungskraft. Zwar be- 
finden wir uns im Zustand der totalen Be- 


drohung; aber die Vernichtung des 


_ Phantoms der Sicherheit erweist 


sich als Gewinn. Die Weltistaufden 
Sieg der Freiheit hinangelegt, 
der in der Aktion des Einzelnen errungen 


werden muß, denn er ist unmittelbar zu Gott. 


Was in „Heliopolis“ als magische Utopie er- 
scheint, wird hier als Erkenntnis geerntet. Es 
erweist sich wieder, daß bedeutende Einsicht 
nur durch Mut, Weisheit nur durch Verzicht 


zu gewinnen ist. 


Die unverlierbare Freiheit 


Als ein Arbeitsergebnis aus den Erfahrun- 
gen der letzten Jahrzehnte, zugleich als eine 
Frucht der Bemühungen, wie sie in den 


„Strahlungen“ angedeutet sind, stellt sich . 


uns das neueste Buch Der Waldgang* 
dar. Auch erinnert die Behutsamkeit, mit der 


‚ hier Jünger einen Gedanken aufspürt, ver- 
‚folgt und einkreist, an die Technik der „sub- 


tilen Jagd“, der Beobachtung der Insekten- 


welt, von der uns manche Seiten seiner 


Tagebücher berichten. 
Thematisch schließt der Band an die vor- 
hergehende Schrift an; das Leitmotiv ist die 


Freiheit, die der Einzelne sich inmitten der 
“ Werkstättenwelt erringen kann. Jedoch wird 


das Problem in der Anschauung sehr konkre- 
ter Vorgänge — wie an der Verwandlung des 
Stimmzettels in den Fragebogen — darge- 


stellt, und die Folgerungen werden in einer 


Form mitgeteilt, die zwar keine „Feld“-, 
aber eine „Walddienstvorschrift“ für den 


‘ Einzelkämpfer enthält, sofern ein solcher 


„Waldgänger“ überhaupt eines Reglements 
außer der Kompaßnadel seines Herzens 
bedürfte. 

Der Stil ist in dieser Schrift noch knapper 


_ geworden; kurze Hauptsätze, oft ohne Bei- 


worte und Nebensätze, entsprechen dem 
substantiellen Charakter der Aussage. Zwi- 


- schen den stählernen Notwendigkeiten bleibt 


dem, der in Freiheit leben will, nur ein mes- 
serschmaler Durchgang, gangbar auch nur 
für den, der bereit ist, Opfer zu bringen. 
Hat aber der Mensch einmal die Frage 
nach der echten Freiheit begriffen, die heute 
anders gestellt ist als 1789, so erweist es sich, 
daß auch der „große Leviathan“ trotz seiner 


 furchtbaren Rüstung nicht unverwundbar ist; 


seine Gefährdung wächst vielmehr mit seiner 
Gefährlichkeit. Jünger verlockt keineswegs 


* 143 S., Lwbd. DM 6,80, Brosch. DM 4,80. Vittorio 


- Klostermann Verlag, Frankfurt 1951. 
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zu einer Emigration in die Innenwelt; diese 
Flucht zöge nicht weniger die Gefahren an, 
als die panische Angst der Völker vor heran- 
nahenden Katastrophen deren Ausbruch sie 
geradezu beschwört. Auch kann man sich „nicht 
darauf beschränken, im oberen Stockwerk 
das Wahre und das Gute zu erkennen, wäh- 
rend im Keller den Mitmenschen die Haut 
abgezogen wird“. Dies gilt auch für jenen 
christlichen Nihilismus, der sich in der rein- 
lichen Diastase zwischen Gott und Welt er- 
schöpft. 


Der Begriff des „Waldgängers“, der sich 
wesentlich von den Waldgängern des letzten 
Krieges, den Maquisards, unterscheidet, ist 
auch nur lose mit dem gleichen Wort verbun- 
den, in dem die Isländer-Sagas das Schicksal 
der Geächteten und in der Acht sich Behaup- 
tenden zusammenfassen. Denn der „Wald“ 
ist hier der Raum der unverlierbaren Ur- 
kräfte, die in noch tiefere Zeiten und Seins- 
schichten hinabreichen als Märchen, Mythos 
und Sage. Wer diesen Urbildern wieder be- 
gegnet, wenn die Zeit in ihrem Gefüge wankt, 
konfrontiert sich mit stärkeren Mächten als 
den Parolen des Zeitgeistes. Daher ist die 
Absicht der Schrift überhaupt nicht auf die 
politisch-technischen Vordergründe gerichtet; 
die Fragen der nationalstaatlichen Politik 
und der heutigen Bürgerkriegssituation lie- 
gen bereits hinter ihr. 


Trotzdem und gerade deshalb wird jeder 
dies Buch mit Nutzen lesen, der in Räumen 
zu leben gezwungen ist, wo der Leviathan 
sich unverhüllt zeigt. 


Die Schrift ist ausdrücklich nicht antirus- 
sisch gedacht; Deutsche und Russen haben 
auf diesem Gebiet gemeinsame Erfahrungen 
den anderen Völkern voraus. Sie kennen die 
Fallen, die Kniffe und die Henkerskünste 
der Zwingherren und wissen darum auch am 
ehesten, wo die weiche Stelle in ihrer 
Rüstung ist. Der Deutsche in der sowjetisch 
besetzten Zone empfängt aus dieser Schrift 
mehr Belehrung über die Realität, in der er 
lebt, und mehr Kraft, in ihr seine Freiheit 
zu wahren als aus dem gesamten Apparat der 
geschriebenen oder gefunkten Propaganda 
der großen Institutionen. Der „Waldgang“ 
kann in allen Ländern das Kennwort wer- 
den, unter dem sich die einsamen Kämpfer 
für das Recht, für die Vollendung der Not- 
wendigkeit und für die Erneuerung der un- 
verlierbaren Freiheit verständigen und ver- 
binden. 
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Der Versuch einer konservierenden Restau- 
ration, die die Bewegung der Geschichte zu- 
rückwenden oder aufhalten möchte, muß 
ebenso scheitern wie der Versuch, eine künst- 
liche Elite zu bilden. Indessen behüten Theo- 
logen wie Philosophen die Weisheiten der 
Überlieferung; die Wunder aber, die ge- 
schehen müssen, wenn wir aus solchen Wir- 
beln gerettet werden sollen, vollziehen sich 
dort, wo der Dichter mit dem Wort als 
Schöpfungsmacht begnadet wird, wo derge- 
borene Herrscher sic legiti- 
miert,indem er Schutz erweist. 

So klingen in dieser letzten Schrift sämt- 
liche Motive nach, die von der Friedensschrift 
bis zu Heliopolis angeschlagen sind. Hier 
wird ihre feinste Essenz ausgezogen und dar- 
gereicht. 

Man wird zweifellos diese letzte Schrift als 
die Selbstrechtfertigung eines Einzelgängers 
zu werten versuchen, der sich mit unbeirr- 
barer Konsequenz während der letzten Jahr- 
zehnte jeder Forderung, sich mit seiner 
Energie und Autorität den Kämpfen des 
Tages zu verbinden, widersetzt hat. Aber 
hier zeigt sich der Gewinn einer Haltung, die 
hartnäckig dem propagandistischen Entweder- 
Oder die Anerkennung verweigert hat. Zu 
den positiven Merkmalen der Gegenwart 
zählt Jünger die Verfeinerung des Gehörs, 
das auf den leisesten falschen Ton wie auf 
ein Warnsignal reagiert. 

Für alle Erkenntnisse von Rang zahlt der 
Mensch den gebührenden Preis, unter Um- 
ständen den des Lebens, das dann freilich in 
der geheimen Buchführung der Geschichte 
nicht mehr als statistische Ziffer im Vernich- 
nichtungslager, sondern als stellvertretendes 
Opfer zählt. Haben wir uns dem Dilemma 
entzogen, das sich uns als unausweichlich an- 
kündigt, und die Freiheit gewählt, so er- 
fahren wir, daß unser Erbteil reicher ist, als 
wir glaubten, da „dicht unter dem vermes- 
senen Grund der Zeit der Mythos als Gold- 
hort ruht“, und daß in Anarchie und Unter- 
gang bereits das Modell der neuen Ordnung 
und Herrschaft geborgen ist wie der Samen- 
kern in der verwesenden Frucht. 


Gerhard Günther 


Italien und Deutschland 


Krankheiten, Rückschläge und Fehler ge- 
hören ebenso zum Entwicklungsbild der Vol- 
ker, wie sie auch bei Einzelmenschen nicht 


übersehen werden dürfen. Erst eine spätere 
Geschichtsschreibung kann feststellen, ob ein 
unglücklicher Ausgang auf einseitige Fehler | 
zurückzuführen ist oder ob alle Beteiligten | 
gleich viel oder wenig verantwortlich sind. | 


Filippo Anfuso, Botschafter der Italieni- 
schen Sozialrepublik bei der Reichsregierung, | 
versucht, innere und äußere Zusammenhänge | 
der „Achsen“-Politik sachlich und klar darzu- | 
stellen. Er geht von der unausgesprochenen 
Voraussetzung aus, daß die Zeit des Faschis- | 
mus und Mussolinis wesentliche Bestandteile 
der italienischen Geschichte sind und bleiben. 
Er legt weder den Deutschen noch den Ita- 
lienern nahe, die Entwicklung jüngst vergan- 
gener Jahre als „geschichtliche Schande“ aus 
ihrem Lebenslauf auszumerzen. 


Am Schluß seines Buches fordert Anfuso 
ausdrücklich eine leidenschaftslose Geschichts- 
schreibung über die Zeit von Hitlers Herr- 
schaft, aber selbst er neigt dazu, dem Natio- 
nalsozialismus eine geringere historische 
Berechtigung zuzugestehen als dem Faschis- 
mus. 


Anfuso macht der Reichsregierung den 
Vorwurf, Mussolini an die Wand gespielt 
und besonders nach 1943 hart gedemütigt zu 
haben. Dabei scheint es jedoch zweifelhaft, 
ob eine andere Regierung eines anderen Lan- 
des, die den Übertritt des Marschalls Ba- 
doglio zum Gegner erlebt hatte, eine glück- 
lichere Hand in ihren Beziehungen zu dem 
fortdauernden oder wieder aufgerichteten 
Faschismus in Oberitalien hätte haben kön- 
nen. Die Urteile Anfusos über manche der für 
die italienische und die deutsche Außenpoli- 
tik verantwortlichen Personen sind hart und 
negativ, obwohl er in der Form immer fair 
bleibt. Man fragt sich, ob der einseitige | 
Blick auf die diplomatischen Dinge aus- | 
reichte, um die Art des deutschen Volkes 
wirklich zu erfassen. Der gegenteiligen Mei- 
nung des deutschen Übersetzers muß ent- 
gegengehalten werden, daß Ereignisse auf 
dem diplomatischen Parkett keineswegs im- 
mer geeignet sind, in ihrer Wirkung zum 
Verständnis fremder Völker beizutragen. 


Die zweitausend Jahre alte gemeinsame 
Geschichte und die kulturelle Entwicklung 
der beiden Völker beweisen die innere Zu- 
sammengehörigkeit Deutschlands und Ita- 
liens. Wirkliche oder als wirklich empfun- 
dene. Kränkungen oder Enttäuschungen 


x 


indern nichts daran, daß die beiden Völker 
durch Geschichte und Sympathie zusammen- 


Joachim Böhm 


gehören. 


Anfuso, Fillipo: Rom-—Berlin in Diplo- 
matischem Spiegel. Übertragen von Egon 


Heymann. 360 Seiten, Lwbd. DM 16,50. Mün- 


chen 1951, Pohl & Co. 
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Angst vor Sowjetrußland oder nicht? 


Soll man nun Angst vor Sowjetrußland 


haben oder nicht, so fragt man sich, wenn 


man dieses Buch gelesen und aus der Hand 


gelegt hat. Die Überschrift lautet zwar, 
„Keine Angst vor Sowjetrußland“, aber der 
Inhalt, nein, da bekommt man doch Ängste. 
Zwar soll ein Heißer Krieg offenbar nach 
- Stalins Wunsch vermieden werden, jedenfalls 


- will er nach der Darstellung nicht angreifen, 


aber die amerikanische und westeuropäische 
Seite werden sicherlich angreifen, falls Stalin 
ihren Wünschen nicht nachkommt. Das kommt 


für uns auf dasselbe heraus, denn Deutsch- 


land wird das Schlachtfeld bilden. 


Aber der Heiße Krieg ist es eigentlich 
nicht, wovor man Angst haben muß. Viel- 


_ mehr Angst muß man vor dem Kalten Krieg 
haben, wenn man das Buch liest. Jedenfalls 


hat der Autor, wenn er tatsächlich mit dem 
Buch erreichen will, daß man keine Angst 
haben soll, sich sehr getäuscht. Das Bestre- 
ben, alle Verhältnisse in Rußland, die ihm 
bekannt sind, aufzuzeichnen, hat ihn augen- 
scheinlich dazu veranlaßt, und so ist ein 
Durcheinander entstanden, aus dem man nur 


"ersehen kann, was in Rußland alles vor sich 
"geht, aus dem man aber nicht ein Gefühl der 


* Sicherheit schöpfen kann. 


Übrigens sind ihm in der Darstellung auch 


einige Irrtümer unterlaufen. So sagt er auf 


Seite 70, der Sowjetstaat habe jedes Privat- 
eigentum ausgeschaltet. So ganz ist das nicht 
der Fall. Es gibt in Rußland sehr reiche 
Leute, die Privateigentum besitzen, und zwar 
nicht nur Künstler, sondern auch sonstige, 
z.B. Gewinner bei den Prämienanleihen. 
Sie haben ihr Geld auf der Sparkasse. Auch 


gehören den Kolchosniki ein Haus und zwei 


Kühe und Kleinvieh. Und daß das russische 


Volk ein Volk von Anarchisten ist, wie in 
dem Buch auf Seite 77 angegeben wird, das 
scheint mir auch mindestens zweifelhaft. Im 
Gegenteil, es ist meiner Ansicht nach ein 


Volk, das ans Gehorchen gewöhnt ist, das 


e BR j von Rauch: „Politisierende Balten“ 


darum keine Verantwortung übernimmt, 
sondern aus diesem Grunde jede Verantwor- 
tung nach oben abschiebt. Und daß die 
Zwangsherrschaft des Bolschewismus sich 
höchstens auf die Zustimmung von 5 Prozent 
ihrer Untertanen verlassen kann, wie in dem 
Buch auf Seite 81 angegeben wird, dürfte 
auch sehr zu bestreiten sein. Wohl ist das 
Kolchos-System allmählich Alltag geworden, 
und viele mögen daran etwas auszusetzen 
haben, aber im großen und ganzen sind die 
heutigen Kolchosniki doch bedeutend besser 
daran als die früheren kleinen und mittleren 
Bauern, die sich Tag und Nacht mühten, mit 
einem hölzernen Haken, den ein mageres 
Pferd oder auch die Frau zog, das Land auf- 
ritzten und einige Zentner vom Morgen 
ernteten, wovon sie unter Umständen noch 
einen Teil dem Gutsbesitzer abzugeben hat- 
ten. Sie haben heute ihre bestimmte Arbeits- 
zeit, bekommen einen bestimmten Bar- und 
Deputatlohn und haben noch ihr Haus und 
Garten und das Kleinvieh. Da sind sie doch 
viel besser daran. Und das Agrarproblem ist 
die Hauptsache an der ganzen Russischen 
Revolution, daran sind doch mehr als 5 Pro- 
zent der Einwohner beteiligt. 

Also: im ganzen enthält das Buch viele An- 
gaben über Rußland, die auf eine gute Kennt- 
nis der Sowjetunion seitens des Autors 
schließen lassen und es durchaus lesenswert 
machen, denn wir haben wenige Bücher, aus 
denen man das wahre Wesen der Sowjetunion 
ersehen kann. Aber ob man nach der Lektüre 
Angst vor ihr hat oder nicht, darüber läßt 
sich streiten. Meines Erachtens muß man eher 
Angst vor ihr haben, nämlich entweder vor 
dem Heißen Krieg, den nach dem Buch al- 
lerdings Amerika und die europäischen West- 
mächte beginnen werden, oder, falls sich die- 
ser Krieg vermeiden läßt, vor dem Kalten 
Krieg, den die Sowjetunion dauernd führt. 


Rudolf Nadolny 


Polonius: Keine Angst vor Sowjetrußland! 
128 S. Kurt Vowinckel Verlag, Heidelberg. 
Kart. DM 3,80. 


„Politisierende Balten“ 


Ähnlich wie A. W. Just in seinem Buch 
„Rußland in Europa“ Balten für eine Ver- 
schlechterung der deutsch-russischen Bezie- 
bungen vor 1918 und nach 1933 verant- 
wortlich macht, müssen sie nun auch Prof. M, 
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Winkler als Sündenbock dienen, auf den die 
Fehler der nationalsozialistischen Ostpolitik 
abgewälzt werden sollen. i 

Bekanntlich hat sich schon 1869 Julius, 
Eckardt mit den aus enger nationalstaatlicher 
Sicht gegen die baltische Auffassung von 
Volk, Staat und Nation gerichteten Angrif-, 
fen von H. v. Treitschke auseinandersetzen 
müssen. Dem preußischen Historiker war der 
grundsätzlich fundierte baltische Verzicht auf 
die Germanisierung der Esten und Letten 
unbegreiflich. Ein Menschenalter später er- 
schien auch der deutschen Linken die kon- 
servative Haltung der Balten in Fragen von 
Volk und Staat als abwegig, — wenn auch 
von einem anderen Ausgangspunkt aus. Sie 
identifizierte sich eindeutig mit der nicht- 
deutschen Bevölkerung des Landes, wenn sie 
den Verzicht auf die vorherrschende Stellung 
der deutschen Schicht verlangte. So konnten 
es die Balten keinem recht machen. 

Genau so war die baltische Haltung ge- 
genüber dem Russentum Gegenstand ständi- 
ger Kritik von jeweils verschiedenen Stand- 
orten der Betrachtung aus. Eine vorbehalt- 
los loyale Pflichterfüllung baltischer Beamten 
und Offiziere erschien einmal als Verrat am 
nationalen Gedanken. Entschied sich aber 
jemand bei diesem schweren Gewissenskon- 
flikt gegen das Russentum, war der Vorwurf 


der Pflichtverletzung schnell bei der Hand. 


Himmler hat während des Zweiten Welt- 
krieges im Herbst 1943 in seiner bekannten 
Ansprache vor der SS scharfe Angriffe gegen 
die Balten gerichtet und sie beschuldigt, 
„wlassowfreundliche Propaganda“ zu betrei- 
ben!: der Vorwurf, sich zu sehr um Verständ- 
nis für die russische Mentalität zu bemühen. 

Winkler dagegen schreibt: „Jetzt war die 
Stunde für Rosenberg und seine Gefährten 
gekommen. Sie waren aus teilweise verständ- 
lichen Ressentiments heraus die geschworenen 
Feinde nicht nur der Sowjetunion, sondern 
Rußlands überhaupt“. Welche Gefährten? 
Bekanntlich bediente sich Rosenberg vorzugs- 
weise rußlanddeutscher Mitarbeiter, schon 
allein deshalb, weil zwischen ihm und 
den maßgebenden baltischen Persönlichkei- 
ten der letzten 20 Jahre, die sich im Kampf 
um die Rechte der baltischen Volksgruppen 
vor dem Forum der Parlamente, des Völker- 
bundes und der internationalen Minderhei- 
tenorganisationen hervorgetan hatten, eine 


2 Vgl. G. Fischer, Der Fall Wlassow, Der Monat 
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sentiments gegen das Russentum? Ein viel 


zu psychologisierender Ausdruck gegenüber | 
den Realitäten eines zweihundertjährigen | 
Abwehrkampfes gegen den zaristischen Zen- 
tralismus des Russischen Reiches. Es ging 
hier nicht um Ressentiments, sondern um die 
Wahrung des Rechts auf Autonomie. Es ging 
um den Unterschied zwischen nationalstaat- 
licher und universalstaatlicher Auffassung 
eines Reiches, an dessen Europäisierung man 
Anteil gehabt hatte, das man nicht in Despo- 
tie abgleiten lassen wollte. 


Wenn schließlich Herr Winkler ausgerech- 
net Rosenberg als paradigmatischen Proto- 
typ des „politisierenden Balten“ hinstellt, so 
sei hier auf den Vergleich eines ebenso her- 
vorragenden wie unvoreingenommenen Ken- 
ners der ostdeutschen, osteuropäischen und 
auch baltischen Problematik hingewiesen. 
Prof. H. Rothfels schreibt in seiner von Ein- 
fühlung und großer Sachkenntnis zeugenden 
Studie The Baltic Provinces. Some Historie 
Aspects and Perspectives?: „it would be 
entirely misleading to see in Alfred Rosen- 
berg, because he was a middleclass man from 
Reval, a typical Baltic German. He was no 
more so than Houston Stewart Chamberlain 
was a typical Englishman“. 

Daß gerade Balten sich der deutschen Ost- 
politik der Jahre 1941-45 widersetzt haben, 
geht schon allein aus der Geschichte der 
Wlassowbewegung, wie sie George Fischer 
schildert, hervor. Er spricht mit Recht von 
einer Gruppe deutscher Offiziere und Diplo- 
maten, die „entweder alte Rußlandkenner 
oder russischer, zumindest aber baltischer 
Abstammung waren und die Schaffung eines 
freien Rußland anstrebten, nicht nur weil sie 
Hitler den Krieg gewinnen helfen wollten, 
sondern weil sie von dem Glauben an ein 
nicht-autoritäres Rußland und an eine freie 
Welt beseelt waren.“ 

Wie oft zeigte sich bei der Behandlung der 
russischen Frage während des Zweiten Welt- 
krieges, daß gerade die als Russenfresser ver- 
schrieenen Balten aus jahrhundertealter 
Grenzerfahrung ein sichereres Fingerspitzen- 
gefühl für die russische Mentalität und eine 
menschlichere Einstellung bei der Behand- 
lung der Bevölkerung der besetzten Gebiete 
an den Tag legten, als die zahllosen Funk- 
tionäre der Partei, für die Hitlers Ostpro- 


® Journal of Central European Affairs, Juli 1944. 
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ramm in „Mein Kampf“ dogmatische Be- 
eutung hatte und denen die Völker Ruß- 
lands als „Untermenschen“ und „Sumpfbe- 
wohner“ erschienen. 


Winkler gibt dem baltischen „Kulturträ- 
ger” in Rußland, — ein großes Wort, von 
den Balten selbst kaum gebraucht und oft 
entweder mißdeutet oder zu gehässiger Po- 
- lemik benutzt, — den Vorzug vor den „poli- 
 tisierenden Balten“, deren Wirksamkeit er 
ungünstig beurteilt. Nun: bei einer Gesamt- 
schau des baltischen Wirkens in Rußland in 
- den letzten 200 Jahren stehen gewiß auf der 
- einen Seite Namen wie K. E. v. Baer, A. v. 
Keyserling und manche andere Koryphäe 
des Geistes. Für die politische Entwicklung 
des Russischen Reiches von nachhaltiger Be- 
deutung sind aber auch Männer wie Barclay 
und Totleben, Pahlen und Reutern, Berg und 
P. v. Meyendorff und viele andere gewesen: 
nicht „politisierende Balten“, sondern Poli- 
‚tiker, Staatsmänner und Heerführer, denen 
der Dienst in Rußland eine abendländische 
Verpflichtung war. 

Nicht neu ist bei Winkler die Anknüpfung 
seiner Vorwürfe an den Historiker Theodor 
Schiemann, der schon Kaiser Wilhelm II. mit 

seinen Ratschlägen zur russischen Frage irre- 
geleitet habe. Schiemanns antirussische Ein- 
- stellung ist Tatsache. Sie basiert auf der Per- 
spektive, aus der politische Emigranten des 
 Baltentums in der Ära der Russifizierung 
die Dinge beurteilten. Es fragt sich, ob für 
" das baltisch-russische Verhältnis auch jener 
"Jahre ein Th. Schiemann stärker ins Gewicht 
fällt als die zahllosen baltischen Beamten im 
Hofdienst, in der Verwaltung und der Diplo- 
matie, die zu ihrem Teil bemüht waren, nicht 
nur das Verhängnis der Russifizierung abzu- 
wehren oder zu mildern und nach 1905 neue 
Wege für die Beziehungen zum Staat zu fin- 
den, sondern sich auch mit Reformprojekten 
an der Diskussion um die Struktur des Rei- 
ches zu beteiligen und durch diplomatische 
Verbindungen zum Ausgleich des deutsch- 
russischen Verhältnisses beizutragen. Hier 
haben Namen wie Dellingshausen und F. v. 
Meyendorff, O. v. Richter, Paul v. Sokolowski 
u.a. einen guten Klang. 

Trotz der von Wilhelm II. in seinen Erin- 

nerungen ausgesprochenen Anerkennung für 
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Th. Schiemann ist die angebliche Wirkung 
seiner antirussischen Beeinflussung ausgeblie- 
ben. Wilhelm II. hat sich durch ihn nicht ab- 
halten lassen, 1905 nach Björkö zu gehen und 
dort ein deutsch-russisches Bündnis abzu- 
schließen. Es war kein Balte, der ihm nach- 
träglich hierbei in den Arm fiel, sondern der 
Reichskanzler Fürst Bülow. Bethmann-Holl- 
weg war mit vollem Einverständnis des Kai- 
sers in den Jahren 1910-14 um die Wieder- 
anknüpfung der Fäden nach Rußland bemüht. 
Es war weder sein Versagen allein noch 
Schiemanns „Verdienst“, wenn es nach Sara- 
jewo zum Kriegsausbruch zwischen den bei- 
den Mächten kam. 


In der Geschichte der deutsch-russischen 
Beziehungen haben die Balten eine gewisse 
Rolle gespielt. Wir wollen uns hüten, sie zu 
überschätzen. Wenn man einen Aufsatz von 
bloß 30 Seiten zu dem Thema „Rußlands 
Bedeutung für Deutschland in Vergangen- 
heit und Gegenwart“ schreibt, wie es Prof. 
Winkler tut, so kann man bei der Kürze des 
Raumes diese Rolle mit Fug und Recht 
übergehen. Wasmanabernichtkann, 
ohne gegen die historisce 
Wirklichkeit zu verstoßen, ist: 
der Balten ausgerechnet beim Stichwort Ro- 
senberg Erwähnung tun, und zudem in einer 
Weise, wie es oben dargelegt wurde. 


Daß im übrigen die Deutsche Gesellschaft 
für Osteuropakunde sich durch die Heraus- 
gabe der kleinen Schrift „Rußland und wir“, 
in der Winklers Vortrag abgedruckt ist, das 
Verdienst erworben hat, einen wertvollen 
Beitrag zur großen geistigen Auseinander- 
setzung zwischen West und Ost geliefert zu 
haben, ist eine Tatsache, auf die hinzuweisen 
wir nicht versäumen wollen. 


Georg von Rauch 


Artur W. Just. Rußland in Europa. Gedan- 
ken zum Ostproblem der abendländischen 
Welt. Deutsche Verlagsanstalt Stuttgart 1949, 
305 Seiten. DM 9,30. 


Rußland und Wir. Betrachtungen über 
Rußland und den Bolschewismus. Herausge- 
geben von der Deutschen Gesellschaft für 
Östeuropakunde. Deutsche Verlagsanstalt 
Stuttgart 1951, 77 Seiten. DM 2,50. 
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FREIE AUSSPRACHE 


Die Schriftleitung übernimmt keine Verantwortung für die in diesem Teil der Zeitschrift geäußerten Ansichten” | 
oder ihre Form. Sie ändert die Einsendungen in keiner Weise, behält sich aber Kürzungen im Einverständnis 
mit dem Verfasser aus Raumgründen vor. Auf eine breite Auswahl verschiedenartiger Meinungen legt sie Wert. 


Zur Ordnung des Donauraums 


Sehr geehrte Herren! 


So interessant die internen Auseinander- 
setzungen verschiedener tschechischer Emi- 
grantengruppen auch sein mögen, liegt es mir 
doch fern, mich als Österreicher in die „Freie 
Aussprache“ einzumengen, soweit tschechi- 
sche Probleme behandelt werden. Die Ant- 
wort Dr. Grezers an General Prchala in Heft 
6, Jg. 1951, greift jedoch weit darüber hin- 
aus. Sie bezieht unser Land in ihre Donau- 
raumkonstruktionen mit solcher Selbstver- 
ständlichkeit ein und treibt gewagte Spiele 
mit Begriffen und Tatsachen, daß ich Sie bit- 
ten muß, nachfolgende Stellungnahme vom 
österreichischen Standpunkt abzudrucken: 


Das unter Niederlegung der Deutschen 
Kaiserkrone (1804/06) proklamierte Kaiser- 
tum der Habsburger-Lothringer war selbst 
nach dem Ausscheiden seiner österreichischen 
Reichsteile aus dem Deutschen Bund (1866) 
noch handelndes Subjekt im Konzert der 
europäischen Mächte. 


Der durch das Diktat von St. Germain (Ar- 
tikel 88) — im Gegensatz zu Wilsons „Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker“ — zur Eigen- 
staatlichkeit gezwungene, seines Namens 
„Deutschösterreich“ sowie etwa 40 Prozent 
seiner Einwohner (Sudetenländer, Südtiro- 
ler, Südkärntner, Südsteiermärker, Teilen 
der Niederösterreicher) beraubte Reststaat 
„Republik Österreich“ ist seit dem Tage sei- 
ner Geburt bis heute nur Objekt der Politik 
seiner Geburtshelfer geblieben. Dazu hat 
nicht zum geringsten die alte tschechische 
Emigration beigetragen, die alle Anstrengun- 
gen unternommen hat, um die Westmächte 
zur Zerschlagung jener „donauländischen, 
traditionell gewachsenen Einheit“, jener 
„Symbiose der Donauvölker“, jenes „zentral- 
europäisch-donauländischen Commonwealth“ 
zu überreden. 

Mit der verschiedenen Rolle in der Welt 
— Subjekt oder Objekt der Politik zu sein — 
dürfte auch die Unterscheidung zwischen den 
ehemaligen „Österreicher-Ungarn“ und den 


Österreichern von 1918 und 1945 aufgezeigt 
sein. Letztere sind, — gerade infolge der 
ihnen seit nunmehr 33 Jahren aufgezwun- 
genen Rolle eines Objekts ohne wirkliche 
Souveränität und mit bisher nur fiktivem 
Charakter einer Staatsindividualität, — 
recht hellhörig geworden. Wir sind schon ge- 
wohnt, daß wir von den Mächten — je nach 
Bedarf — einmal als Nachfolger der Donau- 
Monarchie, einmal als die der Ersten Repu- 
blik, des Christlichen Ständestaates von 1933, 
des Großdeutschen Reiches oder als Neuge- 
borene behandelt werden, je nachdem man 
uns dabei mehr Werte nehmen oder mehr 
Lasten auferlegen kann. Selbst unsere eige- 
nen Staatsmänner scheinen über die Rechts- 
nachfolge von 1918 bis heute nicht ganz einig 
geworden zu sein. Wie dem auch sein mag, 
in einem Punkt bin ich mit Dr. Grezer völlig 
einig: Daß sich die Geographie nicht ändert. 

Da nun aber die Donau zwar von Passau 
bis etwa Preßburg durch Österreich fließt, 
nirgends jedoch durch den Volksboden der 
Tschechen oder „Karpatho-Ruthenen“, muß 
mir die tschechische Emigration schon ver- 
zeihen, daß ich als Angehöriger eines noch 
fiktiven Staates (ohne Staatsvertrag) ohne 
eigene Souveränität (die von vier Besat- 
zungsmächten ausgeübt wird) mir überhaupt 
die Freiheit nehme, mitreden zu wollen, 
wenn von dem künftigen Schicksal des 
Donauraumes die Rede ist. 

Auch für uns Neu-Österreicher ist die Fest- 
stellung interessant, daß die tschechischen 
Neu-Emigranten erkannt haben, welche Un- 
vernunft ihre Alt-Emigranten zur Zerschla- 
gung der durch die Donau-Monarchie ver- 
körperten Reste des alten Universalreiches, 
jenes „traditionell gewachsenen Common- 
wealth“, einst genannt „Heiliges Römisches 
Reich Deutscher Nation“, getrieben hat. Die 
geographischen Gegebenheiten seiner Ent- 
stehung, wie aber auch die traditionellen 
und entwicklungsmäßigen, scheinen in der 
Distanz der Emigration doch nicht mehr ganz 
deutlich gesehen zu werden. 
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Entstanden ist jenes gewachsene Gebilde 


zwar als Schöpfung der Habsburger, jedoch 


nicht etwa in deren Eigenschaft als Könige 
von Böhmen oder als Erzherzöge von Öster- 
reich, sondern in deren Eigenschaft als Kai- 
ser des römisch-deutschen Universalreiches! 
Mit dem Herauswachsen der habsburgischen 
Länder aus dem Reichsverband, mit dem 
Verlust Schlesiens, Belgiens und Vorder- 
Österreichs, mit der Niederlegung der deut- 
schen Kaiserkrone wurden die westlichen 
Wurzeln, aus denen jenes Commonwealth in 
den Osten gewachsen war, abgeschnitten. 
Seine im Reiche verankerte Basis ging ver- 
loren, damit auch seine Kraft zum Wachstum 
in den Osten. Erst wieder die schützende Hilfe 
Bismarcks auf dem Berliner Kongreß führte 
in der Okkupation Bosniens und‘ der Herze- 
gowina noch ein letztes Ausgreifen in den 
unteren Donauraum herbei. 

Dem Zerfall standen nur noch zwei Kräfte 
entgegen: Die Armee und das Beamtentum. 
Nur in diesen beiden Kräften war jener Be- 
griff entstanden, der später mißbräuchlich 
von dem Kosmopoliten Anton Wildgans und 
den austrofaschistischen Diktatoren für uns 
Neu-Österreicher proklamiert wurde: Die 
Species des Homo Ausiriacus, des „österrei- 
chischen Menschen“. Diese Gattung bestand 
aus einer zahlenmäßig unbedeutenden Schicht 
von Menschen aus allen Nationen Europas, 
die im Verlauf der Geschichte am Habsbur- 
ger Hofe und in der kaiserlichen Armee 
Dienste genommen, ihre nationalen Bindun- 
gen abgestreift und mit dem Zusammenbruch 
der Monarchie und dem Thronverlust der 
Dynastie jegliche Bedeutung verloren haben. 

Diese Schicht ist in ihrer älteren Genera- 
tion im Aussterben. Ihr Nachwuchs ist in- 
folge ihrer Kinderarmut so gering an Zahl 
gewesen, daß er als assimiliert gelten kann, 
soweit er nicht die Emigration vorgezogen 
hat oder noch vorzieht. Jede Spekulation auf 
die Existenz eines „österreichischen Men- 
schen“, mag sie von welcher Seite oder in 
wessen Interesse auch immer angestellt wer- 
den, entbehrt der realen Grundlage. 

Übrigens setzte sich jene Schicht von 
Staatsdienern und Offizieren längst nicht nur 
aus anationalen Kreisen und Angehörigen 
der Völker der Donaumonarchie zusammen. 
Zahlreiche Familien Bayerns, Hannovers, 
des katholisch-westfälischen und des sächsi- 
schen Adels ließen ihre Söhne aus Abneigung 
gegen das Haus Hohenzollern und aus kon- 


fessionellen Gründen im Heere des Kaisers 
von Österreich dienen oder traten in öster- 
reichische Staatsdienste. Metternich war 
Rheinländer, ein Graf von Merveldt (West- 
fale) Statthalter in Tirol usw. Daneben aber 
zeugen die Namen ebensovieler Geschlechter 
für die Herkunft aus Frankreich, Belgien, 
Holland, Spanien, Irland und Schottland, 
wir finden sie auch in Brandenburg-Preußen. 

Der unter Dr. Grezers „über den Völkern 
stehenden Krone“ der Donauslawen passende 
„österreichische Mensch“ existiert also nicht 
an der Donau. Wenn man immer wie- 
der Wien im Munde führt, dann mag betont 
sein, daß seine nichtdeutschen Elemente 
nicht zahlreicher waren und sind als etwa die 
Berlins, als etwa die nichtfranzösischen Ele- 
mente von Paris usw. — Mag es der heute 
im In- und Ausland herrschenden Konjunk- 
tur auch gar nicht angenehm sein, so kann 
ich es doch der tschechischen Emigration zu 
Gefallen nicht fortlügen: Trotz Vertreibung 
und Ermordung von Millionen Deutscher aus 
den Gebieten der alten Monarchie leben im 
Donauraum, in Österreich, heute noch rund 
sieben Millionen Menschen, die nichts dafür 
können, daß sie schließlich genau so Deutsche 
sind wie die Hessen oder die Schwaben, näm- 
lich überwiegend Bayern, Altbaiern! Auch 
wenn sie derzeit nur „Unterrichtssprache“ *‘ 
lernen dürfen. — 

Niemand kann aus Konjunkturgründen die 
Tatsache ändern, daß bei Enns, an der 
Grenze zwischen Ober- und Niederösterreich, 
die erste bayrische Herzogsburg stand, daß 
im benachbarten Lorch der erste bayrische 
Bischof residierte, ehe noch die ersten Tsche- 
chen nach Böhmen kamen. Auch die Instinkt- 
losigkeit des Österreichers Hitler, Österreich, 
den ältesten bairischen Stammesboden, 
fälschlich als „Ostmark“ zu deklarieren, kann 
nichts daran ändern, daß die Ostmark erst 
jenseits des Tullnerbaches begann und sich 
bis an die Raab nach Pannonien erstreckt 
hat. Wer der Behauptung nicht traut, mag 
seine Augen bemühen: Hier in Österreich 
stehen noch die uralten „Mittertennhäuser“, 
Einhäuser mit Garbenräucherung über dem 
Herd, die älteste bäuerliche Gehöftform des 
gesamten Alpennordrandes, die im Westen 
bis nach Frankreich reicht! Vom Westen bis 
in die Ostalpen und im Norden über den 
Kamm des Böhmerwaldes reicht das Gebiet 


*"Der amtliche Begriff der österreichischen Unter. 
richtsverwaltung, durch den das Wort „Deutsch“ um 
gangen wird. 
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der altbairischen Einzelhofsiedlung, zum 
Unterschied von den östlichen, geschlossenen 
Dorfsiedlungen des Mittelalters, die erst nach 
dem Zurückwerfen des Awareneinbruchs 
entstanden sind. 


Bis an die Traun reicht auch vom Westen 
her die Form des bayrisch-uralpenländischen 
Legschindeldaches. An diesem Fluß verläuft 
die europäische Basislinie Triest—Stettin. 
Sie war die Schlußlinie der großen Völker- 
wanderung wie des Awareneinfalls und ist 
heute wieder die europäische Nahtlinie ge- 
worden. Auch liegt sie im Kernfeld zwischen 
den beiden großen bajuwarischen Kultur- 
zentren Wien und München. Überdies ist sie 
eine deutliche Klimascheide zwischen West 
und Ost und demgemäß von Einfluß auf 
Fauna und Flora. Das über die Jahrhun- 
derte hinweg zu beobachtende Pendeln dieser 
Linie, quer durch Europa, zwischen West und 
Ost — die z.Z. wieder einmal an ihrem 
westlichsten Ausschlagspunkt angelangt ist 
(Rud. Heckl) — stellt eines der fundamen- 
talsten geopolitischen Gesetze Europas dar. 
Zahllose Belege aus der Haus- und Siedlungs- 
kunde, der Volkskunde und aus anderen 
Bereichen können dem aufmerksamen Be- 
obachter dafür täglich vor Augen geführt 
werden, soweit die angestammte Bevölkerung 
noch nicht von ihren jahrtausendalten Wohn- 
sitzen vertrieben ist und ihre Spuren nicht 
ausgelöscht sind. 

Alle aus dynastischen oder „etatistischen“ 
Ursachen entstandenen, mehr oder weniger 
willkürlichen Grenzziehungen können an 
diesen Gegebenheiten nichts ändern. Das sind 
für unseren Teil des Donauraumes die „or- 
ganischen und natürlichen Kräfte, welche 
allmählich die geschichtliche Tradition ge- 
formt haben“ und — in der Tat — „waren 
sie dieselben zu Premysl Ottokars Zeiten 
wie heute“, der auf dieser europäischen 
Basislinie Triest—Stettin sein Reich von der 
Ostsee bis an die Adria schaffen wollte, je- 
doch daran schicksalhafterweise von den 
Habsburgern gehindert wurde. 

Ich hoffe, diese Geschichtsklitterung ad 
absurdum geführt zu haben, die selbst in der 
Emigration unentschuldbar ist, wo ich im- 
merhin noch die Verwechslung des Sudeten- 
und Karpathenraumes mit dem Donauraum 
zu entschuldigen bereit bin. 


Auch daß Dr. Grezer Tschechen, Slowaken 
und Ukrainer für Donauslawen hält, mag in 


einer Zeit verziehen werden, die so viele 
Millionen Deutsche aus ihrer Heimat vertrieb, 
Vielleicht nimmt er in der Ferne wirklich in 
gutem Glauben an, die Donauslawen, näm- 
lich Kroaten, Serben, Bulgaren, Rumänen 
usw., hätten die Donau auch schon verlassen 
müssen, um dem „tschechisch geführten tria- 
listischen Großreich“ oder dem „Vereinigten 
Königreich der Donauslawen: lies Tschechen, 
Slowaken und Ruthenen“ an der Donau 
Platz zu machen? Vielleicht hat diese tsche- 
chische Emigration schon am 10. Mai 1951 
dem Hochzeitspaar von Nancy seine „über 
den Nationen stehende Krone“ angeboten? 


Immerhin mögen diese Königsmacher und 
ihr Thronprätendent zur Kenntnis nehmen, 
daß vorläufig noch wir 7 Millionen Österrei- 
cher an der Donau wohnen, immer noch 
Deutsch —, respektive „Unterrichtssprache“, 
— sprechen, und auf das uns 1918 vorent- 
haltene Selbstbestimmungsrecht der Völker, 
das ja übrigens nicht Herr Benesch, sondern 
der Präsident der USA, Woodrow Wilson, 
verkündet hat, diesmal und in alle Zukunft 
größten Wert legen. Selbst dann, wenn wir 
nicht Subjekt, sondern nur Objekt in der 
Entwicklung des neuen Europa sind. 


Dagegen legen wir keinen Wert mehr — 
ein für allemal — auf die Aspirationen der 
versippten Häuser Pseudo-Habsburg (Loth- 
ringen), Braganza, Bourbon-Parma usw.! 


Man unterlasse es daher lieber, ohne un- 
sere bescheidene Existenz auch nur zu er- 
wähnen, unseren Raum in allerlei anonyme 
Konstruktionen einzubeziehen. Es ist wahr- 
haft erstaunlich, aber man scheint in diesen 
Kreisen zu übersehen, daß wir ein „Sichver- 
legen“ auf Dr. Grezer für nichts anderes hal- 
ten müßten als eine „gefährliche, Illusionen 
weckende Spielerei“ und seine Forderung, 
ein neues „Donau-Commonwealth“ zu begrü- 
ßen, ehe das Volksdeutschen-Problem im 
europäischen Sinne (das heißt nicht Auswan- 
derung nach Übersee!) gelöst ist, für „jako- 
binische Demagogie“! 

Wir sind als eines der ersten Länder des 
Abendlandes in das karolingisch-ottonische 
Universalreich eingegangen, sind als letzter 
Rest dieses Reiches übrig geblieben und sind 
nur bereit, in einem neuen Europa aufzu- 
gehen, das aus denselben Wurzeln erwachsen 
wird. In diesem Commonwealth werden keine 
Kronen zu vergeben sein! 


Friedrich Knaipp 


Wierer: Zur Ordnung des Donauraums 717 


Sehr geehrte Herren! 


Die in der Freien Aussprache Ihres Juni- 
heftes erschienene Zuschrift von J. O. Grezer 
nötigt mich als Tschechen, Föderalisten und 
Rechtshistoriker zur Stellungnahme. 


Ich möchte dabei von einer Äußerung zu 
den „Personalia“ und den unwesentlichen 
Tatsachen absehen. 


Grezer eifert gegenden nationaltschechisch- 
sudetendeutschen Vertrag vom 4. August 
1950 im Namen der „Tschechischen Konser- 
vativen Sammlungsbewegung“ und der „Be- 
dingungen des Raumes“ sowie der „Gegeben- 
heiten der Tradition“. Er findet die Lösung 
der Zukunft „in einem dezentralisierten, 
föderalistischen „Trialismus“, aber gebün- 
delt als „Union“ (sic!), denn nur ein Ver- 
einigtes Königreich der Tschechen, Slowaken 
und Ruthenen (kurz „Vereinigtes König- 
reich der Donauslawen“) ist eine Überwin- 
dung des Zentralismus und zugleich des 
Separatismus“. 


Man forscht vergeblich auf der Landkarte 
nach Siedlungen der Tschechen und Ruthe- 
nen an der Donau, man findet hier lediglich 
slowakische Siedlungen. 

Nun, was erfordern die geographischen 
Gegebenheiten? Nach unserer Meinung vor 
allem die Einheit der böhmischen Länder: 
Böhmen (das Karl Haushofer „Bastion“ 
nannte), Mähren und Schlesien, die eine all- 
gemein bekannte wirtschaftliche Einheit bil- 
den. Dieses Staatsgebilde wurde ideologisch 
durch das traditionelle Band der Heiligen 
Wenzelskrone gefestigt, indem diese Krone 
in der typisch mittelalterlichen Auffassung 
nicht nur den König und die Stände, sondern 
auch das Hauptland Böhmen mit seinen 
Nebenländern und infolgedessen auch die 
beiden Völker Tschechen und Deutsche ver- 
band. Diese Verbindung der Länder wurde 
durch zahlreiche Privilegien gesichert, die 
eine nicht unwichtige Rolle bei dem Abschluß 
des Friedensvertrages von Breslau 1742 
(Schlesien zu Preußen. Schr.) gespielt haben. 
Es ist nur sonderbar, daß der „Konservative“ 
Grezer die Wichtigkeit der Restitution der 
Sudetendeutschen nicht einsehen will, da ja 
doch das Recht auf die Heimat für jeden 
Konservativen (der nur mit Staaten seßhaf- 
ter Völker rechnen will) eine conditio sine 
qua non einer lebensfähigen staatlichen Ord- 
nung sein muß. 


Die Besiedlung der böhmischen und mäh- 
rischen Grenzgebiete durch deutsche Kolo- 
nisten wurde von den Premysliden mit Pri- 
vilegien rechtlich unterbaut. Die Einheit der 
Völker der böhmischen Krone entsprach der 
mittelalterlichen Auffassung, die sich in ähn- 
licher Weise schon früher in Ungarn durch- 
gesetzt hat. (Ein Dekret, das wahrscheinlich 
vom Heiligen Stephan stammt, sagt: „Unius 
linguae, uniusque moris regnum imbecille et 
fragile est“!) Selbstverständlich wurde da- 
durch eine faktische — manchmal in eine 
Krisis übergehende Spannung (Vertreibung 
der deutschen Städter aus Inner-Böhmen in 
den Hussitenkriegen) — nicht ausgeschlossen. 


Bereits 1848 führten die Ideen Rousseaus 
und Herders zu einer ernsten Krise, 
obwohl in den nichtungarischen Län- 
dern der österreichischen Monarchie der 
Gegensatz zwischen dem traditionellen, kon- 
servativen, historisch-geographisch unterbau- 
ten Kronlandföderalismus (historische Gren- 
zen entscheidend!) und dem revolutionären, 
naturrechtlichen, ethnischnationalen Födera- 
lismus (Sprachgrenzen entscheidend auf 
Grund des Selbstbestimmungsrechtes!) ei- 
gentlich nicht klar erkannt wurde. Der prak- 
tische Gegensatz des historischen und natio- 
nalen Prinzips wurde allmählich sichtbar. 
In den böhmischen Ländern verfochten die 
Tschechen das historische, die Deutschen 
größtenteils das nationale Prinzip. Die 
österreichisch-ungarische Monarchie bekam 
1867 eine schwerfällige dualistische Verfas- 
sung, die durch siebzehn Kronlandverfas- 
sungen in Österreich und die Sonderstellung 
Kroatiens in Ungarn kompliziert wurde. Die- 
ser österreichisch-ungarische Ausgleich er- 
kannte das ungarische, nicht aber das böh- 
mische Staatsrechtt an und machte eine 
wirklich föderalistische Reform unmöglich. 


Im Jahre 1918 wurde die neue Tschecho- 
slowakische Republik (CSR) errichtet, und 
zwar, wie man offiziell sagte, „auf Grund 
des historischen Prinzips (böhmische Län- 
der), das durch das nationale Prinzip ver- 
vollständigt wurde“. Im Namen des 
zweiten Prinzips (welches das erste Prinzip 
gänzlich ausschließt!) schloß man der CSR 
die Slowakei und Karpathoruthenien, die 
bis 1918 (etwa 1000 Jahre lang) Teile der 
ungarischen Stephanskrone gewesen waren, 
an. Die Slowakei und Karpathoruthenien 
gehören geographisch gar nicht zu den böh- 
mischen Ländern. Die natürlichen Wege — 
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die Flüsse — fließen hier ungefähr von Nor- 
den nach Süden. (Bekanntlich stieß der Holz- 
export aus der Ostslowakei und Ruthenien 
in der Richtung flußabwärts in die ungarische 
Ebene an die neue Grenze von 1918-20, was 
zu wirtschaftlichen Schwierigkeiten führte!) 
Dies alles beachtet eine „geopolitische“ 
These, die ein trialistisches Königreich von 
Asch bis zur Jasina plant, offenbar nicht. Das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker, das keine 
jakobinische Schöpfung darstellt, sondern 
das klar in der amerikanischen Unabhängig- 
keitserklärung von 1776 enthalten ist, ent- 
schied in diesem Falle — obwohl es formell 
nicht ganz einwandfrei durchgeführt wurde 
über dieSlowakeiund Karpathoruthenien. Die 
Sudetendeutschen wurden gegen die Willens- 
erklärung ihrer parlamentarischen Vertreter 
durch die Friedensverträge der CSR einver- 
leibt. 

Die CSR war ein zentralistischer National- 
staat und konnte deshalb trotz der verfas- 
sungsrechtlichen Garantie der demokratischen 
individuellen nationalen Rechte ihre nicht 
tschechischen oder slowakischen Völker 
nur ganz schwach moralisch an sich binden. 
Mit der Zeit wuchsen die Schwierigkeiten, 
als die Slowaken, die bis 1918 unter der 
madjarisierenden Herrschaft der ungarischen 
Gentry gestanden hatten, in den slowakischen 
Schulen sich allmählich zu einer politischen 
Nation mit einer ausgebildeten Intelligenz- 
‚schicht entwickelten. Bei den Sudetendeut- 
schen waren von Anfang an gewisse ökono- 
mische Schwierigkeiten vorhanden (auch 
Kriegsanleihen und Bodenreform!), die je- 
doch in dem relativ kleinen Staat, der durch 
hohe Zollmauern umgeben war, praktisch 
unlösbar waren. So ging die sudetendeutsche 
Industrie zurück, was zu einer allmählichen 
Radikalisierung der Sudetendeutschen nach 
dem Ausbruch der Weltwirtschaftskrise 
führte. 


Der „Konservative“ Grezer behauptet in 
sonderbarer Übereinstimmung mit der roten 


Prager Propagandamaschine, daß sich eine : 


sudetendeutsche „Phalanx der Landesverrä- 
ter“ schon hundert Jahre lang betätigt habe. 
Nun wurde im alten Österreich die Schönerer- 
bewegung erst in den Wahlen von 1897 und 
besonders von 1900 stark, um dann allmäh- 
lich auseinanderzubrechen. In den Wahlen 
von 1907 wählten die Sudetendeutschen in 
ihrer großen Majorität „österreichisch“, und 
selbst bei den Wahlen von 1911 blieb die 


Freie Aussprache 


Partei des abtrünnigen Unterführers von 
Schönerer, K. H. Wolf, („Deutschradikale“) 
in einer Minderheit gegenüber den „loyalen“ 1 
Agrariern und Liberalen und den größten- 3 
teils internationalen Sozialdemokraten. Bi 


Andererseits regten sich bei den Tschechen 
zumindest von den Wahlen von 1900 an 
radikale panslawistische Kräfte, die freilich in 
der Minderheit blieben. 

In einer wissenschaftlichen Zeitschrift sind 
übrigens die von Herrn Grezer gebrauchten 
Ausdrücke „Deserteur“ (über General 
Prchala) wenig angebracht, ebensowenig wie 
die Fabel von der „antiösterreichischen“ 
Einstellung Dr. Lodgmans im Parlament, der 
sich doch 1917 im Wiener Reichsrat als „böh- 
mischer Edelmann und österreichischer Offi- 
zier“ bezeichnet hat. 

In der CSR errangen die den neuen 
Staat ablehnenden Parteien der deutschen | 
Nationalsozialisten und Deutschnationalen 
bei den Wahlen von 1920, 1925 und 1929 
zusammen nur 15 bis 17 Mandate, während 
die kompromißbereiten „Aktivisten“ zusam- 
men steis mindestens 48 Mandate innehätten. 
Erst in der aufgeregten Stimmung von 1935 
wählten fast zwei Drittel aller Sudetendeut- 
schen Henleins „Sudetendeutsche Partei“. | 


So kam es zu München. Nach nicht ganz 
sechs Monaten der Münchener Regelung 
wurde das Protektorat 1939-1945 errichtet, 
das von der scheinbar festen nationalistischen 
Lösung 1945 abgelöst wurde. Heute ist in 
den böhmischen Ländern die soziale An- 
gleichung an die Sowjets unverkennbar und 
auch die „russische“ Kulturpropaganda ist so 
stark, daß sie die tschechische kulturelle | 
Integrität gefährlich bedroht. | 

Nach den Untaien der Zeit nach 1939 fra- 
gen wohl alle: Wie soll die lebensfähige, 
sinngemäße, geopolitisch unterbaute . Rege- 
lung der Zukunft aussehen? Die Geopolitik 
kann nicht die „organischen und natürlichen 
Kräfte, welche allmählich die geschichtliche 
Tradition geformt haben“, als unabänderlich 
erklären, (wie es Grezer tut). Wir wissen 
wohl, daß schon die Begründer der Geopo- 
litik, vor allem Rudolf Kjellen, die sittlichen 
und ideellen Kräfte immer beachtet und 
einen geographischen Determinismus abge- 
lehnt haben. Die Geopolitik soll die Wechsel- 
wirkung zwischen der menschlichen Gesell- 
schaft und den physisch-geographischen 
Grundlagen erklären und erkennen, (z.B. 
Einfluß der Agrar- und Forstpolitik auf den 


Wierer: Zur Ordnung des Donauraunıs 


Wald- und Wasserbestand und infolgedessen 


‚teilweise auch auf das Klima eines Landes). 
Zudem sind die „geopolitischen Gesetze“ nur 
Erklärungen bestimmter Tendenzen im 
staatlichen und gesellschaftlichen Leben, das 


durch die geographischen Grundlagen mit 


—, nicht aber ausschließlich bestimmt wird. 
Der „Geopolitiker“ muß immer respiciens 
ea omnia alle wichtigen geographischen und 
geopolitischen Tatsachen verstehend beach- 
ten, bearbeiten und erklären. 

Die „Lösung“ von 1945 hat zur Verwüstung 
des böhmischen Grenzlandes und zur gefähr- 
lichen Zusammenballung der unorganisch 
angesiedelten Massen in den vier Zonen 
Deutschlands geführt. Ethisch ist diese Rege- 
lung durchaus abzulehnen. 

Andererseits ist aber das Selbstbestim- 
mungsrecht nicht als ein abstraktes, schema- 
tisch durchzuführendes Anrecht aufzufassen. 
Das Selbstbestimmungsrecht ist mit Rück- 
sicht auf die wichtigen geopolitischen Ge- 
gebenheiten und Tatsachen durchzuführen. 
Infolgedessen ist mit der nationalen und 
staatspolitischen Integration der Slowaken 
auf Grund ihres Selbstbestimmungsrechtes zu 
rechnen; ein traditionelles, monarchisches 
Band, das Grezer naiv an die St. Wenzels- 
krone anknüpfen will, könnte die Slowaken 
— posito sed non concesso — nur mit der 
St. Stephanskrone verbinden. 


Die Teilung des Böhmischen Raumes hat 
sich 1938 nicht bewährt und wurde vom 
Großdeutschen Reich lediglich zur Schaffung 
eines Sprungbretts für weitere Vorstöße ost- 
und südostwärts benützt. Der Schatten der 
Untaten aus der Zeit von 1939 bis 1945 stünde 
über jeder Form des Anschlusses des Sude- 
tenlandes an Deutschland. Eine etwaige 
Trennung von Böhmen würde nicht nur an 
den Widerstand der Tschechen, sondern auch 
an. die Gegnerschaft der sonst vielfach 
deutschfreundlichen Ost-, Donau- und Balkan- 
Klein- und -Mittelvölker stoßen. Über die 
Stärke einer Opposition im Westen gegen 
eine solche Trennung wird sich kein objek- 
tiver Beobachter einer Täuschung hingeben. 

Weiter hat sich die Lösung von 1918, die 
CSR, nicht auf die Dauer als lebensfähig er- 
wiesen. Die Untaten, die bei der Austreibung 
der Sudetendeutschen begangen wurden, 
schließen eine zentralistische nationalstaat- 
liche Lösung für die Sudetendeutschen aus. 
Die Sudetendeutschen haben das Recht, im 
Sinne sowohl der christlichen Ethik als auch 


des Naturrechtes die Rückkehr sowie eine 
sittlich angemessene Wiederherstellung ihres 
Eigentums zu fordern. 

Das Selbstbestimmungsrecht wäre sowohl 
von Seiten der Tschechen als auch der Sude- 
tendeutschen gegenseitig und solidarisch 
durchzuführen. Infolgedessen sind die Su- 
detendeutschen weder zur Separation noch 
zur Beherrschung, die Tschechen ebenfalls 
weder zur Vertreibung noch zur Beherr- 
schung berechtigt. Beide Völker sollten 
gleichberechtigt sein und zwar nicht nur im 
individuellen Leben der Bürger, sondern 
auch im nationalen und besonders im kultu- 
rellen Gruppenleben. Beide Völker sollten 
auf Grund nationaler Matrikeln rechtlich 
organisierte Gruppen bilden und volle Auto- 
nomie und Selbstverwaltung in nationalen 
und kulturellen Fragen haben. Die Verbre- 
chen und Schäden der Zeit nach 1939 sollte 
man gerecht und unparteüsch sühnen. Even- 
tuelle Streitigkeiten könnte man durch ge- 
mischte Gerichte oder Schiedsgerichte (unter 
einem andersnationalen, neutralen Vorsit- 
zenden,) entscheiden. 


Dieser böhmische Staat sollte Teilstaat 
einer Donau-Mitteleuropäischen Föderation 
werden, die auf Grund freier Entscheidung 
der Völker zu bilden wäre. Das Gebiet dieses 
föderativen Gebildes ist durch die Alpen, die 
Karpathen und den Karst ziemlich klar um- 
rissen und umfaßt neben den beiden erwähn- 
ten Völkern auch Deutsch-Österreicher, Un- 
garn, Slowaken, Slowenen und Kroaten. Der 
Anschluß der Rumänen wäre bei ihrer ge- 
fährdeten geopolitischen Lage wahrscheinlich. 


Ein Dualismus, sogar ein Trialismus mit 
zwei oder drei gleichberechtigten Parlamen- 
ten wäre bei einer demokratischen Realunion 
von Staaten eine notwendige Quelle von 
Kompetenz- und Prestigestreitigkeiten, die 
zu unendlichen Verlegenheitslösungen, Ver- 
tagungen und endlich zum Separatismus 
führen müßten. 


Das Programm der Vereinigung tschechi- 
scher demokratischer Föderalisten aber klingt 
heute vielleicht wie utopische Zukunftsmusik. 
Man sollte jedoch nicht vergessen, daß man 
die Nationalismen einzelner Völker nicht 
machtpolitisch oder doktrinär, sondern auf 
die Dauer nur im Wege des schiedlichen, 
durchdachten Kompromisses harmonisieren 
und gerecht meistern kann. 


Rudolf Wierer 
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Zum Problem 5 
der europäischen Nationalitäten 


Sehr geehrte Herren! 


In Ihrem Septemberheft berichten Sie über 
den Kopenhagener Minderheitenkongreß. 
Wohl durch ein Versehen wird das Wort 
„europäisch“ dort groß geschrieben, wo Ihr 
Mitarbeiter offensichtlich nur allgemein von 
einem Verband der europäischen Minderhei- 
ten spricht. Der wirkliche Name der Organi- 
sation, der mehrfach gewechselt worden ist, 
weil schon mit dem Namen bestimmte poli- 
tische Vorstellungen verknüpft waren, lautet 
Europäischer Nationalitätenkongreß. 


Als Mitglied dieser Organisation arbeitete 
vor dem Zweiten Weltkrieg der Verband der 
deutschen Volksgruppen in Europa. In ihm 
hatten sich die Vertreter vieler, keineswegs 
aller, deutschen Volksgruppen in Staaten, die 
von Völkern nichtdeutscher Sprache be- 
herrscht wurden, zusammengeschlossen. Der 
Verband bemühte sich um Aussöhnung und 
Entgegenkommen auf der Basis der Gegen- 
seitigkeit und war nicht gegen den Bestand 
der Staaten gerichtet. Es ist zweckmäßig, an 
diese Tatsache zu erinnern, weil auch Länder, 
die den Begriff „Volksdeutsch“ als national- 
sozialistische oder irredentistische, „pan- 
germanistische“ Vokabel bezeichneten‘ und 
damit an der Verfemung und Verfolgung 
harmloser bäuerlicher Menschen, die Opfer 
und nicht Träger eines schweren Schicksals 
waren, teilnahmen, heute diese Wortdeutung 
nicht mehr festhalten. Verschiedene amerika- 
nische Staaten und internationale Organisa- 
tionen wünschen sich gerade „Volksdeutsche“ 
als Einwanderer. 


Der Begriff sollte nur besagen, daß die so 
benannten Menschen zwar nicht die Staats- 
angehörigkeit des -Deutschen Reichs oder 
Österreichs besaßen, aber der Überlieferung 
ihrer Familie nach zur deutschen Sprach- 
und Kulturgemeinschaft gehörten. Er war ein 
Notbehelf zur Kennzeichnung der Tatsache, 
daß zunächst nicht einmal das Zeitalter des 
nationalstaatlichen Chauvinismus alleSpuren 
des freieren Zusammenlebens von Menschen 
verschiedenen Volkstums in einer gemein- 
samen Heimat hatte auslöschen können. Der 
Begriff verlor seinen Sinn, als sich dieser 
Chauvinismus mit dem polizeistaatlichen und 
terroristischen Totalitarismus verband und 
die Austreibung oder Ausrottung der „An- 
deren“ anstrebte. N 


Ich kann über diese Dinge aussagen, weil 
ich der letzte Stellvertretende Generalsekre- 
tär des Europäischen Nationalitätenkongres- 
ses war und auch in den letzten Jahren des _ 
Verbandes der deutschen Volksgruppen in 
Europa mitgearbeitet habe. 


Arnold Weingärtner 


Zum deutsch-französischen Verhältnis 


Sehr geehrte Herren, 


Leider komme ich erst heute dazu, zu dem 
Aufsatz Dr. Gansers in Ihrem Augustheft 
Stellung zu nehmen. Er freute mich vor al- 
lem als Lebenszeichen des so lange in Gefan- 
genschaft gewesenen jungen Gelehrten. Ich 
erkenne gern das ehrliche Wollen Gansers 
an und stimme ihm darin zu, daß eine 
deutsch-französische Verständigung Voraus- 
setzung und Grundlage einer europäischen 
Einigung ist. Und es ist gewiß auch richtig, 
die Schuld nicht immer nur bei den anderen 
zu suchen. 


Trotzdem glaube ich nicht, daß sich eine 
wirkliche Verständigung durch eine Abwer- 
tung unserer Geschichte und eine Ver- 
wischung der Gegensätze erreichen läßt. Nur 
wenn man sich dieser Gegensätze in all ihrer 
Schwere bewußt ist, wird man auch die Kraft 
finden, sie zu überwinden. Der Gegensatz 
zwischen beiden Völkern wurzelt nicht nur, 
wie Ganser zu meinen scheint, in der Kabi- 
nettspolitik der Fürsten und in der Hybris 
deutscher Professoren, er beruht wahrlich 
auch nicht nur auf der Rückgliederung des 
Elsaß im Jahre 1871. Er ist sehr viel älter. 


Ludwig XIV. hat in Brügge am Grabe der 
Maria von Burgund gemeint „Hier liegt die 
Wiege unserer Kriege“, also den Gegensatz 
auf die burgundische Erbschaft zurückge- 
führt. Auch das ist nicht richtig. Der Gegen- 
satz ist in der geopolitischen Lage Frank- 
reichs (worauf gerade in dieser Zeitschrift 
verwiesen werden möchte!) und in dem 
unterschiedlichen Rechtsdenken beider Völ- 
ker begründet. 


Frankreich hat nur eine offene Grenze: 
den Nordosten gegen Deutchland und die 
Niederlande hin. Wenn Frankreich nicht 
Überseepolitik treiben, sondern seine Stel- 
lung in Europa stärken will, muß es gegen 
Nordosten, d.h. gegen den Rhein vorstoßen. 
Frankreich braucht (nach einem bekannten 


ge Kun: Zur Entwicklung in China 


Wort) den Rhein, um zu herrschen, Deutsch- 
3 land, um zu leben. Die Herrschaft über den 
Rhein ist die Voraussetzung des [ranzösi- 
schen Hegemoniestrebens in Europa. Und 
Frankreich hat immer und nicht erst seit 
1871 ein starkes Deutschland als Bedrohung 
empfunden. Es forderte schon 1866 und nicht 
erst nach dem Frankfurter Frieden Revanche. 


Die Straßburger Eide, auf die Dr. Ganser 
verweist, stehen gewiß an der Wiege unserer 
Völker, aber zugleich auch an der Weg- 
scheide, an der ihre Wege sich zu trennen 
beginnen. Damals standen sich die Völker 
im Bündnis gegenüber. Frankreich aber hat 
schon wenige Jahrzehnte später die Selbstän- 
digkeit Deutschlands nicht mehr anerkennen 
wollen und als Erbe Karls d. Gr. Ansprüche 
auf das karolingische Reich geltend gemacht. 


Es hat aber vor allem in der Folge seine 
Ansprüche nicht nur historisch, sondern auch 
weltanschaulich zu begründen versucht. Es 
schuf damit nicht erst heute, sondern schon 

im Mittelalter die moralische Ächtung des 
Gegners, die unsere Geschichte in dieser 
Form nie gekannt hat. Der Franzose hat 
schon im Mittelalter den Anspruch erhoben, 
für Gott zu kämpfen, wenn er für Frankreich 
stritt. Und an diesem Herrschafts- und Mis- 
sionsanspruch änderte sich auch nichts, als 
nach der Französischen Revolution anstelle 
-des Glaubenskampfes der Kampf für die 
Ideen von 1789, für die Freiheit trat. Frank- 
reich hat stets für eine Idee, Deutschland (in 
dieser Hinsicht weitaus nüchterner) für ein 
Interesse gekämpft. Französisches politisches 
Denken geht vom Staate und seiner Mission 
aus, der es auch andere Völker dienstbar 
zu machen sucht. Deutsches Denken erkennt 
die Interessen anderer Völker (ich brauche 
nur an Bismarck zu erinnern) grundsätzlich 
als ebenso berechtigt an und lehnt es ab, ihr 
Handeln moralisch zu werten. 


Es würde zu weit führen, in diesem Briefe 
diese schlagwortartigen Formulierungen 
näher zu begründen. Aber man muß um die 
unterschiedliche Sprache beider Völker, die 
tief in ihrer Geschichte verwurzelt und keine 
Professorenerfindung ist, wissen, wenn man 
die ganze Schicksalsmächtigkeit des deutsch- 
französischen Gegensatzes erkennen will. Nur 
dann aber wird man auch die Kraft finden, 
ihn zu überwinden. In diesem Ziele aber, ich 
wiederhole es, stimme ich durchaus mit Dr. 


Ganser überein. 
Günther Franz 


Zur Entwicklung in China 


Sehr geehrte Herren! 


Im Septemberheft Ihrer Zeitschrift ver- 
tritt Dr. Böhling eine andere Meinung über 
die Zustände in China als Dr. Bidder im 
Januar. Ich darf zu dieser Diskussion den 
Bericht eines chinesischen Freundes beitragen. 

Im Frühsommer 1948, als sich die Kuomin- 
tang-Truppen nur noch in den großen 
Städten Nordchinas und in schmalen Gebiets- 
streifen längs der Bahnlinie hielten, waren 
die Inlandsgebiete bereits längst unter kom- 
munistischer Herrschaft. 

Damals begab sich mein junger Freund Li 
Kwang Ping in sein Heimatdorf Heng 
Tschang, in der Provinz Ost-Hopei zwischen 
der Peking—Mukden-Bahn und der großen 
Mauer, um im Kreise seiner Familie das 
Drachenbootfest zu feiern. 

Wie sah es drüben bei den Lao Ba aus? 
Bei den Ba Lu, berichtete Freund Li, war es 
im allgemeinen bu-tso (gar nicht so schlecht). 
(Mit Lao Ba oder Ba Lu werden heute noch 
in ganz Nordchina die Kommunisten bezeich- 
net nach der zur Zeit der japanischen Okku- 
pation in Nordchina operierenden 8. Armee, 
auf Chinesisch Ba Lu-Djün.) Die „Freiheits“- 
Soldaten waren freundlich), höflich und hilfs- 
bereit. Sie stahlen keine Hühner und 
Schweine. Sie nahmen den Bauern die Esel, 
Maulesel und Karren nicht weg. Ja, sie 
malträtierten die Bevölkerung überhaupt 
nicht. Im Gegenteil, sie halfen den Bauern 
bei der Arbeit, und alles, was sie verzehrten, 
wurde prompt und richtig bezahlt. 

Das klang geradezu phantastisch. Denn in 
China war der Soldat immer gleichbedeutend 
mit Bandit, und die uns umgebende Kuomin- 
tang-Soldateska sorgte ergiebigst dafür, diese 
Begriffsgleichsetzung der Bevölkerung noch 
deutlicher einzuprägen, als es die Truppen 
der früheren Banditen-Generale je vermocht 
hatten. 

Soweit schien es bei denBa Lu also wirklich 
bu-tso zu sein. Sollte vielleicht das Neue, das 
die Ba Lu mit geschickter Propaganda brach- 
ten, doch etwa besser sein als das von alters- 
her Gewohnte? Nur war da eine Sache vor- 
gefallen, mit der Freund Lis Empfinden nicht 
so recht klar kommen konnte. 

Die Kuh eines wohlhabenden Bauern 
Wang Tsching-tai hatte den Zaun des Nach- 
barn Huang Teh-hua umgerissen, sein Saat- 
feld zertrampelt und wohl auch etwas ab- 
gegrast. 
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722 Freie Aussprache 


Nun mag zugegeben werden, daß in der 
guten alten Zeit, als noch der Sohn des Him- 
mels vom Drachenthron das Reich der Mitte 
regierte, und erst recht später unter der 
Herrschaft der Kuomintang - Gouverneure 
und -Bonzen der Bauer Wang seinen ärme- 
ren Nachbarn Huang für den durch die Kuh 
angerichteten Flurschaden höchstwahrschein- 
lich nicht entschädigt hätte. Das wäre unter 
der Würde Wangs gewesen, der als wohlha- 
bender und deshalb geachteter Mann natür- 
lich die besten Beziehungen zur Obrigkeit 
unterhielt. Er hätte die Vertreter der Obrig- 
keit zu einem guten Essen eingeladen oder 
sie mit einem kleinen Freundschaftsgeschenk 


bedacht. 


Der arme Bauer Huang wäre dazu verdon- 
nert worden, sich gefälligst einen solideren 
Zaun um sein elendes Grundstück zu bauen, 
der nicht gleich umfällt, wenn eine Kuh in 
die Nähe kommt, die obendrein Gefahr 
läuft, sich an seinem miserablen Kraut den 
Magen zu verderben. 


So pflegten solche Vorkommnisse immer 
auszulaufen. Das Volk nahm das als selbst- 


verständlich hin. Naturgewalten muß man . 


hinnehmen, auch die altgewohnte Tatsache, 
‘daß Macht gleich Recht ist. 


Doch nun weht der Wind aus einer ganz 
anderen Richtung. 


Mit den sozialen Privilegien der Begüter- 
ten räumen die Ba Lu gründlich auf. In den 
täglichen politischen Schulungsstunden, bei 
denen keiner fehlen darf, wird der Bevölke- 
rung das politische ABC der Ba Lu einge- 
trichtert. Man lernt, mit den Wölfen zu 
heulen. 


Die Kuh war sofort von der Ba Lu-Ortsbe- 
hörde festgenommen, abgeführt und ins 
Ortsgefängnis eingeliefert worden. Gegen 
den Bauern Wang erging Haftbefehl. Er 
wurde kurz darauf abgeholt und zu seiner 
Kuh gesperrt. 


Es herrschte eine schreckliche Aufregung 
im Dorf. Aus der bloßen Tatsache der Ver- 
haftungen konnte geschlossen werden, daß 
da ein ungeheures Verbrechen gegen die neue 
Ordnung geschehen sein mußte. Welches Ver- 
brechen? — Nun ja, heutzutage kann man ja 
nie wissen ...! 


Die Dorfbewohner erfuhren, welches ver- 
abscheuenswürdige Verbrechen verübt wor- 
den war, als sie nach einigen Tagen alle zu 
einer Dorfversammlung zusammengetrom- 


melt wurden, um über die Kuh und den E 
Bauern Recht zu sprechen. # 
Sie wußten, daß es die Pflicht und Schul # 
digkeit aller ist, gegen Schädlinge und Volks- _ 
feinde zusammenzustehen. Sie wußten, daß 
Schädlinge und Volksfeinde am Werk waren, 
als das Feld des armen Bauern Huang zer- 
trampelt wurde. Sie wußten, daß es gegen 
Schädlinge und Volksfeinde nur ein Urteil 

gibt: Tod! 

Ein Ober-Ba Lu hielt die Anklagerede, die 
gar keinen Zweifel darüber ließ, wie das Ur- 
teil lauten mußte. Als Hauptangeklagter 
stand die Kuh vor dem Volkstribunal, ihr 
Eigentümer, der Bauer Wang, als Anstifter 
und Helfershelfer. 

„... und nun, Tungdschümen (Genossen), 
frage ich Euch, welche Strafe hat dieses ver- 


1 


abscheuenswerte Geschöpf verdient?! 
„Schaa! Schaa!“ (Totschlagen! Umbringen!), 
tönte aus allen Kehlen das Urteil über den 
Dorfplatz. „Und ich frage Euch weiter, Ge- 
nossen, welche gerechte Strafe verdient der 
Volksfeind, in dessen Diensten der Schäd- 
ling stand und der den ruchlosen Frevel an- 
gestiftet und geduldet hat?!“ — „Schaa! 
Schaa! Schaa!“ _ 

Das Volk hatte gesprochen. Das Urteil 
war gefällt und wurde auf der Stelle voll- 
zogen. Die Kuh und der Bauer wurden er- 
schossen. 

So geschehen im Frühsommer 1948 in einer 
Ortschaft Nordchinas zwischen der nord- 
chinesischen Bahnlinie und der Großen 
Mauer. (Die vorkommenden Namen sind 
aus begreiflichen Gründen leicht abgeändert.) 

Inzwischen sind die Volkstribunale in 
China Methode geworden. Aus allen Teilen 
des Landes wird über Massenhinrichtungen 
von Volksfeinden, Verrätern, Saboteuren 
und Reaktionären berichtet, wobei die Ur- 
teile „durch das Volk“ gefällt wurden. 


Sie spielen sich so ab, wie die geschilderte 
Volksgerichtsversammlung auf dem Dorf- 
platz in Hengtschang. In den großen Städten 
werden die Vorgänge auf den Gerichtsplät- 
zen durch Radio übertragen. 

Die Angeklagten knieen gefesselt vor dem 
Volk. Durch Lautsprecher hallt die Anklage- 


‚rede über den Platz, am Schluß kommt die 


übliche Frage an das Volk. Darauf erfolgt 
die tausendstimmige Antwort: „Schaa! 
Schaa!“ 

Die Urteile werden im Anschluß an das 
Urteil sogleich durch Erschießen vollstreckt. 


Münch: Zum Jubiläum des „Vorwärts“ 


Wer trägt die Verantwortung für die Hin- 
richtungen? Wer trägt die Verantwortung für 
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Fehlurteile? — Nicht der öffentliche Anklä- 
ger; denn er hat ja nur, wie es seine Pflicht 
ist, die Schandtaten der Angeklagten aufge- 
zählt. Das Urteil gefällt haben die Hunderte 
oder Tausende, die von ihren Betrieben, 
Verbänden, Organisationen, Wohnblöcken 
usw. zu den Versammlungen delegiert wur- 
den. 

Der Mob schreit natürlich mit. Doch es 
wäre falsch, diese sogenannten Volksgerichte 
als „Mobgerichte“ zu bezeichnen. Es sind 
Massengerichte. Die Tausende von Arbeitern, 
Bauern, Handwerkern, Gewerbetreibenden, 
Kaufleuten, Frauen, Lehrern, Studenten usw. 
sind durch ihre Entsendung zu diesen Ge- 
richten zur Masse gepreßt worden, die keinen 
eigenen Willen und kein eigenes Urteil mehr 
hat. Sie kann nicht anders, als so zu reagie- 
ren, wie die demagogische Rhetorik des 
Sprechers sie lenkt. 

Was unsern Freund Li aus Hengtschang 
am meisten außer Fassung über das neue 
System gebracht hat, war die entsetzliche 
und beschämende Tatsache, daß seine eige- 
nen AÄnverwandten, Vater, Bruder und On- 
kels, mit dafür gestimmt hatten, die Kuh 
und den Bauern totzuschlagen. 

Wer nicht bedenkenlos für die Ausrottung 
der Verbrecher ist, ist selbst einer. Der Chi- 
nese hat einen gesunden Menschenverstand. 
Man ist lieber ein feiger Hund als ein toter 
Löwe. 

Li sitzt heute als gehobener Angestellter 
im Hauptbüro eines volkseigenen Betriebes. 
Bei wievielen Volksgerichten mag er nun 
selbst schon gerufen haben: „Schaa! Schaa! 


Schaa!“ 
I Tsao Kun 


Zum Jubiläum des „Vorwärts“ 


Sehr geehrte Herren! 


Diese letzten Seiten sind seit dem Wieder- 
erscheinen der Zeitschrift für Geopolitik 
dem Gedächtnis verdienstvoller Toten ge- 
widmet, die als Lebende über alle Kluften 
hinweg ein allgemeingültiges menschliches 
und berufliches Ansehen genossen. 

Wenn ich Sie heute bitte, die Reihe zu un- 
terbrechen und eines aus scheintodähnlicher 
Zwangsruhe Wiedererweckten, also eines Le- 
benden, zu gedenken, der nur etwas früher 
als unsere Zeitschrift für Geopolitik wieder 


zu den Lichtern zählen durfte, die die Straße 
der deutschen öffentlichen Meinungsbildung 
erhellen sollen, dann bin ich mir der Gefahr 
der Fehldeutung und gar der Abneigung 
manchen Lesers bewußt, weil ich ausgerech- 
net eine Parteizeitung als einer solchen Be- 
trachtung würdig erachte. Ich meine das Zen- 
tralorgan der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands, den „Neuen Vorwärts“. Am 
l. Oktober dieses Jahres hat er seinen 75. 
Geburtstag gefeiert, und das ist der Anlaß, 
statt eines Toten eines Lebenden zu ge- 
denken. 


Als er am 1. Oktober 1876 zum ersten Male 
und dann dreimal wöchentlich in Leipzig er- 
schien, da hatte der „Vorwärts“ natürlich so 
wie auch die Partei in Gruppen der Länder- 
parlamenteundder Paulskirche, seine Vorgän- 
ger, teils kaum über das Flugblattformat hin- 
ausragende und oft verboteneund zensurierte, 
kleine Zeitungen; er aber war das erste Zen- 
tralorgan der aus den Lassalleanern und 
Eisenachern, die sich auf dem Gothaer Kon- 
greß geeinigt hatten, gebildeten SPD. 


Als er schon nach zwei Jahren im Zuge der 
Verfolgungsmaßnahmen des Sozialistengeset- 
zes verboten wurde, verstummten mit ihm 
zunächst rund 40 gleichgerichtete Organe. 
Die Kenntnis der Geschichte unserer „klassi- 
schen“ deutschen Parteien ist weithin so ge- 
ring, daß die wenigsten wissen, daß die SPD 
im Dritten Reich schon ihre zweite zwölf- 
jährige Verbotszeit hinter sich brachte. Konn- 
ten damals von 1878 bis 1890 ihre Abgeord- 
neten auch in den Parlamenten bleiben und 
reden, so war es doch ihren Presseorganen 
völlig unmöglich, wenn sie nicht zu Kreuze 
kriechen wollten, innerhalb der deutschen 
Reichsgrenzen zu erscheinen. Mit Rücksicht 
auf die Deutschen in Österreich wählte man 
als Erscheinungsort der Nachfolgezeitung 
„Der Sozialdemokrat“ nicht London, wo Marx 
und Engels lebten, sondern Zürich. Bebel er- 
zählt in seinen Erinnerungen von all den 
Schwierigkeiten des Druckes, der Redaktion 
und des Schmuggels über die Grenzen, dann 
der Verteilung innerhalb Deutschlands, des 
kalten Verbotes durch die Schweiz auf preußi- 
schen Druck hin, die einfach den Redakteur aus- 
wies, der dann ab 1888 die Arbeit in London 
weiterführte. Wie danach Hamburg zum Ein- 
fuhrhafen der Zeitung wurde, das könnte 
man fast zu einer Geopolitik der „Kampf- 
zeitpresse“ jener Zeit ausweiten. 
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Am 20. Februar 1890 war der große Wahl- 
sieg der Sozialdemokraten und damit das 
Ende des Sozialistengesetzes gekommen. Der 
Reichstag lehnte die Verlängerung des Aus- 
nahmezustandes für die SPD ab und vom 
1. Januar 1890 an erschien der „Vorwärts“, 
vereinigt mit dem „Berliner Volksblatt“, im 
Reich. Ständig wachsende Abonnentenzahlen 
brachten nun einen unaufhaltsamen Aufstieg 
und Reingewinne, die den Ausbau anderer 
Propagandaeinrichtungen erlaubten. 

Starke Hemmungen in seinem inneren 
Auf- und Ausbau bestanden allerdings, — 
und darüber weiß die Parteigeschichte man- 
ches garstige Liedchen zu singen, das von 
keinem Sozialdemokraten neuer Art unter- 
schlagen wird. Es rumorte und gärte ständig 
zwischen orthodoxen Marxisten und Refor- 
misten, und es bedurfte aller Autorität des 
Parteivorstandes, um der kollegial arbeiten- 
den Redaktion einen Chefredakteur und 
eine Linie beizubringen. Immer blieb 
der „Vorwärts“ ein zuverlässiges Spiegelbild 
der Parteientwicklungsgeschichte, und so 
wird sie auch deshalb hier ausführlicher an- 
gedeutet, weil unsere heutigen Parteien nicht 
anders als durch ihre Vorgeschichte zu ver- 
stehen sind. Zu diesem Verständnis sollte 
eine politische Zeitschrift auch ihren Beitrag 
leisten. 

Am 28. Februar 1933, in der Nacht des 
Reichstagsbrandes, wird der „Vorwärts“ 
verboten und wiederum in die Emigration 
gedrängt. Bis 1938 erscheint er in Prag- 
Karlsbad, danach in Paris, wo er dann ein- 
geht, als sein Vertrieb zu viele der wertvoll- 
sten Menschen der Partei der Gestapo über- 
liefert. Wirkung und Opfer standen in gar 
zu krassem Widerspruch. 
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1948 kam in Hannover, dem damaligen 


Sitz der reichseinheitlichen, neuen SPD, dere 


„Neue Vorwärts“ heraus, zwar nur als Wo- 


chenzeitung, aber doch in einer Aufmachung » 
und mit einem hochstehenden Inhalt, die 


ihn ohne weiteres wieder zum Zentralorgan 


der Partei werden ließen. 

Nun ist er wieder einmal gewandert und 
hat seinen 75. Geburtstag in Bonn gefeiert. 
Er sehnt sich nach Berlin und nach einer 
ruhigen Weiterentwicklung zur Tageszeitung. 
Inzwischen kämpft er den Kampf seiner 
Partei in vorderster Front mit. 

Bereits am 28. Januar 1934, also in der 
Emigration, brachte das Zentralorgan einen 
Aufruf des Parteivorstandes mit der Er- 


klärung, daß sich die SPD mit Entschieden- 


heit gegen alle von außen kommenden 


Versuche zur Wehr setzen werde, einen 
künftigen, kriegerischen Zusammenbruch des 
nationalsozialistischen Regimes zu einer 
Zertrümmerung Deutschlands auszunutzen. 
Die SPD werde keinen Frieden anerkennen, 
der Deutschland politisch entrechte und eine 
Hemmung seiner wirtschaftlichen Entwick- 
lungsmöglichkeiten bedeute. Gleichzeitig 
bekämpfte der emigrierte „Vorwärts“ jede 
Kollektivschuldihese und trat für die spä- 
tere Gleichberechtigung Deutschlands ein. 
So steht das Geburtstagskind als Träger 
bester sozialdemokratischer, deutscher Tra- 
dition in der Reihe unserer großen Blätter, 
wenn es heute wiederum, um mit Kurt 
Schumacher zu sprechen, mit der SPD „für 
die Grundlagen der internationalen Zu- 
sammenarbeit kämpft, wenn sie ihr eigenes 
Volk zu einem Volk der freien und gleich- 
geachteten und damit der freudigen und 


krisenfesten Mitarbeiter der anderen Völ- 


ker macht“. 


Willy Münch 
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